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Vorwort 
 

Relativ wenig ist über ihre Geschichte bekannt. Umso mehr ran-
ken sich zahlreiche Klischeevorstellungen um ihr Dasein. Ge-
meint ist die Gruppe der Dorfdeppen, Landirren, Dosten oder 
wie sie im landläufigen Sinn, in unterschiedlicher regionaler Aus-
prägung, zu bezeichnen gepflegt wurden und teilweise noch im-
mer werden. Die Klischees und die Attribute, die ihnen anhaften, 
reichen sehr weit. Sie gehen vom heiteren Dulder über den sozial 
gefährlichen Irren bis hin zum religiös verklärten Leidenden und 
glücklichen Idioten, der in einer besinnlichen und beschaulichen 
Landumgebung ein inneres Gleichgewicht finden kann. Gerade 
diese im Bewußtsein der Bevölkerung tief verankerten Vorstel-
lungen sind jedoch zumeist stark idealisierte Stereotypen, welche 
von der Realität weit entfernte Idyllen unterstellen. Sosehr es 
auch schwerfällt, ein wirklichkeitsnahes und nüchternes Bild über 
die tatsächlichen Lebenssituationen dieser Menschen zu zeichnen, 
so ist zumindest eine Aussage leicht zu treffen. Tatsache ist, daß 
geistig behinderte Menschen von jeher keine verschwindend klei-
ne Randgruppe darstellten, sondern immer schon aufgrund ihrer 
relativ großen Zahl einen Teil der gelebten Wirklichkeit im länd-
lichen Sozialsystem ausmachten. 

Der Umgang mit dieser gesellschaftlichen Randgruppe im allge-
meinen und die Stellung dem Wahnsinn gegenüber im beson-
deren änderte sich im Laufe der Zeit. Der Wahnsinn blieb in der 
Kulturgeschichte der Menschheit keine konstante Größe, die von 
ihm Befallenen erfuhren dementsprechend unterschiedliche Be-
handlungen, die von einer weitgehenden sozialen Akzeptanz bis 
zur Ausgrenzung bzw. Segregation in eigens dafür errichteten 
Bewahrungsanstalten reichten. Auch im ländlichen Raum zeitig-
ten dabei allgemeine gesellschaftliche Werteänderungen und Pa-
radigmenwechsel in der Position gegenüber den Wahnsinnigen 
letztendlich ihre Auswirkungen, obwohl sich diese Entwicklun-
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gen generell langsamer vollzogen und die traditionellen Werte-
muster sich noch relativ lange als sehr persistent erwiesen. 

Katalysierend wirkten sich schließlich die strukturellen Ände-
rungen in der Landwirtschaft aus. Geistig Behinderte verloren 
mit dem Ende der bäuerlichen Großfamilie und im Zuge der fort-
schreitenden Technisierung und Mechanisierung in der Landwirt-
schaft ihre Existenzgrundlage und Betätigungsfelder. Viele muß-
ten mangels Betreuungspersonen ihren angestammten Lebens-
raum verlassen und fielen der sozialen Wohlfahrt in eigens dafür 
errichteten Irrenhäusern, psychiatrischen Anstalten und Kliniken 
anheim. 

Erst in den letzten Jahrzehnten entstand im Dunstkreis neuerer 
psychiatrischer Reformüberlegungen ein zunehmendes Problem-
bewußtsein gegenüber den in Anstalten Internierten. In der Dis-
kussion über "Modelle einer Offenen Psychiatrie" und unter dem 
Postulat "Grundsätze einer modernen Behindertenpolitik" melde-
te sich sehr bald auch die Landwirtschaft zu Wort. Man begann 
sich wieder auf die lange Tradition landwirtschaftlicher Behinder-
tenbetreuungsmodelle zu besinnen. Erste internationale Untersu-
chungen über Möglichkeiten einer Integration behinderter Men-
schen im ländlichen Raum außerhalb traditioneller Be-
treuungseinrichtungen fanden zunehmend Beachtung. Daß dabei 
natürlich auch die Okkasion staatlicher Transferzahlungen für 
Leistungen der Behindertenbetreuung, gerade für ökonomisch 
marginalisierte landwirtschaftliche Betriebe, einen wesentlichen 
Angelpunkt in der Diskussion ausmachten, darf nicht ver-
schwiegen werden. Gerade in jüngerer Vergangenheit gibt es 
Beispiele systematischer Verwahrlosungen, dort wo landwirt-
schaftliche Betriebsleiter, bar jeder Pflegekompetenz, die Betreu-
ung behinderter Menschen zu einer lukrativen Einkommensalter-
native machten. Gleichwohl darf die Komponente eines außer-
landwirtschaftlichen Erwerbseinkommens nicht von vorne herein 
als negativ gesehen werden, sofern Aufwand und Leistung in 
einem vernünftigen Verhältnis zu einander stehen und flankieren-
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de Maßnahmen einen effizienten Schutz für die in der Landwirt-
schaft betreuten Personen gewährleisten können. 

Der nun vorliegende Bericht ist der zweite Teil einer Studie zur 
Situation behinderter Menschen in der Landwirtschaft. Er be-
schränkt sich in seinem Inhalt auf eine Evaluierung der Chancen 
und Gefahren, welche mit einer extra-asylären Betreuung von 
geistig Kranken und psychisch Behinderten in der Landwirtschaft 
verbunden sind. Andere behindertenrelevante Fragestellungen, 
die im Zusammenhang mit der Integrationsthematik ebenfalls 
eine nicht unwesentliche Bedeutung haben, wie z.B. Begriffsdefi-
nitionen, die rechtliche Hierarchie und Förderungsmaßnahmen 
für Behinderte in Österreich oder eine Abschätzung über die An-
zahl behinderter Personen, bleiben in dieser Arbeit bewußt aus-
geklammert, da sie bereits im ersten Teil der Studie (For-
schungsbericht Nr. 27) ausführlich abgehandelt worden sind. In 
rechtlichen Belangen wird in einem Exkurs auf die Problematik 
des Anhalte- und Sachwalterschaftsrechtes eingegangen, da diese 
gerade im Kontext mit der Betreuung geistig behinderter Men-
schen als außerordentlich wichtig erscheint. 

 

Anmerkung des Autors 

Wenn in diesem Forschungsbericht des öfteren Begriffe wie 
Wahnsinn, Schwachsinn oder Irrsinn fallen, so darf dies nicht als 
abwertend gesehen werden. Um zu verhindern, daß bei der Re-
zension historischer Materialien sprachliche Brüche entstehen, 
zog ich es vor, in allen jenen Kapiteln, welche auf historische 
Entwicklungen bezug nehmen, diese traditionellen, heute aller-
dings stark negativ besetzten sprachlichen Kategorien zu gebrau-
chen. In allen anderen Teilen der Studie finden die heute in der 
Medizin und in den Sozialwissenschaften üblichen Begriffe An-
wendung. 
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Einleitung: Zur Integration geistig behinderter 
Menschen in der Landwirtschaft 

Modelle einer Einbindung geistig behinderter Personen in land-
wirtschaftliche Tätigkeitsbereiche sind nicht neu. Betrachtet man 
die Geschichte, so finden sich eine ganze Reihe von Beispielen, 
die jedoch nicht einfach als Prototypen einer "Offenen Psychia-
trie" auf die heutige Situation übertragbar sind. So hat sich der 
Zugang zum Wahnsinn im Laufe der Geschichte in Abhängigkeit 
von den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, wie in etwa von 
den mit der Entwicklung der Produktivkräfte eng verbundenen 
Ordnungserfordernissen, aber auch mit den methodologischen 
und therapeutischen Fortschritten der Psychiatrie und der Sozi-
almedizin geändert. Eine Einschätzung der Sinnhaftigkeit integra-
tiver Modelle in der Landwirtschaft verlangt deshalb nach einer 
tiefgreifenderen Analyse, welche neben einer ontologischen 
Infragestellung des Wahnsinnsbegriffes auch retrospektiv auf die 
historische Lebenssituation geistig behinderter Menschen in den 
ländlichen Regionen einzugehen hat. Nur so kann sozialromanti-
schen Vorstellungen von idealisierten, idyllischen Lebensverhält-
nissen für Geistesschwache auf dem Land begegnet werden. 

Aufgrund der begrenzten Ressourcen und der relativ engen Fra-
gestellung dieser Arbeit wird sich die Diskussion über sozial-
psychologische und psychotherapeutische Ansätze im Sinne einer 
Rehabilitation geistig behinderter Menschen wie auch der sozio-
historischen Rahmenbedingungen auf einzelne knappe Skizzen 
beschränken müssen, die nichtsdestotrotz die ganze Komplexität 
der Thematik aufzeigen sollen. 

Der zentrale Punkt der Untersuchung wird die Präsentation eini-
ger bestehender oder in Entwicklung begriffener Integrati-
onsmodelle für geistig behinderte Menschen in der Landwirt-
schaft sein. Davon abstrahierend wird der Versuch unternom-
men, adäquate Rahmenbedingungen als Grundvoraussetzung für 
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die Unterbringung geistig Kranker in der Landwirtschaft zu pos-
tulieren. 
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1. Kurzer Abriß über die Geschichte der 
Psychiatrie 

1.1. Interpretation und Kulturgeschichte des Wahnsinns 

Soweit man die Geschichte verfolgen kann, findet man Refle-
xionen über Erfahrungen mit dem Wahnsinn. Die in der Anthro-
pologie lange Zeit als zentral angesehene Begriffsdefinition und 
Abgrenzung zwischen Normalität und Abnormität erweist sich 
hierbei jedoch als denkbar ungeeignetes Instrument. Anders-
artigkeit und offensichtliche Unvernunft hatten durchaus ihren 
Platz in der Gesellschaft, sofern im Sinne einer Funktionalität 
daraus Nutzen gezogen werden konnte oder zumindest die be-
stehende Herrschaftsordnung nicht gefährdet erschien. So konnte 
der griechische Philosoph Diogenes in der antiken Stadt Sinope, 
von den Behörden relativ unbehelligt, seinen Exzessen nach-
gehen. Er zeigte alle Anzeichen von Non-Konformität und Non-
Akzeptanz, d.h. er lebte unter anderem halbnackt in einem Faß 
und provozierte in aller Öffentlichkeit durch ungestümes Be-
nehmen und sexuelle Ausschweifungen. Nun wäre es jedoch 
falsch, Diogenes eine Geisteskrankheit zu unterstellen, dennoch 
kann er als Symbol einer gewissen Liberalität der damaligen Ge-
sellschaft herhalten, als historisch dokumentierter Archetyp eines 
Outsiders, der alle Zeichen eines Wahnsinns zur Schau stellte. 

Andererseits kann man bei einer Reflexion über die Stellung der 
Schwachsinnigen im Kulturleben der einzelnen historischen Epo-
chen von keinem durchgehenden oder einheitlichen Bild ausge-
hen. Erfuhr der Wahnsinn einerseits eine gewisse gesellschaftli-
che Toleranz, so finden sich gleichzeitig immer wieder auch 
Zeugnisse von Mißhandlungen und Tötungen behinderter Perso-
nen. So war es bei den Spartanern durchaus üblich, mißgestaltete 
und hochgradig geistig behinderte Kinder in die Schluchten des 
Taygetos zu werfen. Ähnliches findet sich auch in einer der ers-
ten schriftlich überlieferten Sozialutopien, den "Sonneninseln" 
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des Iambulos, in denen in Form eines phantastisch-
abenteuerlichen Reiseberichtes die Konturen eines für die grie-
chische Antike konzipierten Idealstaates wiedergegeben werden. 
Hierin befiehlt ein strenges Gesetz allen jenen, welche gelähmt 
sind oder an irgend einem Gebrechen leiden, sich selber das Le-
ben zu nehmen.1 Bei den Römern erhielten Schwachsinnige zum 
Zwecke des Spottes und der Erheiterung als Tischgenossen und 
Vorzeigeobjekte sogar Zutritt in die vornehmsten Kreise der Ge-
sellschaft. Als sogenannte "Morionen" wurden sie verkauft und 
verschenkt. Möglichst vollkommene und mißgestaltete Idioten 
erzielten dabei den größten Marktwert. Letztendlich setzte sich 
dieser Unterhaltungscharakter mit den deutschen Hofnarren und 
den französischen Bouffons an den Herrscherhäusern des höfi-
schen Absolutismus fort.2 

Eine immer wiederkehrende Facette des Wahnsinns ist seine 
Mystifizierung, welche ursächlich mit dem fehlenden ätiolo-
gischen und pathogenetischen Wissen über das Wesen der 
Krankheit zusammenhängen dürfte. Sehr oft mußten Dämonen 
als Urheber für geistige und psychische Erkrankungen verant-
wortlich zeichnen. Schon in der altindischen Mythologie taucht 
die Gestalt des "Marut" auf, der als rachitischer Zwerg mit di-
ckem Kopf, schwächlichen Beinen und blödem Gesichtsausdruck 
den personifizierten Wahnsinn versinnbildlicht. Ähnlich soll der 
buddhistische Teufel "Mara" den Menschen neben Dummheit 
und Faulheit auch Stumpfsinn und Trägheit bringen.3 Die mysti-
schen Erklärungsmuster des Wahnsinns haben eine lange Traditi-
on, welche niemals ganz aus dem öffentlichen Bewußtsein ver-
schwand. In der christlich-abendländischen Kultur finden sich so 

                                                   
1 Helmut Swoboda: Der Traum vom besten Staat. Texte aus Utopien 

von Platon bis Morris. München 1973, S.39 
2 Dorothea Meyer: Erforschung und Therapie der Oligophrenien in 

der ersten Hälfte des 19.Jahrhunderts, Berlin-Charlottenburg 1973, 
S.19 

3 A.a.O.: S.18 und 20 
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manche Hinweise auf gesunde Kinder, welche in der Wiege vom 
Satan ausgetauscht oder von Hexen verhext worden sein sollen. 
Die Auffassung von der Existenz derartiger "Wechselbälge", die 
übrigens auch noch von Martin Luther vertreten wurde, brachte 
so manche Scheiterhaufen zum Entzünden. Andererseits existie-
ren auch Berichte über Verehrungen von Idioten und Kretinen. 
Die Bewohner mancher Dörfer der Schweiz, aber auch der Stei-
ermark betrachteten diese als Segen Gottes und verehrten sie als 
Heilige. Dieser Verehrung lag die Auffassung zugrunde, daß die 
Betroffenen mit ihrem Wahnsinn die Buße für die Sünden der 
ganzen Familie auf sich nehmen würden und daher einer beson-
deren Wertschätzung bedürfen. Auf diese Weise könnte ein Be-
zug zum französisch Schweizer Volksausdruck "crétin" herge-
stellt werden, welcher sich vom Wort Christ ableiten dürfte.4 

Im Mittelalter war der Wahnsinn Teil einer pittoresken Realität. 
Die zentrale staatliche Ordnungsmacht sah keine Notwendigkeit 
und war auch viel zu schwach, andersartige Elemente zu diszipli-
nieren. Angesichts des allgemeinen kulturellen Niedergangs und 
der Omnipräsenz des Todes, der durch die aus dem Orient einge-
schleppten Seuchen Pest und Lepra, durch Hungerkatastrophen 
und Kriegswüstungen zahlreiche Opfer forderte, wird der Wahn-
sinn zu einer gelebten Wirklichkeit, zu einem verzweifelten Auf-
lehnen wider die tradierten Vernunftsordnungen. "Der Wahnsinn 
wird eine Bezugsform der Vernunft, oder vielmehr, Wahnsinn 
und Vernunft treten in eine ständige umkehrbare Beziehung, die 
bewirkt, daß jede Wahnsinnsform ihre sie beurteilende und meis-
ternde Vernunft findet, jede Vernunft ihren Wahnsinn hat, in dem 
sie ihre lächerliche Wahrheit findet."5 Insofern manifestiert sich 
Wahnsinn als Unvernunft, als negativer Pol zum Vernunftsge-
bäude. 

                                                   
4 A.a.O.: S.21 
5 Michel Foucault: Wahnsinn und Gesellschaft, Frankfurt a. M. !969, 

S.51 
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Die psychischen Belastungen, denen die Menschen in jener un-
gewissen Zeit ausgesetzt waren, mußten sich auf irgend eine 
Weise ventilieren. Der Wahnsinn der Welt führte gewissermaßen 
zur Hingabe an bestimmte Wahnsinnsformen. So breitete sich 
unter anderem im Hochmittelalter die Tanzwut aus. Radulfus de 
Rivo berichtet, daß sich die Tanzwütigen Kränze ins Haar floch-
ten, halb nackt gingen und ohne Scham auf Friedhöfen, in Kir-
chen und auf öffentlichen Plätzen allerlei Wahnsinn betrieben.6 

Narren waren integrierter Bestandteil des öffentlichen Lebens. 
Themen von Narrentänzen und Narrenfesten werden in den 
Holzschnitten und Stichen von Hieronymus Bosch oder Peter 
Bruegel dem Älteren wiedergegeben.7 Das Antlitz des Wahnsinns 
in den Bildern verschmilzt mit dem real existierenden Wahnsinn 
der Welt. Teilweise wird der Wahnsinn auch religiös verbrämt 
erlebt. In Anlehnung an den Korintherbrief (2.Korinther 11,16) 
"Nochmals sage ich: Es halte mich niemand für töricht! Wenn 
aber doch, dann ertragt mich als Toren, damit auch ich ein wenig 
mich rühme" und "ich rede unbesonnen, ich bin es noch mehr" 
(2.Korinther 11,23) wird der Wahnsinn zum Verzicht auf die 
Welt, zur völligen Hingabe an den dunklen Willen Gottes. 

Sosehr auch die Existenz von Geisteskranken in der mittelalter-
lichen Gesellschaft hingenommen wurde, so gibt es dennoch ein-
zelne Beispiele der Absonderung. So geschah es oft, daß die Ir-
ren ein Wanderleben führten. Häufig jagte man sie aus der Stadt 
und ließ sie in der freien Landschaft herumlaufen, wenn man sie 
nicht einer Gruppe von Händlern oder Pilgern anvertraute. Sol-
che Irrenvertreibungen werden in der ersten Hälfte des 15. Jahr-
hunderts häufig aus Deutschland berichtet, während sie in Frank-
reich oft Schiffern übergeben wurden. Solche "Narrenschiffe" 

                                                   
6 Harald Waitzbauer: Ein Schnitter, der heißt Tod. In: Wiener Zei-

tung 7.12.1990 
7 Michel Foucault: a.a.O., S.33 
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brachten die Geisteskranken dann von Stadt zu Stadt.8 An ein-
zelnen Orten, vor allem an bestimmten Pilgerorten, kam es da-
durch zu einer Massierung von Geisteskranken, welche auf 
Stadtkosten untergebracht und ernährt werden mußten. Mögli-
cherweise hat sich das Dorf Gheel im heutigen Belgien, ein histo-
risches Beispiel für die Integration von Geistesbehinderten in der 
Landwirtschaft, auf diese Weise entwickelt.9 

Im 17. Jahrhundert werden mit dem Aufkommen der merkantilen 
Wirtschaftsordnung Geisteskranke zunehmend als störend emp-
funden. Es beginnt das Zeitalter der großen Internierung. Ausge-
hend von Frankreich und England entstehen große Internierungs-
häuser zur Disziplinierung all jener, welche den Anforderungen 
der neuen Gesellschaft nicht mehr gewachsen sind. Man beginnt 
damit, bedrohend herumvagabundierende Individuen einzusper-
ren. Wahnsinnige landen gemeinsam mit Sträflingen, Bettlern, 
Siechen, Arbeitslosen, Waisenkindern, Prostituierten, Vagabun-
den, Geschlechtskranken, Homosexuellen, politisch Verfolgten, 
Müßiggängern und sonstigen sich nicht in die Gesellschaftsord-
nung einfügenden Elementen in feuchten, dumpfen Massenanstal-
ten. Überall in Europa werden Hopitaux généraux, workhouses, 
Arbeits- und Zuchthäuser eingerichtet, in denen die Insassen zur 
Arbeit angehalten bzw. einfach verwahrt werden.10 Dabei entwi-
ckelt sich eine eigene Architektur für eine größtmögliche Effi-
zienz der Überwachung. Im Panopticon von Jeremy Bentham 
wird z.B. das Anstaltsgebäude ringförmig um einen Überwa-
chungsturm im Zentrum angeordnet, sodaß für den Kontrollap-
parat nur noch eine geringe Anzahl von Personen notwendig 

                                                   
8 A.a.O.: S.25 f 
9 vgl. Kapitel 2 über historische Beispiele von Integrationsmodellen 
10 Bekannte große Internierungshäuser waren z.B. das Bicetre und die 

Salpetière in Paris, Bedlam in London oder die Zuchthäuser von 
Hamburg, Basel, Frankfurt und Königsberg 
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war.11 Die Straßen der Städte begannen sich von allerlei uner-
wünschten Individuen zu entleeren, die strenge absolutistische 
Herrschafts- und Wirtschaftsordnung konnte sich ungehindert 
entfalten. Die Anzahl der Internierten blieb dabei der jeweiligen 
wirtschaftlichen Konjunktur unterworfen. So begannen sich die 
Internierungshäuser bei jeder wirtschaftlichen Krise mit verarm-
ten und von der Gesellschaft ausgestoßenen Menschen zu füllen. 
Es bestand dabei immer ein enger Zusammenhang zwischen Ar-
mut und Geisteskrankheit. Die armen Irren waren die ersten 
Leidtragenden dieses Mechanismus. Das Leitprinzip der Internie-
rung von Geisteskranken war weniger deren Heilung als vielmehr 
deren Absonderung und Verwahrung vor der "Normalität", der 
gutbürgerlichen Gesellschaft, von der die "Unvernunft ausge-
grenzt wurde".12 

Abgesehen davon existierten aber immer schon einzelne Einrich-
tungen, die Irren vorbehalten blieben. In bestimmten Hospitälern 
wurden den Geisteskranken Säle reserviert, in manchen Gebieten 
Deutschlands bestanden eigene "Doll- und Narrenhäuser".13 
Dennoch blieb ihre Zahl gering, die Behandlung, welche die Irren 
dabei erfuhren, unterschied sich zumeist wenig von der in den 
großen Internierungshäusern. 

Der Wahnsinn wurde, als Kuriosum erlebt, zu einem Objekt der 
allgemeinen Belustigung. Wahrscheinlich war es schon im Mittel-
alter Sitte, Geisteskranke zur Schau zu stellen. Sie verschwand 
auch nicht mit dem Entstehen der großen Internierungshäuser. 
Noch 1815 stellte das Hospital Bedlam jeden Sonntag Irre für ein 

                                                   
11 Michel Foucault: Überwachen und Strafen, Frankfurt a. M. 1976, 

S.258 
12 Klaus Dörner: Bürger und Irre, Frankfurt a. M. 1969, S.28 
13 Michel Foucault: Wahnsinn und Gesellschaft, Frankfurt a. M. 

1969, S.111 f 
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geringes Eintrittsgeld aus, ein Ausflug nach Bicetre galt in Frank-
reich bis zur Revolution als ein Sonntagsvergnügen.14  

Gegen Ende des 18. Jahrhunderts beginnen sich die allgemeinen 
Internierungsanstalten allmählich zu differenzieren. Nach Prote-
sten von Strafgefangenen wurden die Irren aus den Zuchthäusern 
ausgelagert und in eigene Einrichtungen eingeliefert. Die Tren-
nung zwischen den Geisteskranken und den Strafgefangen war 
nun eine endgültige. Neben den Gefängnissen entstanden auf 
diese Weise öffentliche Irrenhäuser, Privatanstalten und Pen-
sionen, welche als neue Auffangstationen für Geisteskranke dien-
ten. In Wien wurde in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts 
der sogenannte "Guglhupf", mit 129 Personen eines der bedeu-
tendsten Irrenhäuser Europas eröffnet.15 Von einer weitreichen-
den Irrenreform kann jedoch noch lange nicht gesprochen wer-
den. Die große Gefangenschaft geht erst mit der Französischen 
Revolution 1792 sowie mit den Revolutionen im übrigen Europa 
in den ersten Dezennien des 19. Jahrhunderts und mit dem Fort-
schritt in der Psychiatrie zu Ende. 

                                                   
14 A.a.O.: S.138 
15 A.a.O.: S.395 
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Das einschneidende Ereignis für Reformansätze im Irrenwesen 
stellt zweifellos die Französische Revolution dar. Die Internie-
rungshäuser werden geöffnet, die Geisteskranken frei gelassen 
oder in Hospitäler überführt. Nach den Prinzipien der Revolution 
durfte niemandem mehr grundlos die Freiheit entzogen oder die 
bürgerlichen Rechte beraubt werden. "Wenn die Menschen sich 
ihrer rationalen Fähigkeiten erfreuen, das heißt, solange sie nicht 
soweit verändert sind, daß sie die Sicherheit und Ruhe anderer 
Leute in Frage stellen oder sich selbst tödlichen Gefahren ausset-
zen, hat niemand das Recht, nicht einmal die ganze Gesellschaft, 
den geringsten Angriff auf ihre Unabhängigkeit zu machen."16 

Die Verwahrung der Irren und die Beschränkung ihrer materiel-
len Freiheit setzt nun ein strenges Kontrollsystem voraus. Ärzte, 
Juristen, Beamte und sonstige fachkompetente Personen werden 
herangezogen, über das Wesen des Wahnsinns zu befinden, wel-
ches als Voraussetzung für eine Internierung herhalten mußte. 
Aber trotz dieser positiven Intentionen bleiben die meisten Geis-
teskranken aus Ermangelung an anderen Unterbringungs-
möglichkeiten weiterhin in den großen Hopitaux généraux einge-
sperrt. Erst allmählich beginnt sich der Wahnsinn von der Be-
strafung zu befreien. Anstelle der Internierungshäuser entwickeln 
sich Asyle, in denen bereits eine Behandlung unter Heranziehung 
der neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse erwogen wird. 

Die ersten Ansätze einer Psychiatriereform sind jedoch schon 
etwas früher zu finden. Als Pionier der Psychiatrie in England gilt 
dabei William Battie, welcher aus den Erfahrungen als Anstalts-
leiter von Bedlam die Mißstände zu beseitigen suchte und 1750 
das St. Luke's Hospital gründete. Es muß für damals als revolu-
tionär angesehen werden, wenn man erstmals unbemittelte Irre 
zu heilen trachtete und für das Wartungspersonal die Notwen-

                                                   
16 Pierre-Jean-Georges Cabanis: Vues sur les secours publics. In: 

Michel Foucault, a.a.O., S.456 
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digkeit einer Spezialausbildung vorschrieb. Außerdem wurden in 
diesem Hospital eigene Ausbildungsplätze für Medizinstudenten 
eingerichtet, ein weiteres Indiz dafür, daß der Wahnsinn in der 
wissenschaftlichen Meinung immer mehr den Charakter einer 
Krankheit anzunehmen begann.17 

Ein weiterer Meilenstein wurde von den Quäkern gelegt. Mit-
glieder dieser Religionsgemeinschaft beschlossen für ihre wahn-
sinnigen Gemeindemitglieder ein eigenes Irrenhaus mit einem 
milderen Regime zu gründen. 1796 konnte unter der Oberauf-
sicht von William Tuke das sogenannte "Retreat" bei York eröff-
net werden. Das Retreat zeigte schon alle Anzeichen einer ländli-
chen Betreuungseinrichtung, wie sie auch heute noch zu finden 
sind. Inmitten einer gesunden Umgebung außerhalb der Stadt 
gelegen, werden die Patienten der Autorität einer Großfamilie 
unterstellt. Sofern die Hausordnung und die religiöse Moral es 
zuließen, wurde den Patienten dabei die größtmögliche Freiheit 
gewährt. Das sogenannte "Non-Restraint-Prinzip" sah die Ab-
schaffung jedes mechanischen Zwangs vor. Wahnsinn wird mit 
Kindsein gleichgesetzt, nur ein gesichertes Familienleben, einge-
bunden in die Prinzipien der Religion und der Natur, kann dem-
nach die nötige Geborgenheit garantieren. Während der gesell-
schaftliche Fortschritt für Geistesschäden und alles Chaos ver-
antwortlich sei, so heile die Natur das Irresein. Auch der Landar-
beit wurde als ursprüngliche menschliche Beschäftigung eine 
heilende Kraft beigemessen.18 

Was für England Tuke und Battie sind, ist für Frankreich Philip-
pe Pinel, der schlechthin als Gründer der französischen - und 
durch den Einfluß der Napoleonischen Kriege - auch der deut-
schen Psychiatrie gilt. Als Leiter der Bicetre befreite er während 

                                                   
17 vgl. Klaus Dörner: a.a.O., S.46 
18 vgl. Klaus Dörner: a.a.O., S.82 und 85 sowie Michel Foucault: 

a.a.O., S.482 
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der Französischen Revolution die Geisteskranken von ihren Ket-
ten und leitete eine umfangreiche Anstaltsreform ein. Im Gegen-
satz zur romantischen Reformpsychiatrie in Englands "Retreat" 
will der antiklerikale Pinel in seiner Anstalt kein religiöses Milieu 
schaffen, da der abergläubische Inhalt der frommen Bücher eher 
die Entstehung des Irreseins fördere.19 Als Mittel für eine Hei-
lung sieht er eine regelmäßige körperliche Arbeit, die der aliéna-
tion, der Entfremdung, begegnen soll. Die Ordnung des Tagesab-
laufes wird streng administriert. Bei Übertretungen sind Sanktio-
nen und diverse Strafmöglichkeiten vorgesehen, die jedoch ärzt-
lich kontrolliert bleiben. Pinel schwebt in seinem physiokratisch - 
rousseauischen Leitbild die Umwandlung aller Anstalten in eine 
Art straff durchorganisierten Agrarbetrieb vor. Der Landwirt-
schaft wird also auch in diesem Reformansatz eine wichtige Be-
deutung für die Therapie geistig Kranker beigemessen. Daneben 
schreibt er dem Theaterspiel eine heilkräftige Wirkung zu. Dem 
Kranken soll quasi ein Spiegel vorgehalten werden, mit dessen 
Hilfe er sich selber demystifizieren soll. Irre inszenieren öffentli-
che Theateraufführungen. So fanden z.B. die Aufführungen der 
Irrenanstalt Charenton unter der Spielleitung von de Sade große 
Beachtung, bis sie durch die Autorität eines Polizeimeisters 1808 
beendet wurden. Peter Weiss widmete diesem Thema ein eigenes 
Schauspiel.20 

Die asylären Einrichtungen von Tuke und Pinel weisen trotz ihres 
gegensätzlichen ideologischen Backgrounds eine Reihe von Ge-
meinsamkeiten auf, welche sie von den Internierungshäusern der 
vorangangenen Epoche unterscheiden. So wird der Wahnsinn 
von der Verwandtschaft mit dem Verbrechen und dem Bösen 
befreit, den Irren werden die Ketten abgenommen. Im Gegensatz 

                                                   
19 vgl. Klaus Dörner: a.a.O., S.143 ff und Michel Foucault: a.a.O., 

S.487 
20 Peter Weiss: Verfolgung und Ermordung Jean-Paul Marats, darge-

stellt durch die Schauspielgruppe des Hospizes zu Charenton unter 
der Leitung des Herrn de Sade. Frankfurt a. M. 1964. 
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zur alten Auffassung daß "... der größte Teil unserer langwieri-
gen Nervenkrankheiten (...) gar nichts anderes sei als Trägheit 
und Passivität des Geistes, die Folge des schlaffen Hingebens an 
körperliche Gefühle und Einflüße ist"21, d.h. daß dem Geistes-
kranken immer ein gewisses Maß an Hypochondrie unterstellt 
wird, beginnt man nun langsam, die somatischen Ursachen einer 
Geisteskrankheit zu erkennen. Die "... wahrhaft psychische Be-
handlung (hält) den Gesichtspunkt (fest), daß die Verrücktheit 
nicht abstrakter Verlust der Vernunft, sowohl nach der Seite der 
Intelligenz als des Willens und seiner Zurechnungsfähigkeit, son-
dern nur Verrücktheit ist, die Behandlung daher den Kranken als 
Vernünftigen voraussetzt und hieran den festen Halt hat, an dem 
sie ihn nach dieser Seite erfassen kann, wie nach der Leiblichkeit 
an der Lebendigkeit, welche als solche Gesundheit in sich ent-
hält."22 Diese Änderung des psychiatrischen Denkens ermöglicht 
eine effizientere, positivistischere Behandlung durch Ärzte und 
induziert weitere Fortschritte in der Psychiatrie. Neue Begriffe 
für den Wahnsinn finden Anwendung, die Nosographie wird 
grundlegend reorganisiert. Die somatisch orientierte Schule trug 
allmählich den Sieg über die naturphilosophisch theoretisierende 
davon. 

Aus mehreren Gründen hinkt Deutschland in der Psychiatriere-
form hinten nach. Zum einen wirkte sich das Kleinstaatentum 
hemmend aus, zum anderen gab es im Unterschied zu England 
oder Frankreich weit und breit keinen Arzt wie Tuke oder Pinel, 
der nach langen empirischen Erfahrungen mit Irren zu einer wis-
senschaftlichen Ansicht gelangt wäre. Ende des 18. Jahrhunderts 
war die Pflege von Kranken, Hilflosen, Irren und Siechen fast 

                                                   
21 Georg Wilhelm Hegel: Enzyklopädie der philosophischen Wissen-

schaft im Grundrisse, Heidelberg 1827, S.391 
22 Christoph Wilhelm Hufeland: Makrobiotik 1796 In: Alexander 

Mitscherlich, Tobias Brocher, Otto von Merin und Klaus Horn 
(Hg.): Der Kranke in der modernen Gesellschaft, Frankfurt a. M. 
1984, S.18 
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ausschließlich in der Hand caritativer Vereinigungen. Ihre Unter-
bringung erfolgte in Konventen. Erst mit der französischen Be-
satzung werden die Konvente aufgelöst, die Irren Hospitälern 
überstellt und Wohlfahrtskommissionen überantwortet.23 

Die ersten bedeutenden Reformer Deutschlands, wie J.G. Lan-
germann, Ernst Horn und Johann Christian Reil orientierten sich 
deshalb an den Erfahrungen mit den Reformansätzen in Frank-
reich und England.24 Von einer zügigen Reform des Irrenwesens 
in Deutschland kann jedoch ob dieser theoretischen Bemühungen 
noch lange nicht gesprochen werden. Zu sehr wurde doziert und 
zuwenige der erarbeiteten Ideen in die Praxis umgesetzt. So hatte 
zwar Reil mit seinem Werk "Rhapsodien" von 1803 eine gewisse 
Bedeutung für eine aufklärerische Haltung in der Irrenfrage, sei-
ne theoretischen Konzepte verließen jedoch kaum die Lehrstu-
ben. 

Reil wandte sich entschieden gegen jede Verwahrung und for-
derte die Entwicklung einer psychischen Kurmethode sowie 
Lehrstühle für empirische Psychologie. Die Institutionen sollten 
öffentlichen Charakter annehmen, in einer dem Gemüt wohl-
tuenden romantischen, anmutigen Landschaft liegen und am bes-
ten in Form einer Meierei betrieben, für eine angemessenen Be-
schäftigung der Kranken sorgen. Müßiggang und Faulheit sollten 
vehement begegnet werden. Nur durch eine regelmäßige Arbeit 
könnte ein Heilungserfolg erreicht werden. 

Angesichts der beschriebenen Tatsache ging die preußische Ir-
renreform nur sehr schleppend vor sich. 1821 war nur 1/6 der 
Irren durch Arzt oder Anstalt behandelt, der Rest war noch in 
Zuchthäusern interniert oder befand sich auf der Straße.25 Erst 

                                                   
23 Klaus Dörner: a.a.O., S.229 
24 vgl. a.a.O., S.216 ff 
25 nach Angaben des Reil-Schülers F. Nasse; vgl. Klaus Dörner: 

a.a.O., S.243 
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die Revolution von 1848 brachte wieder Bewegung in die An-
staltsreform. Ludwig Meyer gebührt das Verdienst 1858 in Ham-
burg, mehr als hundert Jahre nach Tuke, zum ersten Mal in 
Deutschland das Non-Restraint-Prinzip eingeführt zu haben. So 
war er prädestiniert, Griesingers engster psychiatrischer Freund 
und Mitstreiter im Kampf um die naturwissenschaftliche Psychi-
atrie und die Abschaffung allen mechanischen Zwangs zu wer-
den.26 

Wilhelm Griesinger erkannte bereits die Bedeutung gesellschaft-
licher Mechanismen für das Entstehen von Geisteskrankheiten. 
Er studierte eingehend das englische Non-Restraint-Prinzip, die 
französischen agricolen Colonien und besucht die belgische Ir-
rensiedlung Gheel. Gemäß seinem gemeindepsychiatrischen Kon-
zept lehnte er eine rein psychiatrische Spezialisierung auf somati-
scher Basis genauso ab, wie eine ausschließlich stationäre Be-
handlung ohne ambulanter Begleitbetreuung. So dürfte Griesin-
ger damit die folgenden theoretischen Richtungen, der neuro-
pathologischen, der klinischen und der psychoanalytischen Psy-
chiatrie eines Kraepelin oder eines Freud maßgeblich vorwegbe-
stimmt haben.27 

Im Bereich der Behindertenheilpädagogik erlangte der Schweizer 
Arzt Johann Jacob Guggenbühl (1816-1863) international eine 
große Bedeutung. Ein zentrales Erlebnis in seiner Kindheit, er 
beobachtete, wie ein hochggradiger Kretin an einem Bildstock 
betete, ließ in ihm die Überzeugung reifen, daß selbst voll-
kommen "Blödsinnige" offenbar in manchen Bereichen eine er-
staunliche Lernfähigkeit aufweisen konnten. 1841 gründete er am 
Abendberg bei Interlaken eine "Heilanstalt für Cretinismus". Die-
se Einrichtung war als Hospital und Schule für "unheilbare Kreti-
nen" und "einfach Blödsinnige" konzipiert. Die frische Bergluft, 

                                                   
26 Klaus Dörner: a.a.O., S.287 f 
27 vgl. a.a.O., S.289 ff 
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die anmutige Umgebung, eine einfache Ernährung, das Wohnen 
in schlichten Holzhäusern, Körpergymnastik und leichte Arbeiten 
im Haus und Garten sollten wesentlich zum Heilungserfolg bei-
tragen. Die ganze Anstalt wurde offen geführt. Jeder Besucher 
konnte sich durch eigene Anschauungen ein Urteil bilden, Vorur-
teilen und Unwissenheit in der breiten Bevölkerung wurde auf 
diese Weise begegnet. Die Erfolge seiner medizinisch-
pädagogischen Arbeit sollten Guggenbühl zunächst recht geben. 
Der Zustand vieler vor allem kretinöser und sozial verwahrloster 
Kinder besserte sich rasch. Etwa ein Drittel der Aufgenommenen 
hatte sich soweit entwickelt, daß sie öffentliche Schulen besu-
chen, irgend ein Handwerk erlernen oder mit Erfolg landwirt-
schaftliche oder häusliche Arbeiten verrichten konnten. Die Be-
sucher kamen von nah und ferne und waren von den Therapieer-
folgen begeistert. Sehr bald entstanden in ganz Europa ähnliche 
Institutionen, die sich der Behindertenpädagogik Guggenbühls 
verschrieben hatten. Letztlich wurden jedoch die Möglichkeiten 
einer effektiven Heilung von Kretinen, Debilen und Imbezillen 
überschätzt. Bei vielen Fällen war für die Intelligenzstörung we-
niger eine Oligophrenie als einfach Verwahrlosung und mangeln-
de Zuwendung verantwortlich. Mit den ersten Rückschlägen 
stellten sich auch Kritiker ein. Guggenbühl wurde der Scharlata-
nerie bezichtigt und kam mit seiner Reformmethode ins wissen-
schaftliche Abseits. Kurz nach seinem Tod 1863 wurde die An-
stalt auf dem Abendberg wieder aufgelöst.28 Obwohl Guggen-
bühl zeitlich nicht zu den ersten Verfechtern einer Heilpädagogik 
für geistig Behinderte zu zählen ist, so hatte er dennoch weit 
über die Grenzen Mitteleuropas und des deutschsprachigen 
Raumes hinaus auf deren Entwicklung großen Einfluß. 

In Salzburg sammelte der Lehrer Gotthard Guggenmoos (1782-
1838) schon wesentlich früher, nämlich bereits in den Jahren 
1816 bis 1824, bei der Erziehung von an Kretinismus leidenden 

                                                   
28 vgl. Dorothea Meyer: a.a.O., S.101 ff 
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Kindern Halleiner Salinearbeiter Erfahrung. Seinem beharrlichen 
Ansinnen nach Gründung einer öffentlichen Lehranstalt für kreti-
nöse Kinder wurde nach langer Zeit und harten Kämpfen mit den 
Behörden endlich stattgegeben, sodaß 1830 in der Stadt Salzburg 
mit der "Lehranstalt für Taubstumme und Kretins" die erste Kre-
tinenschule der Welt entstehen konnte.29 Aber bereits 1835 muß-
te das Projekt, nachdem zuvor mit der Begründung auf einen 
mangelnden Erfolg die öffentliche Finanzierung eingestellt wor-
den war, wieder aufgegeben werden. Guggenmoos starb wenige 
Jahre später resigniert und verbittert. 

Die in Österreich schon relativ früh einsetzende Irrenreform ist 
der aufgeklärten Staatsgesinnung Josef II zu verdanken. Im Zuge 
der Säkularisierung der beschaulichen Ordensklöster kam er dem 
Brauch der Wiener Kapuziner auf die Spur, wahnsinnig gewor-
dene Klosterbrüder nach erfolgloser Teufelsaustreibung auf Le-
benszeit in unterirdischen Verließen fasten und verschwinden zu 
lassen. 1783 wurde ein Dekret erlassen, daß künftig alle irren 
Klosterinsassen dem Kreisamt anzuzeigen seien, "und solle jedes 
Kloster beyderley Geschlechts für die Seinigen, die mit Narrheit 
befallen werden, Sorge tragen, so als wenn sie an einer anderen 
Krankheit litten." Hier werden also für einen beschränkten Be-
reich die Irren erstmals mit anderen Kranken gleichgestellt.30 

Bei der Errichtung des allgemeinen Krankenhauses entstand 
1784 mit dem "Narrenturm" zum ersten Mal eine psychiatrische 
Abteilung innerhalb einer öffentlichen Krankenanstalt. Der Nar-
renturm hatte als fünfstöckiger Bau mit 139 Einzelzellen durch 
seine dicken Mauern einen gefängnisartigen Charakter, das heißt 
die Funktion der Sicherung der Öffentlichkeit stand im Vorder-
grund. Der Staatsmediziner Johann Peter Frank ließ zwar in den 

                                                   
29 vgl. Inghwio aus der Schmitten: Schwachsinnig in Salzburg, Salz-

burg 1985, S.49 ff 
30 Klaus Dörner: a.a.O., S.192 
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Neunziger Jahren des 18. Jahrhunderts Verbesserungen vorneh-
men, die jedoch wenig am Wesen des Narrenturms änderten. Zu 
sehr stand seine Psychiatrieauffassung weiter unter dem Aspekt 
des Schutzes der Öffentlichkeit vor der sozialen Gefährlichkeit 
der Irren. Der Wiener Narrenturm blieb eine Quelle ständiger 
Mißstände, erst 1869 wurde er durch eine bessere Unterkunft für 
die Geisteskranken ersetzt. 

Zu den bedeutensten Irrenreformern des 19. Jahrhunderts in Ös-
terreich zählen E. v. Feuchtersleben und K. Spurzheim. Feuch-
tersleben war als Psychosomatiker und Dekan der medizinischen 
Fakultät eine zentrale Figur der Wiener Salons der Dreißiger und 
Vierziger Jahre. Spurzheim trug als Leiter des Ybbser Versor-
gungshauses und später der Wiener Anstalt maßgeblich zur Ver-
besserung der Situation der Geisteskranken bei.31 Letztlich nahm 
Österreich mit Sigmund Freud und dem Entstehen der psycho-
analytischen Schule in der Entwicklung der psychiatrischen Wis-
senschaft einen bedeutenden Platz ein. 

 

 

 

 

                                                   
31 A.a.O.: S.287 

1.3. Eugenetik, Sozialdarwinismus und NS-Psychiatrie 

Seit der Jahrhundertwende und insbesondere seit Ende des Ers-
ten Weltkrieges fanden sozialdarwinistische, erbbiologistische 
und rassistische Vorstellungen in der Psychiatrie zunehmend Ein-
gang. Der Brite Sir Francis Galton (1822-1911) vereinigte als 
Begründer der sogenannten Eugenetik oder Erbgesundheitslehre 
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alle diese Auffassungen zu einer in sich geschlossenen Lehrmei-
nung. Dabei kreierte er, von den Darwinistischen Grundprin-
zipien der Mutation und Selektion abstrahierend, ein Modell für 
sozialpolitisches Handeln gegenüber Schwachsinnigen. Das na-
türliche Selektionsprinzip soll demzufolge frei zur Wirkung 
kommen und die "wertvolle Erbmasse" vor "Entartung" schützen 
sowie die "erbgenetische Volksgesundheit" bewahren. Schwach-
sinn, als biologische Negativmutante, gelte als Rückfall in der 
anthropologischen Entwicklung und müsse unter allen Um-
ständen, auch mit staatlichen Maßnahmen, bekämpft werden. 
Jede sozialpolitische Maßnahme für Geisteskranke sei Ver-
schwendung an Ressourcen der Allgemeinheit, Mitleid mit den 
Betroffenen reine "Humanitätsduselei". Der "negativen Euge-
netik", bei der es um die "Ausmerzung" von "Erbkrankheiten" 
gehe, steht die "positive Eugenetik" gegenüber, die sich als expli-
zites Ziel die Förderung der "wertvollen Erbmasse" setzt. 

Alte Lehrmeinungen, wie die Phrenologie von Franz Joseph 
Gall(1758-1828), welcher aufgrund von Formeigentümlichkeiten 
der Schädel die geistigen Anlagen der Menschen zu erkennen 
glaubte, wurden neu aufgegriffen und fanden weite Verbreitung. 
Anthropographien, rassistischen Ethnographien und Intelligenz-
tests begann man zunehmend Bedeutung beizumessen. 

Sehr bald zeigten eugenetische Auffassungen Wirkung auf die 
Sozialgesetzgebung einzelner Staaten. So wurden bereits im ers-
ten Quartal des 20. Jahrhunderts Sterilisationsgesetze für Sexual-
verbrecher und Geisteskranke in den USA, Kanada, Dänemark, 
Schweiz und Finnland erlassen.32 Überall entstanden theoretisie-
rende Zirkel und wissenschaftliche Gesellschaften, welche sich 
auf rassistische und sozialdarwinistische Auffassungen stützten. 
So erschien in Österreich bereits 1904 die Zeitschrift "Archiv für 
Rassen- und Gesellschaftsbiologie", 1925 wurde die "Wiener 

                                                   
32 vgl. Inghwio aus der Schmitten: a.a.O., S.161 ff 
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Gesellschaft für Rassenpflege" gegründet, deren erster Vorsit-
zender Otto Reche, Professor für Anthropologie und Ethnogra-
phie an der Universität Wien, in seiner Eröffnungsrede, pro-
grammatisch den NS-Staat vorwegnahm.33 

Eine grundlegende Bedeutung wird dem Werk des Juristen Karl 
Binding und des Psychiaters Alfred Hoche zuteil, die 1920 in 
Deutschland ihre gemeinsame Publikation "Freigabe der Vernich-
tung lebensunwerten Lebens. Ihr Maß und ihre Form" veröffent-
lichten.34 Darin wird erstmals in einer umfassenden Art und Wei-
se die Euthanasie für Geisteskranke, Schwachsinnige, Idioten 
und mißgebildete Kinder diskutiert. Von "unwertem Leben", 
"Ballastexistenzen", "leeren Hülsen", "geistig Toten", dem "Ge-
genbild eines Menschen" ist dabei die Rede. Es gäbe keinen Platz 
für "Halb-, Viertel-, oder Achtelkräfte". Das Werk ist voll von 
Rassismus und Antisemitismus. Ausländer und Juden bedrohten 
als sogenannte "rassisch Minderwertige" die "Erbreinheit" des 
"deutschen Volkes". Wer "nichts leistet, soll auch nichts zu essen 
haben", war ein Motto, welches gerade in Zeiten wirtschaftlicher 
Krise großen Zuspruch erfuhr. 

Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten werden die 
Prinzipien der Eugenetik aufgegriffen und in "rassenhygienische 
Maßnahmen" umgesetzt, in der Absicht, die Erbsubstanz des 
deutschen Volkes "aufzunorden", "aufzuarten" bzw. vor "Entar-
tung" zu schützen. Bereits 1933 kommen eine Reihe von Geset-
zen zu Beschluß, die sich direkt gegen geistig behinderte Perso-
nen richten. So z.B. das "Gesetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses", in dem das Ziel einer "erbgesunden, rassisch rei-
nen, kinderreichen Familie" formuliert wurde. Dieses Gesetz sah 
die zwangsweise Sterilisation Erbkranker vor, wobei der Begriff 

                                                   
33 A.a.O.: S.162 und 163 
34 Karl Binding, Alfred Hoche: Die Freigabe der Vernichtung lebens-

unwerten Lebens. Ihr Maß und ihre Form, Leipzig 1920. 
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der Erbkrankheiten neben Schwachsinnigen, Schizophrenen, Ma-
nisch-Depressiven unter anderem auch Epileptiker und schwere 
Alkoholiker miteinschloß. Man schätzt die Zahl der nach diesem 
Gesetz sterilisierten Personen auf bis zu 350.000. Viele sind da-
bei während oder als Folge des Eingriffs gestorben. 

Eine weitere Verschärfung erfuhr die Situation der geistig Behin-
derten bei Kriegsausbruch. Während bis dato Überlegungen zur 
Euthanasie nur angestellt, nicht jedoch in die Realität umgesetzt 
worden sind, wurde nun in aller Eile ein Konzept für den "Gna-
dentod für unheilbar Kranke" ausgearbeitet, der sogenannten T-
4-Aktion, welches vor der Öffentlichkeit geheim gehalten wurde. 
An die in diese Tarnmission eingeweihten Personen erging ein 
mit 1.9.1939 datierter Erlaß folgenden Inhalts: "Reichsleiter 
Bouhler und Dr. med. Brandt sind unter Verantwortung beauf-
tragt, die Befugnisse namentlich zu bestimmender Ärzte so zu 
erweitern, daß nach menschlichem Ermessen unheilbaren Kran-
ken bei kritischer Beurteilung ihres Krankheitszustandes der 
Gnadentod gewährt werden kann."35 Bereits kurz zuvor erfolgte 
ein Erlaß aus dem Reichsinnenministerium, datiert mit dem 
18.8.1939, demzufolge alle mißgebildeten Kinder bis zum dritten 
Lebensjahr von den Kliniksleitungen bzw. von den Hebammen zu 
melden seien. Dieser Meldepflicht unterlagen in der damaligen 
Ostmark insgesamt 21 Kinderfachabteilungen. Geisteskranke und 
mißgebildete Kinder wurden zwecks Beobachtung in die Wiener 
Städtische Nervenklinik Spiegelgrund gebracht, wo sie dann oh-
ne Einwilligung der Eltern dem Euthanasieprogramm zum Opfer 
fielen.  

Die T-4-Aktion dehnte die systematische Ermordung auch auf 
geistig behinderte Erwachsene aus. Die psychiatrischen Anstalten 

                                                   
35 Alexander Mitscherlich, Fred Mielke: Medizin ohne Mensch-

lichkeit. Dokumente des Nürnberger Ärzteprozesses, Frankfurt am 
Main 1962, S.184 
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und Pflegeheime hatten die Pflicht, als statistische Erhebungsbö-
gen getarnte Meldebögen auszufüllen. Anschließend wurden die 
Insassen unter dem Vorwand einer "kriegsbedingten Maßnahme" 
verlegt, in Wirklichkeit jedoch in eine der sechs vom Reich instal-
lierten Tötungsanstalten gebracht, vergast und verbrannt. Eine 
dieser Anstalten befand sich im Schloß Hartheim bei Alkoven in 
Oberösterreich. In dieser, nach außen hin gut getarnten Anstalt, 
fand eine große Anzahl der in Österreich interniert gewesenen 
Geisteskranken den Tod. Die Angehörigen dieser Menschen so-
wie die Leitung der psychiatrischen Anstalten wurden mit fingier-
ten Briefen lapidar vom "Ableben" verständigt. Es ist dem aufop-
ferungsvollen Einsatz einiger weniger Betreuungspersonen zu 
verdanken, daß, nachdem sie Verdacht geschöpft hatten, wenigs-
ten ein kleiner Teil der Anstalts- und Pflegeheiminsassen gerettet 
werden konnte. Die T-4-Aktion wurde im August 1941 auf Be-
fehl Hitlers eingestellt, da sich die Proteste aus der Bevölkerung 
und seitens der Kirche mehrten, aber auch wegen des Rußland-
feldzuges, der sämtliche personellen Ressourcen beanspruchte. 
Nach diversen Schätzungen fielen der T-4-Aktion zwischen 
70.000 und 100.000 Menschen zum Opfer. 

Mit dem Ende der T-4-Aktion war das Massaker an den Geistes-
kranken jedoch noch nicht zu Ende. Es begann die zweite Phase 
der Vernichtungsaktion, die oft auch als die Phase der "Wilden 
Euthanasie" bezeichnet wird. Im wesentlichen geschah die Er-
mordung dabei nicht mehr zentral gesteuert, sondern auf Eigen-
initiative einzelner Ärzte und Klinikleiter. Auf diese Weise fanden 
in der restlichen Zeit bis zum Sturz des Naziregimes weitere 
100.000 Personen den Tod. 

Mit der Befreiung vor dem Nationalsozialismus kommt es jedoch 
zu keiner klaren Zäsur in der Behindertenpolitik. In der Anstalts-
leitung setzt sich häufig die personelle Kontinuität fort. In der 
Nazizeit "erfolgreiche" Anstaltsleiter werden nicht oder nur äu-
ßerst selten zur Rechenschaft gezogen. Die wenigen Prozesse 
gegen die Täter enden mit ausgesprochen milden Urteilen oder 
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mit Freisprüchen, die von den Richtern teilweise sehr merkwür-
dig begründet werden. So berief sich z.B. das Hamburger Lan-
desgericht am 19.4.1949 auf die "moral- weltanschaulichen Vor-
stellungen Normaler" als es in einem Prozeß die Hauptverhand-
lung mit der Begründung absetzte, daß "... die Frage der Verkür-
zung lebensunwerten Lebens zwar ein höchst umstrittenes Prob-
lem (sei), daß ihre Durchführung aber keineswegs eine Maßnah-
me genannt werden kann, welche den allgemeinen Sittengesetzen 
widerstrebe".36 Aufgrund von Stellungnahmen der Ärztekammer 
wurde auch den an Kindertötungen Beteiligten die Approbation 
(staatliche Zulassung als Arzt) belassen, denn, so z.B. die Ärzte-
kammer Hamburg, das zugrundeliegende Problem der "Euthana-
sie" sei noch "... keineswegs im rechtlichen oder beruflich ethi-
schen Sinne geklärt. Bekanntlich haben sich hervorragende Wis-
senschaftler und Persönlichkeiten wie z.B. Hoche, Binding usw. 
im Sinne einer ethischen Berechtigung der Euthanasie ausgespro-
chen. Die Frage läuft daher letzten Endes mehr auf eine weltan-
schauliche hinaus..."37 Die wenigen Überlebenden des Naziter-
rors gingen in Österreich bis dato leer aus, während die Bundes-
republik Deutschland jeder Person zumindest eine einmalige Ent-
schädigung in der Höhe von 5.000 DM zukommen ließ. 

                                                   
36 Peter Lehmann: Der chemische Knebel, Berlin 1986, S.35 
37 A.a.O.: S.34 

 

 

2. Historische Beispiele landwirtschaftlicher 
Integrationsmodelle 

Wie im vorhergegangenen Kapitel gezeigt werden konnte, ist die 
jeweils unter der Bevölkerung vorherrschende Geisteshaltung 
gegenüber dem Wahnsinn in den einzelnen historischen Epochen 
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für eine mehr oder minder geglückte Integration der Geistes-
kranken ausschlaggebend. Je nach den vorherrschenden Produk-
tionsbedingungen, dem Organisationsgrad, den kulturellen und 
soziologischen Rahmenbedingungen und Anforderungsprofilen 
einer Gesellschaft erfährt das Bewußtsein gegenüber den Geis-
teskrankheiten seine spezifische Ausprägung. Andererseits wir-
ken wissenschaftliche Lehrmeinungen und Forschungserkenntnis-
se auf die in der Bevölkerung vertretenen Grundhaltungen. So 
sind gerade emanzipatorische Ansätze stark von einer aufgeklär-
ten Wissenschaft abhängig. 

In bestimmten Zeitabschnitten stellte sich die Frage der Integra-
tion geistig behinderter Menschen aufgrund einer weitgehenden 
Präsenz des Wahnsinns in der Gesellschaft nicht. Irre bean-
spruchten ihren gesellschaftlichen Platz, fanden ihre Nischen und 
lebten relativ unbehelligt einher."Da der Schwachsinnige sehr oft 
eine lebensnahe, praktische Intelligenz besitzt, konnte er sich in 
einer bäuerlichen Umgebung, in einem Lebensrhythmus, der 
durch Sitten und Traditionen festgelegt war, sehr wohl zurecht-
finden. Die übliche Wanderung der Handwerker ließ die unruhige 
Lebensart vieler Debiler weniger auffallen. In den Dörfern und in 
der Großfamilie waren Schwachsinnige eher zu ertragen, als in 
den Städten und in einer Kleinfamilie, bei einer geringen Bevöl-
kerungsdichte eher als in einem dicht besiedelten Land."38 Durch 
Verrichten bestimmter einfacher Tätigkeiten trugen sie auch zur 
gesellschaftlichen Produktion bei, hatten daher eine Funktion im 
Sinn der Funktionalität einer Arbeitsleistung und erfuhren daraus 
eine gewisse Akzeptanz. Diese Tatsache änderte sich mit der 
steigenden Spezifizierung und den daraus resultierenden zuneh-
menden Anforderungserwartungen der modernen Industriegesell-
schaft. Der Leistungsanspruch begann zu steigen, immer mehr 
Menschen können mit dem Fortschritt nicht mehr Schritt halten 
und werden gesellschaftlich marginalisiert. So verlieren sie einer-

                                                   
38 Dorothea Meyer: a.a.O., S.67 
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seits wegen der zunehmenden Mechanisierung und Technisierung 
ihre Aufgabenbereiche, andererseits kommen ihnen auch ihre 
Schutznischen durch den gesellschaftlichen Strukturwandel ab-
handen. Um das zu veranschaulichen, sollen zwei Beispiele ange-
führt werden. 

a) Moderne Industriegesellschaften implizieren hohe Anfor-
derungen an Bildung und Spezialkenntnissen. War es zum 
Beispiel im vorkapitalistischen Zeitalter in agrarischen Le-
bensgemeinschaften weitgehend unerheblich, ob jemand des 
Lesens oder Schreibens kundig war, so konnten später Lern-
schwache das Erwartungsprofil nicht mehr erfüllen. Während 
sie also früher kaum auffielen, werden sie nun mit einem ge-
sellschaftlichen Stigma versehen. Ähnlich ergeht es auch all 
jenen Menschen, welche nur sehr einfache Tätigkeiten ver-
richten können. Der technische Fortschritt rationalisiert jene 
Bereiche weg, in denen sie durch das Erbringen eines gesell-
schaftlichen Nutzens Selbstbestätigung finden könnten. 

b) Die freien Lebensräume werden für geistig Behinderte immer 
enger. In gewissem Sinne werden sie Opfer des gesellschaft-
lichen Strukturwandels. In einer gesamtgesellschaftlichen 
Tendenz und insbesondere im agrarischen Bereich vollzieht 
sich seit dem letzten Jahrhundert der Übergang von der Groß- 
zur Kernfamilie. Waren früher noch genügend Personen vor-
handen, welche Aufsichts- und Pflegeleistungen für Behinder-
te erbringen konnten, ist dies in einer Kleinfamilie praktisch 
unmöglich. Die Belastung hätten meistens die Frauen zu tra-
gen, welche gerade bei einer Nebenerwerbslandwirtschaft 
schon mit der Landwirtschaft stark beansprucht sind. Den 
Geisteskranken fehlen in einer Kleinfamilie auch die Bezugs-
personen und das Milieu, welches Geborgenheit vermitteln 
könnte. Außerdem konnten sie früher mit einfachen Aufgaben, 
z.B. dem Aufpassen auf Kleinkinder sinnvoll beschäftigt wer-
den. Nolens volens blieb in vielen Fällen als Lösung zumeist 
nichts anderes übrig, als diese Personen in Anstalten zu über-
führen. 
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Da der Rückweg in die alten Verhältnisse der Großfamilie oder 
des vorindustriellen Zeitalters weder erstrebenswert noch mög-
lich ist, ergibt sich die Notwendigkeit der Entwicklung neuer 
Utopien und Umsetzungsstrategien zur Realisierung einer mög-
lichst weitreichenden gesellschaftlchen Integration geistig behin-
derter Menschen. 

Im historischen Kontext kommt der Landwirtschaft bei der Ent-
wicklung von Integrationsmodellen für Geisteskranke eine be-
sondere Bedeutung zu. Hatte die Landwirtschaft am Anfang vor 
allem eine Absonderungs- und Verwahrungsfunktion für in der 
Gesellschaft als unerwünscht empfundene Elemente, so rücken 
mit der revolutionierenden Erkenntnis eines somatischen Krank-
heitsbildes des Wahnsinns Heilungsintentionen in den Mittel-
punkt. War es also anfangs wichtig, die Wahnsinnigen von der 
sich gefährdet fühlenden Öffentlichkeit fern zu halten und dabei 
die Arbeitskraft der Betroffenen in der Landwirtschaft, also in 
einem Bereich, der im vorindustriellen Zeitalter eine große An-
zahl von Arbeitskräften erforderte, bestmöglich auszunutzen, so 
wird später den landwirtschaftlichen Tätigkeiten Therapiecharak-
ter beigemessen. 

Auch heute noch bietet sich die mittel- und kleinstrukturierte 
Landwirtschaft durch ihr Charakteristikum einer relativ wenig 
entfremdeten Arbeit als hervorragend geeignetes Betätigungsfeld 
für therapeutische Maßnahmen an. Die Vielfalt der Aufgabenbe-
reiche, der Umgang mit Tieren, die Erlebnisse in der freien Natur 
können mannigfaltige Sinneseindrücke, das heißt jenes optimale 
Umfeld, liefern, welches für die Besserung oder Heilung des 
Gemütszustandes erforderlich ist. Dies wird umso mehr deutlich, 
wenn man weiß, zu welch monotonen Tätigkeiten Geisteskranke 
in geschützten Werkstätten oder Behinderteneinrichtungen häufig 
angehalten werden. 

Integrationsmodelle geistig behinderter Menschen in der Land-
wirtschaft haben eine lange Tradition. Schon sehr früh wurden 
Einrichtungen historisch dokumentiert. 
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2.1. Frühe Integrationsmodelle 

Die ersten in Europa historisch belegbaren Betreuungseinrich-
tungen mit landwirtschaftlichen Aufgabenfeldern entstanden zu 
Beginn des 15. Jahrhunderts in Spanien. Dies kommt nicht von 
ungefähr, standen die Spanier doch unter dem Einfluß der mauri-
schen Kultur. Die Araber kannten schon viel früher eigene Ein-
richtungen für Geisteskranke, wobei allerdings eine landwirt-
schaftliche Beschäftigung der betreuten Personen keine Rolle 
gespielt haben dürfte, vielmehr wurden Therapieversuche mit 
Musik, Tanz und Schauspiel unternommen.39 

Unter dem Eindruck der arabischen Behinderteneinrichtungen 
wurden auf Initiative von Mönchsorden und wohltätigen reichen 
Händlern erste Hospize eingerichtet. Im Zeichen einer liberalen 
Grundhaltung standen sie für Kranke aus allen Ländern und 
Glaubensbekenntnissen offen. 1425 wird das Hospital von Sara-
gossa eröffnet, in welchem bereits nachweislich Irre für landwirt-
schaftliche Tätigkeiten herangezogen wurden. Der durch die 
französische Naturphilosophie geprägte Pinel war mehr als drei-
hundert Jahre später, auf der Suche nach Modellen für seine An-
staltsreform, von dem relativ zwanglosen, aber dennoch ge-
ordneten Leben der Geisteskranken im Einklang mit der Natur 
und mit der Landwirtschaft tief beeindruckt. So beschrieb er das 
Hospitz von Saragossa folgendermaßen: "Darin wird eine Art 
Gegengewicht zu den Geistesverwirrungen durch die Lieblichkeit 
und die Anziehungskraft des Ackerbaus, durch den natürlichen 
Instinkt des Menschen für die Bebauung der Erde und die Ver-
sorgung durch die Früchte seiner Arbeit hergestellt. Vom Mor-
gen an sieht man sie (...) sich heiter in den verschiedenen Teilen 
der großen Einfriedung verteilen, die zum Hospiz gehört, sich die 
den Jahreszeiten entsprechenden Arbeiten teilen, Getreide, Ge-
müse, Suppengemüse anbauen, sich nacheinander um die Ernte, 
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den Weinanbau und die Weinernte, die Olivenernte kümmern und 
abends in ihrem einsamen Asyl Ruhe und einen ruhigen Schlaf 
finden. Die dauernde Erfahrung hat in diesem Hospiz gezeigt, 
daß dies das sicherste und wirksamste Mittel ist, wieder vernünf-
tig zu werden."40 Nach Saragossa entstanden bald darauf auch in 
Sevilla, Toledo und Valladolid ähnliche Einrichtungen. 

Kurz nach den ersten Ansätzen in Spanien hat sich in der belgi-
schen Ortschaft Gheel ein weiteres, wenn auch ein ganzes Dorf 
umfassendes Integrationsmodell gebildet. Wie bereits im voran-
gegangenen Kapitel angeführt wurde, kam es während des Mit-
telalters an bestimmten Pilgerorten häufig zu Ansammlungen von 
Geisteskranken, die, entweder auf Heilung hoffend oder aus ih-
ren angestammten Gemeinschaften verstoßen, eine Zufluchts-
stätte suchten. Gheel dürfte dafür ein Beispiel sein, zumindest 
wird berichtet, daß seit dem Mittelalter ständig mehr als die Hälf-
te seiner Einwohner geistig behindert gewesen sein sollen. Dabei 
fanden die Besagten Unterkunft in den Bauernhöfen und lebten 
und arbeiteten fast ohne Anwendung von Zwang und ohne aktive 
Therapie mit den bäuerlichen Familien zusammen. "Damit war 
das natürlich-moralische Element der Familie als heilsam für die 
Irren anerkannt, noch bevor die französischen Anstalten wie die 
englischen sich als Familie verstanden."41 

Diese relativ zwanglose Einbindung in eine bäuerliche Lebens-
gemeinschaft gemeinsam mit den positiven Wirkungen einer na-
türlichen Umgebung verhalfen den betroffenen Individuen zu 
einer verhältnismäßig weitreichenden Integration und erscheinen 
als Kontrast zur damals gängigen Situation der Irren und erst 
recht zur späteren großen Internierung. Gheel hatte noch im 19. 
Jahrhundert auf der Suche nach fortschrittlichen Psychiatriean-
sätzen für viele Wissenschafter Vorbildcharakter. 

                                                   
40 Philippe Pinel: Traité médico-philosophique sur l`aliénation ou la 

manie, Paris 1798 In: Michel Foucault, a.a.O., S.344 
41 Klaus Dörner: a.a.O., S.125 
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In weiterer Folge war die Entwicklung landwirtschaftlicher Inte-
grationsmodelle für geistig Behinderte eng mit den beginnenden 
Reformen in der Psychiatrie verbunden. Auf zwei im historischen 
Kontext sehr wesentliche Modelle wurde dabei im vorangegan-
genen Kapitel bereits hingewiesen. Es sind dies zum einen die 
Erfahrungen von Tuke mit dem Non-Restraint-Modell im 
"Retreat" in England sowie andererseits die Anstaltsreform unter 
Pinel in Frankreich, welche sich ebenfalls die Möglichkeiten einer 
Beschäftigung ehemals internierter Irrer in der Landwirtschaft 
zunutze machte. Um Wiederholungen zu vermeiden, soll an die-
ser Stelle nicht mehr näher darauf eingegangen werden. In beiden 
Fällen standen neben therapeutischen auch Kostenüberlegungen 
im Mittelpunkt. 

Gerade finanzielle Überlegungen waren es auch, die die Entwick-
lung von haushaltsbezogenen Modellen einer Behindertenfürsor-
ge katalysierten. War man im Zeitalter des Absolutismus aus 
ordnungstechnischen Gründen noch darauf bedacht, geistig Be-
hinderte in Anstalten abzusondern, so mehrten sich bald die 
Stimmen, die eine Wiedereingliederung in die Familien der Kran-
ken forderten. Dabei wurden mehrere Argumente angeführt. Ers-
tens käme der Bau und die Erhaltung riesiger Spitäler teurer, als 
wenn man direkt den Familien Unterstützung zukommen ließe, 
zweitens verspüre die Familie wirkliches Mitleid mit den behin-
derten Angehörigen und letztendlich ergäbe sich auch ein medi-
zinischer Vorteil: das deprimierende Schauspiel eines Hospitals 
wirke lähmend auf das Gemüt, erschwere dessen Heilung und 
bringe schließlich bei den Patienten neue Krankheiten hervor, die 
man normalerweise in der Natur nicht spontan findet.42 Man er-
kannte also bereits die Gefahren des Hospitalismus, welches ein 
Leben in einer geschlossenen Anstalt mit sich bringe. 

In England ermöglichte 1796 erstmals ein Gesetz die Unter-
stützung von behinderten Personen zu Hause, im Frankreich der 

                                                   
42 Michel Foucault: a.a.O., S.432 



38 Frühe Integrationsmodelle 

 

Revolution führte La Rochefoucauld-Liancourt in seinem Bericht 
zur Neuorganisation der Fürsorge an: "Wenn das System der 
häuslichen Hilfe überwöge, das unter anderen wertvollen Vortei-
len den enthielte, die Wohltaten in der ganzen Familie des Unter-
stützten zu verbreiten und ihn von den ihm Teuren umgeben sein 
zu lassen und so durch die öffentliche Fürsorge die Bindungen 
und natürlichen Zuneigungen zu stärken, so wäre die Folge da-
von eine sehr beträchtliche Ersparnis, weil eine in viel geringerem 
Maße beträchtliche Summe als die Hälfte dessen, was heute der 
Arme im Hospital kostet, den bei sich zu Hause unterstützten 
Kranken zur Genüge aufrecht erhielte."43 

All diese theoretischen Überlegungen lagen bei der Entwicklung 
der ersten sogenannten "agricolen Colonien" in Frankreich zu-
grunde. Diese entstanden in Folge als erste Ansätze von extra-
asylären Einrichtungen, zuerst in Form sogenannter "agricoler 
Colonien", in denen Irre und Wärter zusammen wohnten und 
Landwirtschaft betrieben. Um die hohe Zahl von Hospita-
lisierungen herabzusetzen, andererseits die Geisteskranken wei-
terhin unter Kontrolle zu behalten, wurden harmlose Irre auf das 
Land geschickt. Seit ungefähr 1820 wurden vereinzelt Geistes-
kranke zur Landarbeit auf den die Irrenanstalten umgebenden 
Feldern angehalten. 1832 wurde Sainte-Anne bei Paris als erste 
agricole Colonie gegründet.44 Ganze Trupps von Geisteskranken 
arbeiteten dort unter Aufsicht von Irrenwärtern. Neben der the-
rapeutischen Wirkung, die man sich von der Arbeit im Freien 
erhoffte, versprach die große Zahl von kostenlosen Arbeitskräf-
ten, die Rentabilität der betreffenden Institution zu erhöhen. 

Der Bau neuer Häuser auf dem Land inmitten der Felder erfolgte 
nach neuen Gesichtspunkten. Da die Kranken aufgrund ihrer 
Ungefährlichkeit für die Landarbeit ausgesucht worden waren, 
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genauer im 14. arrondisement 
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brauchte man die Behausungen nicht länger wie Gefängnisse zu 
bauen. Es zeigen sich erste Ansätze zur offenen Anstalt. Die Be-
handlung durch Arbeit auf dem Lande steht dabei durchaus in der 
Folge der moralischen Behandlung der Irren. Die Unordnung in 
den verwirrten Geistern soll durch eine neue Ordnung ersetzt 
werden. Die Proponenten der agricolen Colonien sahen in der 
Landarbeit ein Modell, welches bei der Behandlung der Kranken 
als beruhigendes Vorbild wirken könnte.45 

Ende des 19. Jahrhunderts entwickelten sich die agricolen Colo-
nien teilweise zu "Familienkolonien" weiter. Irre wurden entwe-
der in den umliegenden Dörfern zu Bauern oder Handwerkern in 
Pension gegeben, die ihre Arbeitskraft ausnutzen konnten und 
dafür noch Tagessatz erhielten. Diese Form hatte den Vorteil der 
familiären Verpflegung und ermöglichte die volle Existenz unter 
Gesunden, die Rückkehr aus einem künstlichen und monotonen 
in ein natürliches soziales Medium, in den Kreis des Familienle-
bens.46 Obwohl Familienkolonien neben Kostenersparnissen für 
die öffentliche Fürsorge ein hohes Maß an Reintegration gewähr-
leisten konnten, blieben sie nur wenig zahlreich. 

                                                   
45 Marianne Köppelmann-Baillie: Gemeindepsychiatrie - Erfahrungen 

mit einem Reformmodell in Frankreich. Frankfurt a. M. 1979, S.60 
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46 Klaus Dörner: a.a.O., S.304 

2.2. Traditionelle Versorgungsinstitutionen für geistig Be-
hinderte in den agrarischen Regionen Österreichs 
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Betrachtet man die Situation geistig Behinderter im sozio-
historischen Kontext, so manifestieren sich in erster Linie Unter-
schiede bei den Versorgungseinrichtungen zwischen den ländli-
chen und städtischen Regionen. Die primären Ursachen für diese 
Diskrepanzen sind dabei eng mit den jeweiligen Erfordernissen 
der vorherrschenden ökonomischen Produktionssysteme konju-
giert. Lange Zeit, bis ins 18. Jahrhundert herauf, kann man von 
einer im großen und ganzen ähnlichen Lebenssituation der ländli-
chen und der städtischen geistig Behinderten ausgehen. Der 
Wahnsinn war noch akzeptierter Teil des öffentlichen Lebens, 
eine Sonderbehandlung von Andersartigen stellte noch die Aus-
nahme dar. Andererseits ist für diese Epoche eine eindeutige Ab-
grenzung der einzelnen Gruppen von Geistesbehinderten nach 
ländlicher bzw. städtischer Herkunft noch nicht charakteristisch, 
war es doch üblich, daß Irre ebenso wie Bettler und Vagabun-
den, je nach den sich gerade bietenden Möglichkeiten für das 
Zuteilwerden von Subsistenzmitteln, zwischen Stadt und Umland 
hin und her zogen. Dabei waren sie auf die wohltätige Fürsorge 
von weltlichen und kirchlichen Einrichtungen angewiesen.47 
Klöster, Ritter- und Spitalsorden, Laienbruderschaften, Armen-
stiftungen und Armenfonds übernahmen die Armen- Alten- und 
Krankenversorgung. Auch der Bettel galt noch als gesellschaft-
lich durchaus akzeptierte Form zur Erlangung der öffentlichen 
Mildtätigkeit. 

Bei der Versorgung der Irrsinnigen, wie auch der sonstigen ar-
men Personen, galt dabei das sogenannte Heimatrecht. Prinzipiell 
mußte demnach die Gemeinde der Geburt für die sozialen Kosten 
der mittellosen Heimatberechtigten aufkommen. Die Unterbrin-
gung der versorgungsbedürftigen Personen erfolgte dann häufig 
in eigenen Gemeindehäusern oder als Einleger bei den Bauern 
(vergleiche weiter unten!). Zum Teil wurden die sogenannten 

                                                   
47 vgl. Ernst Bruckmüller: Sozialgeschichte Österreichs, Wien 1985, 

S.121 und 157 
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"Hausarmen" auch mit freiwilligen Spenden durch die Pfarreien 
beteilt.48 Für kleine, arme Gemeinden war die Ernährung und 
Verpflegung oft ebenso schwierig wie für die armen Individuen. 
Selbst Menschen, die jahrelang in der Stadt gelebt hatten, konn-
ten sich auf dieses Recht berufen und in ihre Heimat zurückkeh-
ren, respektive zurückgeschickt werden.49 Daß es dabei seitens 
der Gemeinden immer wieder zu Versuchen kam, dieses Heimat-
recht in einzelnen Fällen abzustreiten, bzw. die Verantwortung 
der zu versorgenden Mittellosen auf eine Nachbargemeinde ab-
zuschieben, braucht dabei nicht eigens erwähnt werden. 

Das einschneidende Ereignis, welches dann zu einer stärkeren 
Differenzierung zwischen ländlichen und urbanen Versorgungs-
systemen für geistig Behinderte geführt hat, stellt der Eintritt in 
das Zeitalter der Industriellen Revolution dar. Während man bis 
zu diesem Zeitpunkt im großen und ganzen von einer sehr ähn-
lichen Lebenssituation der ländlichen und der städtischen geistig 
Behinderten ausgehen kann, beginnen sich nun deren konkrete 
Lebensumstände in der Epoche des höfischen Absolutismus zu 
verändern. 

Mit der Industriellen Revolution werden neue Anforderungen an 
die der industriellen Produktion unterworfenen Bevölkerungs-
schichten herangetragen. Den lohnabhängigen Individuen wird 
ein größeres Maß an Konformität abverlangt. Ein geregelter, 
langer Arbeitstag, geordnete Familien- und Wohnverhältnisse, 
eine minimale Ausbildung der Werktätigen für die Aneignung der 
nötigen Fertigkeiten für den Produktionsprozeß werden zur 
Grundvoraussetzung für das Funktionieren der neuen Wirt-
schafts- und Gesellschaftsordnung. Das relativ unstete Leben der 
Geisteskranken, wie auch all der anderen sich nicht in das neue 

                                                   
48 Lisl Waltner: Der gemeine Steirer, Wien 1982, S.91 f 
49 vgl. Johann Ernest Tettinek: Das Domizil- oder Heimatrecht der 

Armenversorgung, Salzburg 1844, zt. nach Inghwio aus der 
Schmitten: a.a.O., S.31 
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System einfügenden Bevölkerungsgruppen, wirkt für den ideolo-
gischen Überbau ebenso wie für die in den Arbeitsprozeß erfolg-
reich Eingebundenen als Bedrohung und Verunsicherung. 

Da jedoch die Industrialisierung sich nicht gleichzeitig im ganzen 
Land vollziehen kann, beginnen sich die Unterschiede in den 
konkreten Lebenssituationen der Schwachsinnigen in den indu-
strialisierten Zentren und den bäuerlichen, peripheren Regionen 
kontinuierlich zu vergrößern. Während also in den Zentren der 
aufstrebenden kapitalistischen Wirtschaftsordung, d.h. in den 
großen Städten und verdichteten Siedlungsräumen, geistig be-
hinderte Menschen sehr bald zu störenden Objekten transformie-
ren, die man in menschenfeindlichen Internierungshäusern vor 
der Öffentlichkeit zu verwahren trachtete, blieben jene in den 
bäuerlich strukturierten ländlichen Regionen vorerst noch weit-
gehend vor Einsperrung und Absonderung verschont. 

Dies mag zum einen mit den bereits weiter oben angedeuteten 
Ordnungserfordernissen einer rationalisierten Wirtschaftsordung 
zusammenhängen, andererseits aber auch mit der Notwendigkeit 
der Entlastung der haushaltseigenen Betreuungspersonen von 
Pflegeaufgaben und deren Verfügbarmachung für die industrielle 
Produktion. Gerade die Arbeitskraft von Frauen konnte auf diese 
Weise, von traditionellen Haushaltsaufgaben entbunden, für in-
dustrielle Verwertungsprozesse dingbar gemacht und eo ipso in 
die industrielle Reservearmee eingereiht werden. In den rück-
ständigen ländlichen Regionen blieben währendessen die traditio-
nellen gesellschaftlichen Strukturen noch längere Zeit erhalten. 

Die relative Rückständigkeit dieser ländlichen Lebens- und Pro-
duktionsstrukturen schuf gerade aber auch Existenznischen für 
all jene Personen, die dem Leistungsdruck der neuen Arbeitswelt 
nicht mehr standhalten vermochten. Dabei dürfen wir jedoch 
nicht in ein unreflektiertes eindimensionales Beurteilungsschema 
verfallen. In der Realität erwies sich nämlich die Situation geistig 
Behinderter auf dem Lande beileibe nicht als jene romantische 
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Idylle und schon gar nicht als das optimale Versorgungsmodell 
oder Antipode zur prekären Unterbringung der städtischen Geis-
teskranken, wie es von manchen immer wieder darzustellen ver-
sucht wird. Im Gegenteil, man kann nicht einmal davon ausge-
hen, daß Irrsinnige auf dem Land in jedem Fall ein besseres Aus-
kommen gehabt hätten. 

Geisteskranke waren als schwächstes Glied in der Gesellschaft in 
besonderer Weise von der Konjunktur der agrarischen Pro-
duktion abhängig und deren Schwankungen unterworfen. Sie 
waren aufgrund des Fehlens eines allgemeinen Fürsorgesystems 
als erste von den Auswirkungen bei Mißernten, Hunger und all-
gemeiner Not betroffen und litten am stärksten darunter. Dies 
wirkte sich naturgemäß entscheidend auf ihre Überlebenschancen 
aus. Obwohl keine Daten verfügbar sind, kann eine enge Korrela-
tion der Sterblichkeitsziffern mit wirtschaftlichen und politischen 
Krisenzeiten angenommen werden. Andererseits konnte sich die 
Landbevölkerung schon immer leichter mit den benötigten Nah-
rungsmitteln versorgen als die städtische Bevölkerung. Dies 
mußte sich auch auf die Ernährung der haushaltseigenen, geistig 
behinderten Personen auswirken. Daß aber dennoch des öfteren 
gerade in kinderreichen bäuerlichen Familien der Versuch unter-
nommen wurde, ein schwer geistig beeinträchtigtes Kind loszu-
werden, veranschaulicht folgende von Inghwio aus der Schmitten 
angeführten Geschichte. Ausschlaggebend waren dabei weniger 
sozialethische Überlegungen als vielmehr ganz einfach die Ver-
sorgungsprobleme wegen der bitteren Armut, welche Menschen 
zu verzweifelten Schritten zwangen. 

"Der verwitwete Holzknecht Sylby hatte einen taubstummen und 
verkrüppelten Kretin und vier normale Kinder. Der Holzknecht 
verdiente täglich 50 bis 70 Kreuzer. Für seine Kinder nahm er 
sich sehr an, doch reichten seine Mittel nicht für deren Ernährung 
aus. Sylby versuchte mehrmals, den geistesschwachen Krüppel in 
irgend einer Wohltätigkeitsanstalt unterzubringen, aber immer 
ohne Erfolg. Krank war der Knabe nicht, deshalb nahm man ihn 
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im Krankenhaus nicht auf. Als irrsinnig wurde er von den Ärzten 
nicht anerkannt, daher auch nicht in ein Irrenhaus aufgenommen. 
Siech genug für ein Siechenhaus war er nach Ansicht der maßge-
benden Leute auch nicht. Von einer Taubstummenanstalt konnte 
keine Rede sein, da diese nur bildungsfähige Taubstumme, aber 
keine Idioten aufnehmen. (...) Als der unglückliche Vater noch 
einen Versuch machte und mit dem Gemeindevorsteher nach 
Graz ins Allgemeine Krankenhaus fuhr, da wies man ihn an den 
städtischen Polizeiarzt. Der aber schickte ihn wieder an den Be-
zirksarzt in Deutschlandsberg. Der aber hatte für ihn überhaupt 
keine Zeit ..." 

Diese konkrete Geschichte ging für Vater und Sohn tödlich aus. 
Der Vater erstickte das Kind und wurde selbst hingerichtet.50 
Obwohl es sich bei dieser Geschichte um die Geschichte eines 
Holzfällers handelt, kann angenommen werden, daß sich ähnliche 
Vorfälle häufig auch unter Bauern, Kleinhäuslern und Landarbei-
tern zugetragen haben. Da die wirtschaftliche Misere als Grund 
für die versuchte Abschiebung eines geistig behinderten Kindes 
ausschlaggebend war, kann wiederum abgeleitet werden, daß 
sehr wohl auch die soziale Stellung der Angehörigen der geistig 
behinderten Person, vor allem der Eltern, für deren Betreuung 
und Fürsorge maßgeblich war. Wie auch die städtischen Geistes-
kranken mit vermögenden Angehörigen, konnten auch schwach-
sinnige Kinder reicher Bauern mit einer relativ angenehmen Ver-
sorgung rechnen. 

Geistig behinderte Menschen fanden im traditionellen bäuerlichen 
Großfamilienverband ihre Lebenssphäre und wurden zu einfachen 
Tätigkeiten, soweit es ihre Behinderung erlaubte, herangezogen. 
Wie weit nun tatsächlich eine befriedigende soziale Integration 
gegeben war, hing dabei von verschiedenen Faktoren ab. Dabei 

                                                   
50 Inghwio aus der Schmitten: a.a.O. S.104, zt. nach Der barmherzige 

Samaritan. III.Jg., 1903, S.24 f 
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ausschlaggebend war einerseits die wirtschaftliche Potenz etwai-
ger Angehöriger, die sich der Pflege und der Versorgung annah-
men, das Ausmaß der für die bäuerliche Arbeitsgemeinschaft 
nutzbaren "Restarbeitskraft", der Grad der Pflegebedürftigkeit 
und ab Ende des 19. Jahrhunderts auch das Angebot an Unter-
bringungsalternativen in Pflege-, Siechen- und Irrenanstalten. Auf 
die Bedeutung des letzten Punktes für den Bereich der Landwirt-
schaft soll weiter unten noch näher eingegangen werden. Vor-
erst, bis gegen Mitte des 19. Jahrhunderts, hatte diese Option 
allerdings aus zwei Gründen noch keine praktische Bedeutung: 
zum einen existierten in den ländlichen Regionen noch kaum der-
artige Internierungsanstalten und zum anderen hatte sich der 
Strukturwandel in der bäuerlichen Familie noch nicht vollzogen. 

Besonders schwierig erwies sich die Lage für alle jene Geistesbe-
hinderten, welche von Dienstboten oder kinderreichen Kleinhäus-
lerfamilien abstammten. Deren Versorgung konnte aus wirt-
schaftlichen Gründen von den Angehörigen praktisch nicht oder 
nur sehr schwer bewerkstelligt werden. Kinder von Knechten 
und Mägden waren außerdem von der Gunst der Bauern abhän-
gig. Häufig fielen sie deshalb als Gemeindearme der öffentlichen 
Fürsorge anheim. An dieser Stelle wird angemerkt, daß es sich 
hierbei um kein Spezifikum für Geisteskranke handelte, sondern 
dies ebenso für alte, nicht mehr arbeitsfähige Dienstboten zutraf. 
Generell zeigt das für ländliche Geisteskranke in Frage kom-
mende Versorgungssystem gewisse Parallelitäten mit der tradi-
tionell-historischen Alten- und Krankenfürsorge. Während Alt-
bauern sich ein Ausgedinge aushandelten, blieb arbeitsunfähigen 
Dienstboten die Einlege nicht erspart. Genauso sicherten Alt-
bauern bei der Hofübergabe einem behinderten Kind häufig eine 
vertraglich festgeschriebene Subsistenz ähnlich dem Ausgedinge, 
währenddessen arme Behinderte oft schon in jungen Jahren in die 
Einlage mußten. Das Ausbedingen vertraglicher Leistungen hat 
sich im bäuerlichen Bereich zum Teil bis heute als eine übliche 
Form der Sozialfürsorge für behinderte Kinder erhalten. 
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Betrachten wir nun das Einlagewesen etwas genauer. Schon seit 
dem Mittelalter fand die Einlege, Einlage oder auch Anlage in 
den ländlichen Regionen des heutigen Österreich als Fürsorgein-
stitution von mittellosen Armen, Kranken, Alten und Geistes-
kranken weite Verbreitung. Dabei handelt es sich um eine natu-
ralwirtschaftliche Sicherungseinrichtung in Form einer periodisch 
wechselnden Unterbringung bei den Bauern einer bestimmten 
(Heimat)gemeinde.51 Die einzelnen Bauernhöfe wurden dabei zu 
einer Rotte zusammengefaßt. Jeder Bauer einer Rotte war ver-
pflichtet, in Abhängigkeit von seiner Vermögenslage für eine 
bestimmte Anzahl von Einlegern für wenige Tage bis mehreren 
Wochen im Jahr aufzukommen. Wie sich diese Unterbringung im 
konkreten vollzog, ist u.a. den Untersuchungen des Erzherzog 
Johann zu entnehmen, welcher in der ersten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts in den ländlichen Regionen der Steiermark drei Umfra-
gen zu den konkreten Lebensverhältnissen der Bewohner durch-
führen ließ, die von Lisl Waltner dokumentiert wurden.52 Aus der 
Gemeinde Neuberg wird dabei 1803 folgendes berichtet: "Wenn 
sich ein Armer findet, der wegen des hohen Alters oder Gebrech-
lichkeit durch Dienen sich den Unterhalt nicht mehr verschaffen 
kann, so meldet er sich beim Gemeinderichter oder im Be-
schwerdeweg bei der Herrschaft, finden diese, daß er wirklich 
nicht seinen Unterhalt verdienen könne, so wird er eingelegt, d.h. 
einer Rotte von ca. 20 Häusern zur Verpflegung zugetheilet. 
Nach Maße der Besitzung jedes Hauses ist es schon bestimmt, 
daß selbes durch 3, 2, oder eine Woche oder nur einige Tage den 
Armen zu verpflegen verbunden seie. (...) Für die Kleidung des 
Armen sorgt der Rottmann, welcher das Bedürfnis dem Gemein-
derichter meldet, worauf dieser einverständlich mit dem Pfarrer 
aus dem Armengelde die nöthigen Stücke anschaffet."53 Das Ar-
mengeld wurde in diesem Fall von einem Gemeindeanschlag und 
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52 Lisl Waltner: a.a.O. 
53 A.a.O.: S.89 f 



Traditionelle Versorgungsinstitutionen 47 

aus Beiträgen der Herrschaft aufgebracht. Gebrechliche Arme, 
die Pflegepersonen benötigten oder ekelhafte und ansteckende 
Leiden hatten, wurden ins Spital oder Siechenhaus gebracht und 
dort aus dem Spitals- oder Armenfonds ernährt. Die Einlage er-
fährt aber eine gewisse Vorbedingung. So wurden die Einleger 
verpflichtet, noch bestimmte, ihren körperlichen Kräften ange-
messene Arbeiten zu verrichten. Konkret heißt das, sie wurden 
noch zu einer begrenzten Mitarbeit gezwungen. Konnte diese 
nicht mehr erbracht werden, landeten die Einleger im Armen-
haus. 

Man darf sich unter dem Einlegewesen jedoch keinesfall eine 
funktionierende Sozialfürsorgeeinrichtung vorstellen, die einen 
minimalen Schutz böte. Die Einleger wurden bei den Bauern 
üblicherweise sehr schlecht behandelt, in der Regel durften sie 
nicht einmal mit den Dienstboten essen und mußten die Nacht im 
Stall verbringen, waren zerlumpt, verdreckt und verlaust.54 Die 
Lebenserwartung der Einleger war demzufolge auch sehr gering, 
für viele bedeutete die Einlege bereits das Todesurteil. 

Mitunter wurden die einzelnen Einleger noch nach dem Grad 
ihrer Behinderung, Pflegebedürftigkeit bzw. Arbeitsunfähigkeit 
unterteilt. So ließen sich nach Vierthaler anfang des 19. Jahrhun-
derts im Raume von Salzburg zwei Gruppen von Einlegern aus-
machen: "Kinder und Greise, ohne anderen Gebrechen außer 
jenem ihres Alters wurden als leichte; Kranke, Preßhafte und 
Blödsinnige als schwere Anlieger genannt. Ein Schwerer wurde 
dabei zwei, oder nach Umständen auch drei Leichten gleich ge-
schätzt."55 Mit der Aufnahme von schwerer Behinderten konnte 
sich der Rottmann quasi mehrere Wochen der Einlage ersparen. 

                                                   
54 vgl. Roland Girtler: Aschenlauge. Bergbauernleben im Wandel, 

Linz 1988, S.171 ff 
55 Franz Michael Vierthaler: Meine Wanderungen durch Salzburg, 

Berchtesgaden und Österreich, 1.Theil, Wien 1816, zt. nach Ingh-
wio aus der Schmitten: a.a.O., S.30 
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Diese unterschiedliche Bewertung führte dazu, daß die einzelnen 
Einleger zu Handelsobjekten der Gemeindefürsorge wurden. 

Das Einlegewesen verlor gegen die letzte Jahrhundertwende zu-
nehmend an Bedeutung. War es um 1800 noch selbstverständ-
licher Bestandteil eines traditionellen Versorgungssystems und 
ohne Alternativen, so blieben um 1900 die Gemeinden zwar im-
mer noch zuständig, aber es gab bereits Subventionen vom Land 
für die Internierung in der "Geschlossenen Psychiatrie" und in 
Versorgungshäusern.56 

 

                                                   
56 Inghwio aus der Schmitten: a.a.O., S.103 
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2.3. Funktionale Rollen geistig Behinderter im ländlichen 
Sozialsystem 

In diesem Abschnitt soll der Versuch unternommen werden, das 
Behindertendasein auf dem Land weniger von der Seite der Ver-
sorgungsinstitutionen her als vielmehr unter einem soziologi-
schen Blickwinkel zu beleuchten. Wie war die gesellschaftliche 
Position der geistig behinderten Personen, welche Rollen spielten 
sie im Sozialgefüge und welche Akzeptanz oder Ablehnung er-
fuhren sie ? Dies allein wäre schon das Thema einer umfangrei-
chen Arbeit und würde den Rahmen unserer Untersuchung 
sprengen. Es sollen an dieser Stelle dennoch ein paar kurze Noti-
zen angemerkt werden. 

Besonders im Alpenraum waren geistige Behinderungen unter 
der Landbevölkerung weit verbreitet. Eine der Ursachen für die 
relative Häufigkeit von Geisteskrankheiten dürfte dabei mit dem 
Jodmangel in der Nahrung infolge der armen Urgesteinsböden 
zusammenhängen. Jodunterversorgung der Schilddrüse führt 
nicht nur zu geistigen Defekten durch Störung der Fötenentwick-
lung, sondern auch zu häufigen Kropfbildungen. In vielen Alpen-
tälern waren Kröpfe bis in unsere Tage so häufig, daß sie land-
läufig zu einem Stück nationalen Charakter wurden. Jedenfalls 
finden sich viele Hinweise dahingehend in Aufzeichnungen der 
Pfarreien, Dominien, Steuergemeinden und Kreisämtern. Inghwio 
aus der Schmitten weist darauf hin, daß zuerst ausländische Ge-
lehrte ein gewisses Interesse dem in den Alpen endemischen Kre-
tinismus entgegenbrachten.57 Daneben waren Fehl- und Mangel-

                                                   
57 vgl. Inghwio aus der Schmitten: a.a.O. S.9 ff Schmitten schildert 

das Beispiel der Mainzer Arzneidoktoren Joseph und Karl Wenzel, 
die 1792 auf der Suche nach Kretins das Land Salzburg bereisten 
und anschließend einen Bericht legten. Auch Johann Wolfgang 
Goethe weist in seinen Tagebüchern 1810 in einem Gespräch mit 
dem Irrenarzt Langermann und dem Physiker Seebeck auf die Häu-
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ernährung, unzureichende Förderung von Kleinkindern, die Ver-
abreichung von Mohn- und Schnapsschnullern als auch bestimm-
te Infektionskrankheiten für das häufige Auftreten von Geistes-
krankheiten verantwortlich. 

Praktisch jedes Dorf kannte seine Dorfdeppen, Fexen, Trodeln, 
Dosten, Dosteln, Lümmel, Doggen, arme Hascheles oder wie sie 
sonst noch in den verschiedenen regionalen Varianten zu be-
zeichnen gepflegt wurden. Etymologisch ist die Herkunft der 
einzelnen Bezeichnungen oft schwer nachzuvollziehen, mit den 
Begriffen waren jedoch durchaus nicht immer nur die Geistes-
krankheiten im engeren Sinne gemeint, sondern es wurde meist 
damit auch in gewisser Weise Spaßhaftigkeit, Geselligkeit, Un-
terhaltsamkeit, närrisches, ungezwungenes Treiben und Lebens-
lust verbunden. Wahnsinnig-Sein erlaubte ein hohes Maß an 
Non-Konformität, welches den der Normalität Unterworfenen 
nicht zugestanden und um das die "Narren" beneidet wurden. 
Dies wäre ein Indiz für die These einer durchaus vorhandenen 
sozialen Wertschätzung geistig behinderter Personen. Dabei muß 
jedoch überlegt werden, inwieweit sich deren Funktion auf eine 
rein passive Position als Schauobjekte mit Unterhaltungswert 
wider die Langeweile bzw. als Konfliktpuffer der Dorfbevölke-
rung reduzierte, oder ob mit der sozialen Rolle eine tatsächliche 
Wertschätzung einherging. Zur Untermauerung beider Thesen 
lassen sich stichhaltige Argumente anführen. Dabei dürfte auch 

                                                                                                              
figkeit von Kretinen in den Alpen hin. Dies scheint ihm anläßlich 
seiner Italienreise aufgefallen zu sein. Die ersten systematischen 
Forschungen über den endemischen Kretinismus werden allerdings 
schon etwas früher in der Schweiz, Oberitalien und in Savoyen an-
gestellt (Albrecht von Haller 1772, Horace Benoit de Saussure 
1788, Michele Vincenzo Giacinto Malacarne 1789 etc.). In der Rei-
sebeschreibung von Hacquet 1785 finden sich auch Hinweise über 
die Häufigkeit von Kropfbildungen und Schwachsinn in Kärnten 
und in der Steiermark. Eingehendere Schilderungen sind bei Doro-
thea Meyer: a.a.O., S.39 ff nachzulesen. 
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der Wandel der Zeit eine gewisse Rolle spielen. Die Attitude 
gegenüber den vom Wahnsinn Betroffenen dürfte sich in der his-
torischen Abfolge in Abhängigkeit von den soziokulturellen und 
ökonomischen Rahmenbedingungen geändert haben. Auf diese 
Interdependenzen wurde schon weiter oben eingegangen. 

Gründe für eine Wertschätzung konnten neben durchaus beacht-
lichen Leistungen bei körperlich anstrengenden landwirtschaft-
lichen Arbeiten auch mystischer Natur sein. So gibt es Hinweise, 
daß Geistesschwache als gutes Omen angesehen wurden. Z.B. 
werden Kretinen 1842 in Murau noch wie Schwalben als Haus-
segen gehalten.58 Närrisches Treiben findet in den alpen-
ländischen Perchten- und Glöcklerbräuchen als Teil einer Volks-
kultur seinen Niederschlag. Andererseits werden Bezeichnungen 
für Geistesschwache aber auch als Schimpfworte verwendet. 

Wahrscheinlich kann man von der Annahme ausgehen, daß die 
soziale Degradierung verstärkt erst im Zuge der Technisierung 
der Gesellschaft und dem damit zusammenhängenden landwirt-
schaftlichen Strukturwandel erfolgte. Zum einen weicht die Irra-
tionalität aus der Gesellschaft, der Omenanspruch der Irren geht 
verloren, zum anderen erfolgt eine arbeitsfunktionale Mar-
ginalisierung. Die Arbeitsleistung der geistig Kranken verliert an 
gesellschaftlichem Wert. Dazu kommt noch die sich seit der 
Jahrhundertwende abzeichnende Auflösung der bäuerlichen 
Großfamilie und des Dienstbotenwesens. Die für die Aufsicht 
und Betreuung der Behinderten benötigten Arbeitskräfte gingen 
verloren. Es wurde für die in der Landwirtschaft verbliebenen 
Arbeitskräfte immer schwieriger, Pflegeaufgaben nachzukom-
men. Außerdem erfolgte ab Mitte des vorigen Jahrhunderts auch 
schon in den ländlichen Regionen der rasante Aufbau von Irren- 
und Pflegeanstalten. So entstanden allein zwischen 1870 und 
1910 in Österreich insgesamt 45 neue Anstalten mit 40.000 Pfle-

                                                   
58 Lisl Waltner: a.a.O., S.23 
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geplätzen. Zu Beginn des 1.Weltkrieges waren bereits 60% der 
registrierten Irren interniert.59 Einhergehend mit der Internierung 
setzt sich in der Bevölkerung das Klischee der sozialen Gemein-
gefährlichkeit der Geisteskranken durch, mit dem die Absonde-
rung und Verwahrung zu legitimieren versucht wurde. 

Mit einem gewissen Time-Lag vollzog sich demzufolge in den 
ländlichen Regionen die gleiche Entwicklung wie in den indu-
strialisierten städtischen Zentren. Hatten sich die bäuerlichen 
Familien anfangs noch dagegen gewehrt, ihre geistig behinderten 
Angehörigen in den neugegründeten Anstalten unterbringen zu 
lassen, so waren sie im Zuge des Wandels ihrer konkreten Le-
bensverhältnisse dazu zunehmend gezwungen. Diese Entwick-
lung korrespondiert dabei eng mit den sozioökonomischen und 
kulturellen Rahmenbedingungen, die sich für die ländliche Bevöl-
kerung mit immer rasanterer Geschwindigkeit änderten. 

                                                   
59 Inghwio aus der Schmitten: a.a.O., S.86 
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3. Fragen zur Integration behinderter Menschen 

 

3.1. Der Integrationsbegriff 

Bevor wir näher auf die einzelnen Möglichkeiten der Integration 
geistig behinderter und chronisch psychisch kranker Menschen in 
landwirtschaftliche Lebens- und Arbeitsverhältnisse eingehen, 
erscheint es notwendig, sich etwas genauer mit dem Begriff der 
Integration zu beschäftigen.  

Das Wort Intregration läßt sich etymologisch vom lateinischen 
"integrare", was soviel heißt wie "ergänzen, wiederherstellen", 
herleiten. Überträgt man diesen Sinn auf die aktuelle Situation 
von behinderten Menschen, so könnte man damit die volle Wie-
derherstellung der gesellschaftlichen Wertigkeit respektive auch 
der Ergänzung des sozialen Defizites dieser in unserer Ge-
sellschaft schwer benachteiligten Bevölkerungsgruppe asso-
ziieren. 

Setzt man sich als Ziel, eine integrative Psychiatrie zu schaffen, in 
der emanzipatorische Intentionen in den Mittelpunkt rücken, so 
darf sich die Integration nicht nur auf die Wohnsituation der be-
troffenen Personen beziehen, d.h. auf die Frage, inwieweit eine 
extra-asyläre Versorgung einem Anstaltsleben vorzuziehen ist, 
sondern muß das gesamte Spannungsfeld von Arbeits- bzw. Aus-
bildungsplatz, Kommunikation und Freizeitgestaltung einbe-
ziehen.  



54 Fragen zur Integration 

 

3.2. Zwischen emanzipatorischer Behindertenarbeit und Be-
hindertenmanagement 

In vielen herkömmlichen Modellen der Behindertenintegration 
wird üblicherweise von einem eindimensionalen Verhältnis zwi-
schen der "unterzubringenden Person" und der oder den 
"Betreuungspersonen" abstrahiert. Ausgehend von der Einsicht 
in die Notwendigkeit einer Demokratisierung der Psychiatrie 
wird zwar das rein verwahrende und absondernde Moment eines 
Anstaltsleben einer Kritik unterzogen, als Alternative dazu wer-
den auch Konzepte entwickelt, die sich die Einbindung dieser 
gesellschaftlich marginalisierten Gruppe in das öffentliche Leben 
zum Ziel setzen, auf den Aspekt der Gleichwertigkeit der Partner 
als Voraussetzung eines emanzipatorischen Verhältnisses wird 
jedoch zu wenig Rücksicht genommen. Nach dem Integrations-
begriff von Bengt Nirje setzt eine Integration "Beziehungen zwi-
schen Menschen voraus", die "auf der gegenseitigen Anerken-
nung der Integrität des anderen und auf gemeinsamen Grundwer-
ten und Rechten beruhen".60 

Obwohl in vielen neu entstandenen extra-asylären Einrichtungen 
und Unterbringungsmodellen - dazu zählen auch Modelle, die 
sich mit landwirtschaftlichen Tätigkeitsbereichen befassen - die 
behinderten Personen nicht länger in Pflegeheimen bzw. Ver-
wahrungsanstalten weggeschlossen sind, wird ihnen dennoch das 
soziale Umfeld vorenthalten, sie werden weiter zur Unmündig-
keit erzogen und zu Hilfsempfängern degradiert. Eine Emanzipa-
tion bleibt unerwünscht, anstatt eines sozialen Trainings werden 
die betreffenden Personen oft verhätschelt und von der Öffent-
lichkeit ferngehalten. Die Interessen konzentrieren sich in diesem 
Fall häufig auf die wirtschaftlichen Vorteile für die Pflegestellen-

                                                   
60 vgl. Dieter Berdel, Peter Pruner: Institut für Soziales Design; For-

schungsbericht zu Projekt F 1111; Durchsetzungsbedingungen be-
hindertengerechten Bauens, Wien 1989, S.87 
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betreiber. Geistig beeinträchtigte Menschen werden auf diese 
Weise zu frei disponierbaren Handelsobjekten einer Behinderten-
politik. Es ist hier angemessen, weniger von einer sozialen Integ-
ration als vielmehr von einem "Behindertenmanagement" zu 
sprechen. 

Um das oben Angeführte auf drastische Weise und etwas über-
spitzt zu formulieren: Behindertenmanagement wäre es z.B., 
wenn im Fall der Unterbringung geistig behinderter bzw. chro-
nisch psychisch kranker Personen auf Bauernhöfen der wirt-
schaftliche Aspekt eines Nebeneinkommens für die Landwirt-
schaft aus öffentlichen Zuwendungen für die Leistung der Ver-
pflegung und Unterbringung der betreffenden Personen einen 
derartigen Stellenwert erlänge, daß daraus einerseits eine lukra-
tive Alternative zu einer anderen Bewirtschaftungsform, sagen 
wir einmal der Schweine- oder Rindermast entstünde, dabei aber 
andererseits die individuellen und sozialhygienischen Bedürfnisse 
der behinderten Menschen zu kurz kämen. 

Die andere Option liegt in den emanzipatorischen Prozessen ei-
ner integrativen Psychiatrie. Dies setzt einen wesentlich kom-
plexeren und komplizierteren Mechanismus voraus, welcher nur 
mit einer möglichst weitgreifenden Einbindung aller Beteiligten in 
die Entscheidungsprozesse erreicht werden kann. Dabei ist es 
wesentlich zu begreifen, daß behinderte Personen keines Mitleids 
sondern Selbstbestimmung und Selbstorganisation bedürfen. Ne-
ben den optimalen materiellen und therapeutischen Aus-
stattungserfordernissen einer Einrichtung ist auch ein förderliches 
soziales Klima Grundvoraussetzung. Paradigmatisch ist dabei der 
Glaube an die Entwicklungsfähigkeit des geistigen und psychi-
schen Zustandes der betreuten Personen zu sehen. Eine Erzie-
hung in Richtung Eigenverantwortung muß als Conditio sine qua 
non einer sozialen Integration bewußt werden. Auf individuelle 
Bedürfnisse muß eingegangen werden. Daneben sollen sämtliche 
Rahmenbedingungen geschaffen werden, die dies gewährleisten 
können. Interkommunikative und therapeutische Prozesse sollen 
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helfen, das individuelle Potential zur Entfaltung zu bringen. Un-
abhängig davon, ganz besonders aber dann, wenn eine entspre-
chende Selbständigkeit der extra-asylär untergebrachten Perso-
nen nicht gegeben ist, sind unabhängige Kontrollmechanismen zu 
deren Schutz einzurichten. 

Die Landwirtschaft bietet durchaus die Möglichkeit, im Ver-
ständnis einer demokratischen Psychiatrie, sinnvolle und zu-
kunftsweisende Integrationsprojekte zu entwickeln. Es muß je-
doch angesichts der ausgeführten Gefahren eines Behinderten-
managements klar werden, daß die Einrichtung derartiger Model-
le nicht einfach und unreflektiert vonstatten gehen kann, sondern 
ein gehöriges Maß an theoretischen Überlegungen und 
Grundsatzplanung erfordert. 
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4. Moderne psychiatrische Ansätze 

 

Bevor wir nun endgültig in medias res, in die beschreibende und 
analysierende Darstellung einzelner in Österreich existenter Mo-
delle der Behindertenbetreuung in oder mit der Landwirtschaft 
gehen, erscheint es zweckmäßig, einen kurzen Blick auf ein paar 
wichtige, interessante, moderne und fortschrittliche, jedoch in der 
Konzeption sehr unterschiedliche Psychiatrieansätze zu werfen. 
Aus den theoretischen Überlegungen und Erfahrungen dieser 
Modelle heraus kann im Hinblick auf die Diskussion über die 
Integration geistig behinderter Menschen in der Landwirtschaft 
das Verständnis für tatsächliche Möglichkeiten und gangbare 
Wege geschärft werden. In erster Linie soll dabei auf kritische 
Ansätze der "Offenen Psychiatrie" als Negation zur klassischen 
Schulpsychiatrie hingewiesen werden. Es muß jedoch klar sein, 
daß sich dabei die Charakterisierung dieser antipsychiatrischen 
Konzepte auf einige wenige grundlegende Eigenheiten beschrän-
ken muß. 

 

4.1. Angloamerikanische Antipsychiatrie 

Die angloamerikanische Antipsychiatrie vergegenwärtigt wohl 
die konsequenteste und radikalste Form einer Kritik der klassi-
schen Schulpsychiatrie. Psychische Krankheiten seien ein Aus-
druck gesellschaftlicher Fremdbestimmung und Unterdrückung 
und dialektisch mit der Klassenstruktur der Gesellschaft verbun-
den. Der Verrückte sei in Wahrheit ein Herrschaftsverweigerer 
und Dissident, welcher durch non-konformes Verhalten Aner-
kennung sucht. "Das Verrücktsein ist keine Krankheit, sondern 
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die Psychiatrie und ihre Ausgeburten sind die Krankheit des Ka-
pitalismus und des bürokratischen Sozialismus."61 

Die Gesellschaft reagiere mit Polizeioperationen, um seine Ver-
schiedenheit, Originalität und Visionen zu unterdrücken. "Die 
klinische Psychiatrie ist nur ein kleiner Teil eines ausgedehnten 
Gewaltsystems von Normierungstechniken, die mit dem ersten 
Konformierungsinstrument des bürgerlichen Staates, der Familie 
beginnen und sich in der Schule und der Universität fortsetzen, 
und dahin zielen, in einer endlosen Reihe idente industrielle Krea-
turen zu produzieren und reproduzieren, für einen Sinn, der 
längst verloren ging bzw. niemals sichtbar gewesen war."62 Dar-
aus resultiere, daß sich eine Psychiatriekritik zwangsweise poli-
tisch emanzipatorisch gegen die herrschende Gesellschaftsord-
nung der kapitalistischen Klassengesellschaft richten muß. 

Die Entpsychiatrierung könne nur in einer völligen positiven Ne-
gation der Psychiatrie bestehen. Unterdrückungsinstrumente im 
Sinne dieses Ansatzes sind nicht nur die Anwendung von 
Zwangsjacken, Elektroschocks oder die Verabreichung von Psy-
chopharmaka, sondern im Grunde genommen jede systemimma-
nente Form der psychosozialen Rehabilitation oder Resoziali-
sation, da es ja nur darum ginge, die Arbeitskraft Mensch als 
willfähriges Produkt und Empfänger von Autoritätsimpulsen dem 
industriell-kapitalistischen Verwertungsprozeß wieder zuzufüh-

                                                   
61 David Cooper: Wer ist Dissident, Berlin 1977, S.56 
62 David Cooper: The Grammar of Living, Bungay-Suffolk 1974, 

S.55. Original: Clinical psychiatry, however, is only a small part of 
an extensive system of violence, of normalizing techniques that 
commence with the principal conformism-inducing instrument of 
the bourgeois state, the family, and run on through primary and 
secondary schooling and universities aiming to produce and then 
reproduce an endless assembly-line of identical industrious crea-
tures who all work for some purpose which has long been lost sight 
of and which was never very visible in the first place anyhow. 
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ren. "Alle Psychiater müssen sich den Vorwurf gefallen lassen, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu begehen, solange nur 
ein einziger Patient gegen seinen Willen in irgendeiner psychiatri-
schen Institution eingesperrt bleibt."63 Die klassische Psychoana-
lyse wäre der Handlanger dieses repressiven Systems. 

Dagegen helfe nur eine kategorische Dissidenz. Gemeinsames 
gesellschaftliches Schicksal müsse kollektiv in politische Aktivi-
täten umgesetzt werden, um die herrschende Gewalt abzuweh-
ren. Therapie heiße "Kampf gegen die herrschenden Herrschafts-
verhältnisse".64 Die nicht psychiatrische Arbeit sei im wesentli-
chen eine politische Erziehung oder eine Sensibilisierung der Be-
völkerung für das Bedürfnis, die eigenen affektiven Probleme 
selbst in die Hand zu nehmen, mit dem Beistand von aktiven Ba-
sisgruppen, Feministinnengruppen und Gewerkschaftsgrup-
pen."65 Für die praktische Umsetzung dieser Idee erfordere dies 
eine therapeutische Gemeinschaft, die politisch geprägt sein müs-
se. Die klassische Hierachie Arzt-Pfleger-Patient sei dabei aufzu-
heben. Jeder Patient sei sein eigener Therapeut und Therapeut 
jedes anderen in der Gruppe. In täglichen Gruppengesprächen sei 
jede gesellschaftlich bedingte Passivität zu bekämpfen. Dadurch 
hebe sich die Bezeichnung "krank" in der Bedeutung von "hilf-
los" auf. Im Wege einer solidarischen Praxis soll der Widerstand 
organisiert werden. Arbeitskreise, Einzel- und Gruppenagitation 
sollen zur Aktivierung des sozialpsychiatrischen Widerstandes 
führen und die Kraft verleihen, um erfolgreich den Kampf gegen 
das Repressionssystem bestehen zu können. 

Gerade hier ergeben sich Reibungsflächen zur demokratischen 
und sektoriellen Psychiatrie. Sil Schmid zitiert in ihrer Beschrei-

                                                   
63 David Cooper: Wer ist Dissident, Berlin 1977, S.23 
64 Michael Schneider: Neurose und Klassenkampf. Materialistische 

Kritik und Versuch einer emanzipativen Neubegründung der Psy-
choanalyse, Hamburg 1973. 

65 David Cooper: a.a.O., S.24 
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bung über das demokratische Psychiatriemodell in Italien Franco 
Basaglia, welcher der Meinung ist, daß die britischen antipsychi-
atrischen "Laissez-Faire-Gruppen" nur scheinbar völlig demokra-
tisch ohne institutionalisierte Strukturen funktionieren, denn "... 
der Leader der Gruppe solidarisiert sich immer gleich mit dem 
Stärksten innerhalb der Gruppe, sodaß er am Schluß immer das 
Heft in der Hand hat. So kommt es, daß die scheinbar antiautori-
tärste Methode zur denkbar autoritärsten wird. So ist es in der 
angelsächsischen Welt, die sich dem Pragmatismus verschrieben 
hat, mit dem Fortschritt der Psychiatrie. Die Aussage der Anti-
psychiater, daß die Geisteskrankheit nicht existiere und daher 
auch keiner Heilung bedürfe, wird von uns abgelehnt. Es gehe 
darum, welcher Mißbrauch mit 'dieser Krankheit' getrieben wird, 
sie ist eine faktische Realität."66 

Als Wegbereiter der anglosächsischen Antipsychiatrie können 
David Cooper und Ronald D. Laing angesehen werden. R.D. 
Laing, ein schottischer Psychiater, der lange Jahre in diversen 
britischen psychiatrischen Anstalten praktische Erfahrungen 
sammelte und David Cooper, ein gebürtiger Südafrikaner, wel-
cher in England mit jugendlichen Schizophrenen lebte und arbei-
tete, gründeten 1964 zusammen mit anderen die "Philadelphia 
Association Ltd." in London, die sich zum Ziel setzte, geeignete 
Repliken auf die psychiatrische Misere zu finden. 

Die Bedeutung von Cooper und Laing liegt mehr im theoretisch-
konzeptionellen Bereich als in der tatsächlichen Modellum-
setzung. Berühmt wurde ihr Antipsychiatriekonzept weniger 
durch die relativ unbedeutenden praktischen Therapiegruppen in 
England, sondern vielmehr durch ein Modell, welches sich 1970 
in der Bundesrepublik Deutschland an der Universität Heidelberg 
entstand und in der Fachwelt als auch in der allgemeinen Öffent-

                                                   
66 Sil Schmid: Freiheit heilt. Bericht über die demokratische Psychiat-

rie in Italien, Berlin 1979, S.65 
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lichkeit großes Aufsehen erregte, dem sogenannten "Sozialisti-
schen Patientenkollektiv (SPK) Heidelberg". 

Am Anfang stand die Entlassung von Dr. Wolfgang Huber aus 
der Neurologischen und Psychiatrischen Universitätsklinik Hei-
delberg wegen angeblich politisch motivierter Agitation unter 
den Patienten. Huber besetzte daraufhin mit 60 bis 80 Patienten 
die Klinik. Nach zähem Ringen gestand der Rektor der Universi-
tät Huber und seinen Patienten die befristete Weiterarbeit und die 
Errichtung eines Patientenkollektivs auf Universitätsgelände zu. 
Die dabei entstandene therapeutische Gemeinschaft war von al-
lem Anfang an als "Sozialistisches Patientenkollektiv" politisch 
ausgerichtet. Nach der These Hubers "Ärzte brauchen Patienten, 
Patienten keine Ärzte" wurde die Hierachie Arzt-Patient-Pfleger 
aufgehoben. In täglichen Gruppengesprächen wurde der Kampf 
gegen die gesellschaftlich geprägte Passivität aufgenommen, als 
Ziel stand dabei der offene Widerstand gegen die "Unterdrü-
ckungspsychiatrie" im Mittelpunkt. Nur das Bewußtsein über die 
eigene Lage könne zur Bewältigung und Überwindung der ge-
sellschaftlich bedingten Misere führen. Um zu diesem Bewußt-
sein zu gelangen, wurden u.a. Arbeitskreise zu Themen wie He-
gel, Marx, Lukacs, Luxemburg, aber auch über die Psychoanaly-
se eingerichtet. Nach und nach schlossen sich immer mehr Pati-
enten, Pfleger und Ärzte an und das SPK wurde allein schon we-
gen ihrer Größe zu einer echten Konkurrenz zur klassischen Uni-
versitätsklinik. Im Juli 1971 waren es bereits 500 Patienten, die 
auf diese Weise zusammengeschlossen waren. 

Mit dem Erfolg des Kollektivs setzte auch eine wohlorganisierte 
Verleumdungskampagne ein. Das SPK wurde in der Öffentlich-
keit als staatsfeindlich, terroristisch, anarchistisch, gemeingefähr-
lich, bzw. als "Aushängeschild für Stadtguerilla" diffamiert. Es 
wurde ihm unterstellt, Patienten zu bedrohen. Auf Druck der 
Öffentlichkeit kündigte der Rektor der Universität schließlich die 
Benützungsgenehmigung für die Räumlichkeiten auf dem Uni-
versitätsgelände. Letztendlich trat am 21.7.1971, nur acht Mona-
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te nach der Gründung, die Polizei in Aktion und räumte und zer-
schlug mit dem SPK-Heidelberg das erste radikalpolitische Anti-
psychiatrieexperiment auf deutschem Boden. Mittlerweile kam es 
in Heidelberg jedoch zu einer Neugründung des "Sozialistischen 
Patientenkollektivs", welches sich nicht nur wegen des gleichlau-
tenden Namens in direkter Tradition mit dem ursprünglichen 
SPK sieht. 

 

4.2. Demokratische Psychiatrie in Italien 

Der Kritik der demokratischen Psychiatrie an der traditionellen 
Anstaltspsychiatrie liegen folgende theoretische Überlegungen 
zugrunde: 

Das offensichtlichste Phänomen sei das Fehlen der Freiheit des 
Kranken. Diese Freiheit wäre das direkte Gegenteil des Zwangs, 
den ihre Wächter auf sie ausübten, d.h. die Psychiatrieklinik wäre 
ein Kerker. Ein zweites Merkmal der Anstaltspsychiatrie, wel-
ches viel schwieriger zu erkennen, aber auch sehr weitreichend in 
seinen Auswirkungen sei, wäre mit der Armseligkeit des Milieus 
und damit den Lebensbedingungen der Kranken konjugiert. Das 
Fehlen jeglichen Anreizes von außen durch Erwartungen, Besitz 
oder Verantwortung führe zwangsläufig zu Defätismus seitens 
der Internierten. Die Kranken litten an einer zur kommunikativen 
Bedeutungslosigkeit herabgeminderten Sprache, an Isolation und 
Verlassenheit. Das Leben würde monoton, persönliche Bezie-
hungen könnten sich nicht entwickeln. Der Kranke existiere nur 
noch als Materie, er wird nicht mehr als Person und soziale Ein-
heit wahrgenommen. Nicht die Krankheit, sondern die Institution 
mache ihn apathisch und passiv und verunmögliche ihm die affek-
tive Integration seiner Gefühle. Sie hindere ihn daran, Liebe oder 
Sympathie entsprechend den kulturellen Bräuchen unserer Ge-
sellschaft auszudrücken. All die traditionellen Theorien über 
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Geisteskrankheiten seien perfide und beraubten den Kranken des 
Gefühls seiner Existenz.67 

Die Anfänge der demokratischen Psychiatrie in Italien sind eng 
mit dem Namen Franco Basaglia verbunden. Basaglia war zwölf 
Jahre lang als Assistent an der medizinischen Fakultät in Padua 
tätig und anschließend Leiter der Irrenanstalt in Gorizia/Görz. 
Getragen von der Erkenntnis, daß Irrenhäuser nicht heilen, son-
dern lediglich verwahren, begann er in den Sechziger Jahren in 
der Görzer Anstalt mit seinem Kampf gegen das "institutionali-
sierte Netz der Ausstoßung". Therapeutische Erfolge bei der 
Behandlung psychisch Kranker seien nur in einem emanzipatori-
schen Prozeß und durch die Beseitigung repressiver Behand-
lungstechniken möglich. Dies setze wiederum ein demokratisches 
Verhältnis zwischen Arzt und Patient voraus. Auftretende Prob-
leme müßten in offenen Diskussionen in regelmäßigen Versamm-
lungen gelöst werden. Der Umgang mit Medikamenten, insbe-
sondere mit Psychopharmaka, soll überdacht und auf ein vernünf-
tiges Maß reduziert werden, sämtliche Zwangsbehandlungsme-
thoden wie z.B. Elektroschocktherapien, Zwangsmedikation o-
der Zwangsjacken wären prinzipiell zu verurteilen. Eine Integra-
tion der Patienten sei nur durch die Abschaffung der Bewah-
rungspsychiatrie, welche sich in der Existenz von psychiatrischen 
Kliniken und Irrenhäusern manifestiert, zu erreichen. Auf dem 
Weg dazu sind alle bestehenden psychiatrischen Einrichtungen 
sukzessive zu demokratisieren. Geschlossene Anstalten und Kli-
niken müßten nach außen hin geöffnet und die psychiatrische 
Versorgung allmählich dezentralisiert werden. Basaglias Liberali-
sierungskonzept in Görz fand allerdings 1968 ein abruptes Ende. 
Ein Patient der mittlerweile geöffneten Anstalt tötete im Affekt 
bei einem routinemäßigen Urlaub seine Frau, woraufhin die Pro-
vinzregierung Basaglia das Vertrauen entzog und die Irrenanstalt 
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in seiner alten Form wieder herstellte. Damit ging mit dem Gör-
zer Experiment die erste Phase des italienischen "Offenen Psychi-
atriemodells" zu Ende. 

Damit war das Ende dieses Kapitels demokratischer Psychiatrie-
experimente aber noch nicht besiegelt. Schon 1971 begann in 
Triest eine neue Epoche der italienischen Gemeindepsychiatrie. 
Basaglia wurde nach einem kurzen Zwischenspiel in Parma zum 
Leiter der Triester Psychiatrieklinik San Giovanni berufen und 
konnte aufbauend auf die Erfahrungen in Görz sein Reform-
modell konkretisieren und weiterentwickeln. Zuerst ging es ihm 
vor allem darum, gegenseitige Vorurteile abzubauen, die darin 
bestanden, daß einerseits Außenstehende Psychiatriepatienten für 
gefährlich und aggressiv hielten, andererseits aber auch von den 
Klinikinsassen die Außenwelt als bedrohlich und diskriminierend 
empfunden wurde. "Die gelegentliche Gewalttätigkeit Geistes-
kranker ist (...) nicht Ursache, sondern Wirkung. Nicht der Aus-
druck also einer psychischen Deformation, sondern die logische 
Reaktion auf die Unterdrückung durch die Institution: auf die 
totale Unterwerfung, auf Freiheitsberaubung, auf systematischen 
Entzug alles dessen, was das Leben lebenswert macht. Diese 
Gewalttätigkeit ist demnach kein Symptom der Geisteskrankheit, 
sondern Ausdruck der Verfassung, die Triests Antipsychiater 
"Anstaltskrankheit" nennen. Es ist der Zustand, in den Langzeit-
patienten zwangsläufig nach Jahren verfallen."68 

Die Öffnung der Anstalt richtete sich sowohl nach innen als auch 
nach außen. Bei sämtlichen geschlossenen Abteilungen wurden 
Schritt für Schritt alle räumlichen Barrieren, beispielsweise Gitter 
und Zäune, genauso beseitigt wie die obligatorischen Türkontrol-
len. Besucher erhielten freien Zutritt, an die Patienten wurden 
Schlüssel ausgehändigt. Gemeinsam mit der Leitung schafften die 
Anstaltsbewohner neue, freundlichere Möbel an, die stigmatisie-
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rende Anstaltskleidung wurde abgeschafft. Die Ärzte mußten 
ihre institutionelle Macht abbauen. Insassen, Ärzte und Pfleger 
suchten in offenen Versammlungen und Diskussionen anstehende 
Probleme zu lösen und neue Perspektiven für die Zukunft zu 
entwickeln. Daneben gründeten die Patienten eine eigene Koope-
rative, in der sie Garten- und Reinigungsarbeiten in Auftrag nah-
men. Auf diese Weise konnte ein Anstoß für die allmähliche öko-
nomische Reintegration in das Alltagsleben gegeben werden. Auf 
dem weiten Areal von San Giovanni fanden verschiedentlich kul-
turelle Veranstaltungen statt, außerdem richtete die Stadtverwal-
tung einen Kindergarten im Anstaltspark ein. So wurde die ehe-
malige psychiatrische Klinik von einer Verwahrungsanstalt für 
Langzeitpatienten ihrerseits zu einem Teil der Außenwelt. 

Die Integration der Langzeitpatienten in die Gesellschaft sollte 
dabei aber nicht überstürzt vorgenommen werden. Es war ein 
Gebot, den Status der Patienten nur langsam von Zwangseinge-
wiesenen über Freiwillige zu Gästen zu transformieren. Die Gäs-
te hatten die loseste Verbindung mit der Klinik. Diese Gruppe 
umfaßte all jene, die keine psychiatrische Betreuung mehr nötig 
hatten, aber dennoch weiterhin die Unterkunft in Anspruch nah-
men.69 Nur ein sehr kleiner Teil der Patienten, vorwiegend alte 
und langzeithospitalisierte Personen, wurde weiterhin traditionell 
betreut. Das Gros der ehemals Internierten wurde aber in kleine-
re, dezentrale Außenquartiere und Wohngemeinschaften verla-
gert. Die Wohngruppen, es handelte sich dabei um eigens dafür 
angemietete Wohnungen in der Stadt, sollten durch das Zusam-
menleben von Patienten mit Betreuern und Volontären den psy-
chisch Kranken die Resozialisation in den Alltag erleichtern. Die 
"Psychosozialen Zentren" übernahmen währenddessen die ambu-
lante Behandlung und Beratung bei Krisensituationen. Von dort 
aus führten Sozialarbeiter und Psychologen auch Hausbesuche 
durch, stellten den Kontakt zu den Familien der ehemals hospita-
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lisierten Patienten wieder her, halfen bei der Wohnungs- und 
Arbeitssuche und vermittelten bei sonstigen Konfliktsituationen. 
Mit diesen Zentren wurde aber auch ein erster Grundstein zur 
Prävention von Psychosen und Geisteskrankheiten gelegt, waren 
sie doch auch Anlaufstelle für die gesamte Bevölkerung eines 
Wohnbezirks. Hier ergeben sich gewisse Parallelitäten mit der 
Sektorisierung der Psychiatrie Frankreichs in den Sechziger Jah-
ren, welche im nachfolgenden Kapitel behandelt wird. 

Mit der Zeit begann man in ganz Italien, aus den Triester Er-
fahrungen zu lernen und das Modell zumindest in seiner Grund-
richtung zu kopieren. Erwähnenswert sind dabei unter anderem 
die Versuche, welche in Arezzo/Toskana, Genua, Pordenone/-
Friaul, Bologna, Colorno/Parma oder in Perugia angestellt wur-
den.70 In Triest selber ging man noch einen Schritt weiter. 1977 
verkündete Basaglia die endgültige Schließung der psychia-
trischen Klinik San Giovanni. Nur noch etwa 200 der 1.200 Pati-
enten vor der Institutsreform, im wesentlichen alte und aufgrund 
ihres psychischen Zustandes nicht resozialisierbare Fälle, verblie-
ben in den Pavillons weiterhin in stationärer Behandlung. 

Heute, mehr als zehn Jahre nach der spektakulären Schließung 
der Triester Klinik, ist der Enthusiasmus verblichen, das Reform-
konzept muß in seiner ursprünglichen Intention als gescheitert 
angesehen werden.71 Gründe dafür mögen viele vorliegen. Zum 
einen ruhte man sich auf dem Erreichten aus, wodurch die psy-
chiatrischen Reformen erstarrten. Abgesehen davon konnten 
Vorurteile und die Ablehnung aus der Bevölkerung gegenüber 
den ehemaligen Klinikinsassen nie richtig überwunden werden. 
Die Psychiatriepatienten waren an ihrem Arbeitsplatz mit großen 
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vanni beruhen auf einem Praktikumsbericht von Rita Maria Gäns-
bacher: Leben und Arbeiten auf der externen Psychiatrie in Triest. 
Traum und Wirklichkeit. Wien 1990. 
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Kontaktschwierigkeiten konfrontiert, sie litten unter der Isolation 
und konnten mit ihrer Freiheit und Freizeit nichts Rechtes an-
fangen. Außerdem stellten sich sehr bald auch schwerwiegende 
hygienische Probleme ein, da eine weiterführende, begleitende 
Betreuung nach der beruflichen Reintegration in den meisten 
Fällen unterblieb. Letztendlich spielten hier auch Finanzierungs-
probleme eine große Rolle. Die Stadtverwaltung war nicht bereit, 
die dafür erforderlichen Mittel aufzubringen, wodurch sich eine 
katastrophale Betreuungssituation ergab. So mußte ein einziger 
Psychologe sämtliche sieben "Psychosoziale Zentren" betreuen. 
Es fehlte auch an genügend Medizinern, Pflegern, Sozialarbeitern 
und Verwaltungspersonal für eine effiziente externe psychiatri-
sche Betreuung. Weiters erwiesen sich die Betreuungssektoren 
für die zuständigen Zentren als viel zu groß, die wenigen Akut-
betten waren schnell belegt, sodaß schwerere Fälle weiterhin in 
die neurologischen Abteilungen der Krankenhäuser eingewiesen 
werden mußten. Sowohl in der Station als auch in den Zentren 
zeigten sich die alten Hierarchien als persistent, ein Autoritätsab-
bau der Position der Ärzte erfolgte kaum, über die Patienten 
werden immer noch, wider den anfänglichen Bestrebungen Ba-
saglias, Karteien geführt. Basaglia seinerseits hat das Amt eines 
verantwortlichen Leiters seit einiger Zeit zurückgelegt und an 
seinen Nachfolger Rotolli übergeben. Um zu einem Resümee zu 
kommen: Obwohl die Zielsetzungen der demokratischen Psychi-
atrie in Italien, nämlich die Resozialisation von psychiatrischen 
Langzeitpatienten durch eine externe psychiatrische Betreuung 
zu erreichen, zum Teil gescheitert sind, darf die Wirkung, welche 
diese Reformbestrebungen auf die internationale Debatte über 
"Offene Psychiatriemodelle" ausgeübt hatten, nicht übersehen 
werden. 
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4.3. Sektorielle Psychiatrie in Frankreich 

Extra-asyläre Einrichtungen haben in der Psychiatriegeschichte 
Frankreichs bereits eine sehr lange Tradition aufzuweisen. Die 
Erfahrungen mit den "agricolen Colonien" und den "Familienko-
lonien" im 19. Jahrhundert wurden schon an einer anderen Stelle 
eingehend geschildert.72 Hier soll nun ein weiterer interessanter 
theoretischer Modellansatz einer "Offenen Psychiatrie" kurz vor-
gestellt werden. 

Der offizielle Beginn der "sektoriellen Psychiatrie" in Frankreich 
fällt mit dem Erlaß vom 15. März 1960 betreffend das "Pro-
gramm zur Organisation und Ausstattung der Departments für 
den Kampf gegen die Geisteskrankheiten" vom Ministerium für 
die öffentliche Gesundheit zusammen. Dieser Erlaß postuliert ein 
System von extra-hospitalen Institutionen, öffentlichen Be-
ratungsstellen, Tages- und Nachtkliniken und psychiatrischen 
Telefonberatungsdiensten. Hier besteht insofern ein großer Un-
terschied zur angloamerikanischen Antipsychiatrie und der de-
mokratischen Psychiatrie Italiens, da dieser Reformansatz höchst 
offiziell von staatlicher Seite getragen wurde und deshalb für 
dessen Realisierung außerhalb der herrschenden Politik stehende 
engagierte Einzelpersonen weniger maßgebend waren. 

Die wichtigste Ausgangsbedingung für die Bemühungen um eine 
Veränderung in der psychiatrischen Versorgung ist sicherlich mit 
dem Elend der alten Anstaltspsychiatrie kongruent. Bis Anfang 
der Dreißiger Jahre unseres Jahrhunderts wuchsen die Asyle in 
Frankreich gigantisch an. Ein Arzt war oft für die Betreuung von 
tausend und mehr Patienten verantwortlich. Erst mit der Volks-
frontregierung in den Dreißiger Jahren verbesserte sich die Situa-
tion ein wenig, da die Ärzte und Psychiater angehalten wurden, 
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auch Hausbesuche durchzuführen, um das soziale Milieu der 
Kranken zu studieren. Die Ärzte, die sich zur Zeit der Volksfront 
in der Sozialmedizin und Sozialpolitik engagierten, vertraten 
dabei Auffassungen, deren Wurzeln in den republikanischen I-
deen der französischen Revolution liegen und die durch ihr sozia-
listisches Bewußtsein neu belebt wurden.73 

Nach dem Krieg knüpfte man vorerst wieder an die sozialmedi-
zinischen Konzepte der Volksfrontregierung an. Die Idee einer 
ganzheitlichen Gesundheitsfürsorge im Interesse der gesamten 
Bevölkerung trat in den Vordergrund. Die bekanntesten Prot-
agonisten dieser Auffassung wie Daumézon, Bonnafé oder Le 
Guillant, die in ärztlichen und psychiatrischen Gewerkschaften, 
zum Teil aber auch als Angestellte im Gesundheitsministerium in 
einer recht einflußreichen Position tätig waren, richteten ihre 
Forderungen vor allem darauf, eine Einheit von Prävention, The-
rapie und Nachsorge zu schaffen. Das Gesundheitssystem der 
Bevölkerung müsse für alle Stadien der Krankheit zur Verfügung 
stehen und dürfe sich nicht auf die hospitale Verantwortung be-
schränken. Bonnafé prägt auch als erster den Begriff des "psy-
chiatre de secteur", des Sektorpsychiaters, der mit der Ver-
antwortung für die Organisation der geistigen Gesundheit in je-
weils einem bestimmten Gebiet betraut werden soll.74 Der Sek-
torgedanke verliert in den Fünfziger Jahren unter einer Zentrums-
regierung in der politischen Diskussion wieder an Bedeutung. Es 
folgt eine Periode von staatlichen Restaurationsversuchen. Die 
traditionelle Bewahrungspsychiatrie wird wieder zur offiziellen 
Doktrin. Erst gegen Ende dieses Jahrzehnts beginnt man sich 
wieder, diesmal quer durch alle politischen Lager, mit dem sekto-
riellen Konzept anzufreunden. Die Gründe dafür mögen weniger 
in einem allgemeinen besseren Verständnis von Geisteskrankhei-
ten und daraus resultierenden humanitären Anstrengungen zu 
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sehen sein als vielmehr in einer strukturellen Krise der klassi-
schen Anstaltspsychiatrie. Ein aufgeblasener, bürokratischer 
Verwaltungsapparat lähmte zusehends die Führung der ohnehin 
schon hoffnungslos überfüllten Anstalten. Ökonomische Erwä-
gungen in Hinblick auf die mangelnde Wirtschaftlichkeit der alten 
Anstalten gaben einen weiteren Spielraum für die Erprobung 
neuer psychiatrischer Konzepte. Dazu bot freilich auch der deso-
late bauliche Zustand der psychiatrischen Krankenhäusern eine 
überzeugende Begründung.75 

Unter einem "Sektor" wird im Erlaß von 1960 ein mit den not-
wendigen Einrichtungen auszustattendes Versorgungsgebiet ver-
standen. Die territoriale Ausdehnung eines Betreuungssektors 
soll sich nach kulturell-historischen und demographischen Eigen-
heiten richten. Die Besiedlungsdichte, die relative Geschlossen-
heit des Gebietes und regionale Verwaltungsstrukturen sollen 
genauso einbezogen werden wie die verkehrstechnische Zugäng-
lichkeit der einzurichtenden Institutionen. Diese Orientierung an 
"sozialen Gemeinsamkeiten" erwies sich aber gerade in groß-
städtischen Siedlungsgebieten als Illusion. Wegen der dort alltäg-
lichen Kommunikationslosigkeit der Bewohner mußte sich die 
Einteilung mehr auf rein arithmetische Gesichtspunkte stützen. 

Abgesehen davon hatte der Erlaß nur einen rein unverbindlichen 
Charakter, sodaß die für die kommunale Betreuung im Gesund-
heitswesen zuständigen Departmentsverwaltungen von den Ver-
antwortlichen des Gesundheitsministeriums erst mühsam über-
zeugt werden mußten. Deshalb hat sich bis um 1970 an der Rea-
lität der psychiatrischen Versorgung nur sehr wenig geändert. 
Um die Einführung der Sektoralisierung für die kommunalen 
Stellen attraktiver zu machen, steht seit 1972 den einzelnen Sek-
toren und Untersektoren jeweils eine eigene Kommission, gebil-
det aus den departmentalen Gesundheitsinspektoren, Sektorchef-
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ärzten, Krankenhausdirektoren und Sozialarbeitern, zur Seite, 
welche die Aufgabe hat, die einzelnen Sektorteams bei Organisa-
tions- und Planungsfragen zu unterstützen und deren Isolierung 
zu verhindern. Aber erst als die für einen Sektor verantwortlichen 
Psychiater besser bezahlt wurden und keine Nebenjobs mehr 
ausüben durften, schritt die Verwirklichung des Reformkonzep-
tes zügig voran. So hatten 1973 von den 95 Departments Frank-
reichs bereits 68 eine Sektorregelung. Ab Anfang der Siebziger 
Jahre kann in Frankreich erstmals eine signifikante Abnahme der 
hospitalisierten Patienten beobachtet werden. 

Da aufgrund des rein empfehlenden Charakters des ministeriellen 
Erlasses keinerlei verbindliche Organisationsstrukturen bei einer 
Sektorisierung der psychiatrischen Betreuung vorgegeben wur-
den, sind die einzelnen Sektoren in ihrer Ausprägung sehr inho-
mogen. Es lassen sich im Detail die unterschiedlichsten Facetten 
in der Organisation der französischen Gemeindepsychiatrie beo-
bachten, die nur sehr grobe Gemeinsamkeiten aufweisen. Trotz-
dem gibt es dennoch gewisse gemeinsame Grundprinzipien. Die 
Geisteskranken sollen in ihrem genuinen sozialen Gefüge, soweit 
vertretbar, belassen bleiben. "Die Internierung bedeutet mehr 
oder weniger explizit, daß der Kranke die Waffen strecken muß, 
daß er sich uns überantwortet, daß der Kampf ungleich wird und 
daß er im buchstäblichen Sinn Bevormundung und Schutz 
braucht."76 Deshalb ist eine Internierung jedoch noch nicht 
grundsätzlich zu verurteilen. Vielmehr soll eine Kombination von 
intra- und extrahospitalen Versorgungsstrukturen eine ganzheitli-
che und optimale Versorgung der psychisch Kranken gewährleis-
ten. Die Konzepte wenden sich entschieden gegen den psychiatri-
schen Zentralismus. Nur eine möglichst breite sektorale und de-
zentrale Betreuung könne garantieren, daß der Kranke nicht aus 
seinem Lebensgefüge gerissen wird. Um das zu erreichen, ist es 
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notwendig, daß die Sektor-Equipen in das Milieu, in dem die 
Kranken leben, implantiert werden. Es muß eine Einheit zwi-
schen Prävention, Therapie und Nachbehandlung geschaffen 
werden. Außerdem ist eine Restriktion der Arbeit auf rein psy-
chisch Kranke abzulehnen. Auch Alkoholiker, Drogensüchtige, 
Geisteskranke, Obdachlose und Altersdemente müssen in das 
System der Betreuung einbezogen werden. Bei den Sektor-
Equipen spielt die Kontinuität des Personals eine sehr bedeuten-
de Rolle. Nur auf Basis eines behutsamen Vorgehens und lang-
sam aufgebauten Vertrauensverhältnissen und der Entwicklung 
persönlicher Beziehungen könne ein therapeutischer Erfolg er-
möglicht werden. Dies setzt natürlich voraus, daß die Mitarbeiter 
in einer Sektor-Equipe disponibel und flexibel in ihrer Arbeit sein 
müssen, die sich ja in einem konkreten sozialen Umfeld abspielt. 

Ein Sektor kann eine oder auch mehrere unterschiedliche extra-
hospitale Einrichtungen beherbergen. Die öffentlichen Be-
ratungsstellen (Dispensaire d´hygiène mentale) verfügen dabei 
über eigene Räume, einen Stab von Mitarbeitern und sollen an 
mehreren Tagen in der Woche geöffnet halten. Ihre Aufgabe be-
steht darin, erste Kontakte mit den psychisch Kranken zu knüp-
fen, ambulante Behandlungen durchzuführen und die Nach-
betreuung sicherzustellen. Daneben sollen auch Hausbesuche 
durchgeführt und Kontakte mit dem sozialen Umfeld der kranken 
Personen hergestellt werden. Als weitere wichtige Teilinstitution 
sind die Tageskliniken zu nennen. In ihnen werden die Patienten 
tagsüber medikamentös und psychotherapeutisch versorgt, am 
Abend sollen sie jedoch in ihr gewohntes soziales Umfeld zu-
rückkehren. Demgegenüber dienen Nachtkliniken dazu, die am 
Tag beruflich bzw. sozial recht gut integrierten Personen aufzu-
fangen und ihnen eine Unterkunft zu gewähren. Die Adressaten 
sind Personen, die, aus welchen Gründen auch immer, Schwie-
rigkeiten haben, in ihre alte Umgebung zurückzukehren und bei 
denen sich in der Nacht ein Gefühl der Verlassenheit einzustellen 
droht. 
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Die sektorielle Psychiatrie Frankreichs ist getragen von der Er-
kenntnis eines engen Zusammenhanges sozialer Ursachen beim 
Auftreten psychischer und geistiger Behinderungen. In den Leit-
gedanken wird auf sozialmedizinische Auffassungen zurückge-
griffen. Ein enges Netz von Einrichtungen soll die Betreuung in 
die Umgebung, d.h. in das soziale Milieu der Kranken verlagern, 
anstatt die Personen von vorne weg in hospitale Einrichtungen 
abzuschieben. Die Intervention soll weniger darin bestehen, die 
Kranken von der Öffentlichkeit loszutrennen als vielmehr die 
krankmachenden Ursachen zu beseitigen. Die sektoriellen Inter-
ventionszentren besitzen den Charakter einer Ansprechstation bei 
akuten psychischen Krisen, stehen aber auch für alle Arten von 
psychiatrisch-psychotherapeutischen bzw. psychosomatischen 
Betreuungen offen und können daher maßgeblich zur psychoso-
zialen Hygiene eines Gebietes beitragen. Als psychosoziale Bera-
tungsstellen in den Gemeinden sind sie oft sehr klein. Sie befin-
den sich häufig in den Praxen der Dorfärzte oder in kommunalen 
Gebäuden. Meist stehen nur sehr wenige Sozialarbeiter zur Ver-
fügung. Dennoch läßt sich als Quintessenz so mancher wesentli-
che Vorteile gegenüber den traditionellen Anstalten her-
ausstreichen. Zum einen sind vor allem Kostenvorteile zu er-
wähnen, darüber hinaus ergibt sich die Chance einer effizienten 
psychiatrischen Prävention. Der enge Kontakt der Equipen mit 
der Bevölkerung ist dazu angetan, das Auftreten psychischer 
Krisensituationen schon in einem sehr frühen Stadium zu konter-
karieren. Außerdem könne ein Abbau von Vorurteilen gegenüber 
Personen, welche mit der Psychiatrie in Kontakt gekommen sind, 
besser erreicht werden, da die psychischen Kriseninterventions-
stellen als gelebte Realität empfunden werden können. Für die 
betreuten geistig und psychisch kranken Personen reduziert sich 
ihrerseits die Gefahr einer sozialen Entfremdung. 

Antipsychiatrische Ansätze haben sich in der "sektoriellen Psy-
chiatrie" Frankreichs nicht sehr durchgesetzt. Es überwiegt im-
mer noch weitgehend ein medizinisches Krankheitsverständnis, 
da sowohl Ärzte wie Pfleger zumeist nur eine rein naturwissen-
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schaftliche Ausbildung erhalten haben, wogegen die sozialen 
Probleme von Sozialarbeitern bearbeitet werden. Das tradi-
tionelle Hierarchieverständnis zwischen Arzt, Pfleger und Patient 
wird demzufolge im großen und ganzen beibehalten. Das erklärte 
Ziel besteht darin, die Hospitalisation soweit wie möglich zu re-
duzieren. Dabei soll die Betreuung der Patienten vom ersten Ge-
spräch an bis zu einer eventuellen Nachversorgung durch ein und 
dieselbe Person erfolgen. Die Patienten, soweit sie nicht von 
selbst kommen, werden durch Ordnungsdienste, wie dem Bür-
germeisteramt, der Kirche, der Schule oder der Polizei signali-
siert. Trotz aller Bedenken erlaubt dies immerhin eine rechtzeiti-
ge Erfassung von Personen mit psychischen Schwierigkeiten. 
Eine aufklärende Öffentlichkeitsarbeit wird in diesem Modell 
allerdings nur in sehr rudimentären Ansätzen verwirklicht.77 

Den antipsychiatrischen Ansätzen näher kommen schon die the-
rapeutische Praxisvorstellungen wie sie in der von Francois Tos-
quelle entwickelten und z.B. in der Klinik La Borde bei Blois 
umgesetzten "institutionellen Psychotherapiemethode" in Er-
scheinung treten.78 Dabei rückt der Einfluß der Institution selbst 
in den Blickpunkt der Kritik. Traditionelle Arbeitsorganisationen 
der psychiatrischen Institutionen mit einer Fixierung auf festge-
legte Aufgaben und Rollen werden infrage gestellt. Grundlegen-
des Prinzip soll vielmehr die Priorität therapeutischer Wirksam-
keit sein. Ihr haben alle anderen Elemente in der Organisation der 
Klinik untergeordnet zu sein. Die Arbeit wird von allen Mitglie-
dern einer Klinik gemeinsam organisiert. Sie soll dem Lustprinzip 
genügen und dem Anspruch, daß es weder Führende noch Ge-
führte gibt. Es existiert auch keine genau festgelegte Arbeitstei-
lung oder Spezialisierung. Jeder könne sich nach seinen Fähigkei-
ten und Wünschen mehr oder weniger engagieren. Die organisa-
torische Leitung wird von einem demokratisch gewählten und in 
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einer Hauptversammlung jederzeit wieder abberufbaren Füh-
rungsgremium übernommen. Das therapeutische Personal arbei-
tet nicht nur mit den Behinderten zusammen, sondern lebt im 
Bereich der Klinik mit, wodurch sich ein dichtes Netz täglicher 
Kommunikation ergibt. In der Realität ergaben sich jedoch nahe-
zu unüberwindliche praktische Barrieren, die sich nicht allein 
durch eine geänderte Einstellung gegenüber den Patienten besei-
tigen ließ. Die Gegensätze äußerten sich in Konflikten zwischen 
dem therapeutischen Personal und dem normalen Dienstpersonal, 
welches durch festgesetzte Aufgaben und eine geregelte Arbeits-
zeit weniger belastet wurde, wie auch zwischen einzelnen Ar-
beitsgruppen, die mehr oder weniger motiviert waren, d.h. im 
ungleichen Maße zur ökonomischen Existenzsicherung der Klinik 
beitrugen. 
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5. Fallbeispiele kontemporärer landwirtschaftlicher 
Integrationsmodelle in Österreich 

 

Mit den vorangegangenen theoretischen Skizzen zur Kulturge-
schichte des Wahnsinns allgemein und im ländlichen Raum im 
besonderen konnten die gängigen romantizistischen Klischeevor-
stellungen über idyllische Lebenssituationen geistig Behinderter 
und chronisch psychisch Kranker auf dem Land weitgehend zer-
streut werden. Das Stereotyp des glücklichen "Dorfdeppen" 
wurde einer kritischen Analyse unterzogen und wieder in das 
rechte Licht gerückt. Dadurch ist auch eine solide Grundlage für 
eine nüchterne und sachliche Diskussion über Konzepte einer 
sinnhaften Eingliederung der betreffenden Personenkreise in 
landwirtschaftliche Lebens- und Haushaltsverbände geschaffen. 
Geht man nun von der These aus, daß generell, aus mehreren 
Überlegungen heraus, eine weitgehende Schließung der großen 
Versorgungsanstalten und an ihrer Stelle eine breite extra-asyläre 
Versorgung anzustreben ist, so muß man sich auch über die da-
mit verbunden Implikationen im klaren sein. Insofern war es 
wichtig auf theoretische Ansätze zu Versorgungsmodellen im 
Sinne einer "Offenen Psychiatrie" oder "Antipsychiatrie" hinzu-
weisen. 

Bei den angestellten Überlegungen ist natürlich zu unterscheiden 
zwischen behinderten Familienangehörigen innerhalb eines land-
wirtschaftlichen Haushalthaltverbandes, deren soziale Lebensbe-
dingungen es durch gezielte Maßnahmen zu verbessern gilt, und 
jenen Internierten, die aus konzeptionellen Erwägungen heraus 
auf Bauernhöfen untergebracht werden sollen. Wir werfen unser 
Augenmerk vorerst auf die letztere Gruppe. Dabei erhebt sich in 
diesem Zusammenhang die grundsätzliche Frage, ob eine Integra-
tion bislang hospitalisierter Geisteskranker in landwirtschaftliche 
Betriebe überhaupt sinnvoll und wünschenswert ist. Der Disput 
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darf nicht bei der Verfügungsgewalt über billige Arbeitskräfte 
und einem lukrativen Zuerwerb für in einer strukturellen Krise 
befindliche Landwirtschaft enden, sondern muß jedenfalls positi-
ve Perspektiven in Hinblick auf eine Resozialisation und einen 
Autonomiezuwachs für die entsprechenden behinderten Men-
schen eröffnen. 

Für eine integrale Analyse aller mit dieser komplexen Materie 
zusammenhängenden Gesichtspunkte wurde die Form einer de-
skriptiven Darstellung von Fallbeispielen einiger bedeutender 
österreichischer Behindertenbetreuungsinstitutionen gewählt, bei 
denen der landwirtschaftlichen Arbeit eine zentrale therapeu-
tische Funktion beigemessen wird. So können bei den Aus-
führungen der einzelnen, voneinander sowohl in der Zielsetzung 
als auch in der organisatorischen Grundstruktur sehr unter-
schiedlichen Varianten konkret auftretende Probleme besser er-
kannt und das Manko aus dem Kontext gerissener Teilaspekte 
somit verhindert werden. 

Das Modell einer organisierten Integration in landwirtschaftliche 
Klein- und Mittelbetriebe ist in Österreich gegenwärtig nur in 
Form der sogenannten Außenpflegefürsorge in Kärnten und der 
Steiermark existent. Gerade hier ergeben sich aus den unter-
schiedlichen Erfahrungen dieser beiden relativ ähnlich gelagerten 
Modelle Aufschlüsse über den ganzen Umfang der Schwierigkei-
ten, die mit dieser Integrationsintention verbunden sind. 

Die nun nach einer allgemeinen Einleitung über die Situation der 
Bewahrungspsychiatrie in Österreich folgenden Beschreibungen 
landwirtschaftlicher Integrationsmodelle sind absichtlich sehr 
ausführlich gehalten, um ein möglichst lebendiges Bild über die 
konkreten Betreuungssituationen zu zeichnen. Dabei ergeben 
sich in den einzelnen Texten schon sehr wertvolle Aspekte, die 
bei einer Diskussion über Rahmenbedingungen für einen effizien-
ten sozialen Schutz der behinderten Personen im Zuge einer Un-
terbringung in landwirtschaftlichen Betrieben große Bedeutung 
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haben und in der anschließenden Diskussion im einzelnen nicht 
wiederholt werden müssen. Diese ausführlichen Beschreibungen 
haben außerdem den Sinn, aus den konkreten Erfahrungen her-
aus Denkanstöße für einen vorurteilsfreien Meinungsbil-
dungsprozeß zu liefern. Dabei hat die nun folgende Aufstellung 
über extra-asyläre landwirtschaftliche Betreuungseinrichtungen in 
Österreich keineswegs einen Anspruch auf Vollständigkeit. Es 
war aufgrund des geringen Informationsstandes über deren Exi-
stenz sowie wegen der nur sehr spärlichen Kommunikation der 
Einrichtungen untereinander unmöglich, sämtliche derartige Mo-
delle in Erfahrung zu bringen, geschweige denn zu besuchen. 
Daher ist das Vorhandensein weiterer Einrichtungen, die in diese 
Reihe passen würden, höchst wahrscheinlich. Es ist auch nicht 
das erklärte Ziel dieser Arbeit, eine vollständige Liste aller dieser 
Einrichtungen darzulegen, als vielmehr kritische Betrachtungen 
anzustellen, den jeweiligen Modellcharakter zu evaluieren und 
mögliche Lösungsansätze zu finden. Geordnet wurden die erho-
benen Fallbeispiele nach bestimmten gemeinsamen Gesichtspunk-
ten, wie Zielsetzungen und rechtliche Grundlagen der Betreuung, 
Art der Trägereinrichtung oder weltanschauliche Hintergründe. 

 

5.1. Internierung in Österreich 

Extra-asyläre Betreuungseinrichtungen sind in Österreich ange-
sichts der Masse an internierten Personen noch relativ unbe-
deutend. Es überwiegen immer noch die traditionellen Formen 
von Heil- und Pflegeheimen oder psychiatrischen Kliniken mit 
geschlossenen und zum Teil auch offenen Abteilungen. Das Di-
lemma der sozialen Betreuung behinderter Personen zieht sich 
wie ein roter Faden durch alle Lebensebenen. Es manifestiert sich 
unter anderem im Fehlen einer gezielten Prävention, ausreichen-
den integrativen Schulen, Förderungs- und sozialrechtlichen 
Betreuuungseinrichtungen. Psychosoziale Dienste, Kriseninter-
ventionszentren, Tages- und Nachtkliniken sowie integrative 
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Wohngemeinschaften und Übergangswohnheime für geistig Be-
hinderte und chronisch psychisch Kranke sind nur in Ansätzen 
und da wiederum auf größere Städte konzentriert, vorhanden. 

Kennzeichnend für die Situation in Österreich ist weiterhin die 
Dominanz der Anstaltspsychiatrie über eine extra-asyläre psychi-
atrische Betreuung. In zehn großen Sonderkrankenanstalten für 
Geisteskranke, drei psychiatrischen Universitätskliniken, drei 
Anstalten für Alkohol- und Drogenkranken und zwei nichtöffent-
lichen psychiatrischen Krankenhäusern werden ungefähr 10.000 
Patienten angehalten. Die in der zweiten Novelle zum Kranken-
anstaltsgesetz 1974 gesetzlich verankerte Möglichkeit der Ein-
richtung von psychiatrischen Ambulanzen, Tag- und Nachtspitä-
lern und der Schaffung einer inneren Differenzierung der Anstal-
ten wurde nur sehr schleppend in die Realität umgesetzt. Nur 
wenige Krankenanstalten haben die im Gesetz vorgesehenen of-
fenen Versorgungseinrichtungen aufgebaut, von einer flächende-
ckenden ambulanten psychiatrischen Versorgung kann in Öster-
reich schon gar nicht die Rede sein. Die Intention einer Integrati-
on der Psychiatrie in die Allgemeinmedizin konnte mit dieser 
Novelle allenfalls nur ansatzweise verwirklicht werden. Auch die 
vorgesehene Einrichtung von psychiatrischen Ambulanzen und 
Konsiliararztstellen in allgemeinen und öffentlichen Schwer-
punktkrankenhäusern zur Akut- und Erstversorgung als auch für 
Maßnahmen der Rehabilitation von geistig und psychisch Kran-
ken, wie sie im Österreichischen Krankenanstaltenplan (Teil B, 
1976) des Bundesministeriums für Gesundheit und Umwelt-
schutz vorgesehen ist, hat nicht die erwarteten positiven Effekte 
gezeitigt. Nach wie vor existieren insbesondere in den ländlichen 
Gebieten viele für eine neurologische Versorgung vorgesehene 
Schwerpunktkrankenhäuser, in denen es weder psychiatrische 
Ambulanzen noch Konsiliarärzte gibt. 

Die Situation der geistig und psychisch Kranken ist, abgesehen 
von der einseitigen Schwerpunktsetzung auf die Bewahrungs-
psychiatrie und der damit verbundenen Überschußrepression als 
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Folge eines oft ungerechtfertigten Freiheitsentzuges, weiterhin 
geprägt von einer eklatant schlechteren Versorgungssituation der 
psychiatrischen Einrichtungen gegenüber Einrichtungen der All-
gemeinmedizin. Diese Vernachlässigung oder Unterversorgung 
zeigt sich unter anderem in einer extremen finanziellen Benach-
teiligung und in der krassen personellen Unterausstattung der 
Sonderanstalten. Generell stehen im Vergleich zu Abteilungen 
der Allgemeinmedizin pro Patient weniger Ärzte und weniger 
Pflegepersonal zur Verfügung. Die Stationen und Abteilungen 
sind sehr viel größer und die Ausgaben je Patient wesentlich ge-
ringer.79 Außerdem gibt der vielfach prekäre Ausstattungs-
standard der Einrichtungen Anlaß zu kritischen Reflexionen. 

Obwohl die Anzahl der in Österreich tätigen Psychiater und Neu-
rologen zwar dem internationalen Durchschnitt entspricht, macht 
sich hierbei dennoch deren schlechte Verteilung im Bundesgebiet 
bemerkbar. Während die städtischen Zentren zumeist ausreichend 
versorgt sind, ist in vielen ländlichen Gebieten eine eklatante psy-
chiatrische Unterversorgung zu verzeichnen.80 

Die herrschende Gesundheitspolitik orientiert sich zwangsläufig 
am Leitprinzip der Sparsamkeit. Da Geisteskranke und chronisch 
psychisch Kranke nur sehr schwer ihre Stimme erheben können, 
haben sie den sozialen Sparprogrammen sehr wenig entgegenzu-
setzen. Daran änderen auch die Willenserklärungen der wenigen 
Vereine und Verbände nichts, die sich aus einer direkten Betrof-
fenheit der Angehörigen oder sonstiger engagierter Personen 

                                                   
79 vgl. Rudolf Forster, Jürgen M. Pelikan: Psychiatriereform, Per-

sönlichkeitsschutz und Rechtsfürsorge. Vom Krankenanstaltenge-
setz 1956 zum Modellprojekt Sachwalterschaft. In: Erika Wein-
zierl, Karl Stadler: Justiz und Zeitgeschichte. Symposion "Schutz 
der Persönlichkeitsrechte am Beispiel der Behandlung von Geistes-
kranken, 1780-1982", Bundesministerium für Justiz, Wien 1983, 
S.305 ff 

80 A.a.O. 
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heraus um diese Sache annehmen. Gerade chronisch psychisch 
kranke und geistig behinderte Personen sind auch wenig interes-
sante Objekte für die neurologische und psychiatrische Medizin, 
da kaum mit einer Besserung ihres Zustandes oder aufregenden 
neuen medizinischen Erkenntnissen zu rechnen ist. Das ist eine 
der wesentlichsten Ursachen für die Tendenz in Richtung einer 
möglichst kostengünstigen Bewahrungsversorgung. Kritische 
Reformansätze mit der Zielsetzung einer möglichst weitgehenden 
Resozialisation werden hingegen nur von sehr wenigen, philanth-
ropisch gesinnten Ärzten, Psychologen, Sozialarbeitern, Funktio-
nären von Behindertenverbänden etc. ventiliert. Die Umsetzung 
der Ideen findet meist erst dann Gehör, wenn sich für das Sozial-
budget die Option von Kosteneinsparungen anbietet. 

Eine besonders prekäre Situation der psychosozialen Versorgung 
ergibt sich für die abgelegenen ländlichen Regionen Österreichs. 
Ein guter Teil der geistig Behinderten lebt weiterhin im Kreise 
ihrer bäuerlichen Familienangehörigen. Die für diese Personen 
staatlicherseits gewährten Zuschüsse reichen nicht aus, eine op-
timale Betreuung, wie die Bezahlung einer Pflege, zu gewähr-
leisten. Meistens fällt die Aufgabe der Behindertenpflege den 
Frauen anheim, die gerade in Nebenerwerbslandwirtschaften 
schon allein mit den landwirtschaftlichen Aufgaben überlastet 
sind. Häufig müssen zusätzlich zu den Behinderten auch noch 
Kinder und alte Leute mitbetreut werden. Dieses traditionelle 
Versorgungsmuster hat sich deshalb mit dem Verschwinden der 
bäuerlichen Großfamilie zunehmend überlebt. Als Folgelösung 
drängen sich staatliche, private oder konfessionelle Inter-
nierungsanstalten auf, welche dann die Pflegeaufgaben über-
nehmen, wobei hier primär die Verwahrung der Behinderten vor 
den Augen der Öffentlichkeit als Ziel im Mittelpunkt steht. Den-
noch müssen diese Anstalten nicht zwangsläufig den Charakter 
von menschenfeindlichen Haftanstalten annehmen. Viele von 
ihnen gewährleisten durchaus einen hohen Standard an materiel-
ler und medizinisch-therapeutischer Versorgung, eine Reintegra-
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tion in das öffentliche Leben bleibt dabei aber jedenfalls außer 
Betracht. 

Die Zahl der Einrichtungen, welche sich in der einen oder ande-
ren Form ansatzweise von Überlegungen einer "Offenen Psychi-
atrie" leiten lassen, ist in Österreich sehr gering. Im Gegensatz zu 
anderen Ländern gibt es kaum eine Tradition mit kritischen Psy-
chiatriemodellen. 

Nur ein kleiner Teil der außerhalb von den traditionellen Inter-
nierungsanstalten betreuten Personen ist in Einrichtungen unter-
gebracht, in denen die landwirtschaftliche Arbeit gezielt für Zwe-
cke der Therapie eingesetzt wird. In der Mehrzahl der Ein-
richtungen wird aus relativ einfachen ökonomischen Erwägungen 
heraus, so z.B. zur Sicherstellung der Eigenversorgung an Nah-
rungsmitteln als Strategie zur Kostenersparnis eine Landwirt-
schaft bzw. oft auch nur ein kleiner Hausgarten betrieben. Hier 
werden vielmehr aufgrund der schwierigen wirtschaftlichen Situ-
ation der Einrichtungsträger die Anstalts- bzw. Heiminsassen zu 
landwirtschaftlichen Arbeiten forciert. Eine therapeutische Kom-
ponente dieser Arbeiten wird dabei oft erst später zur eigenen 
Legitimation paradigmatisiert. Sowohl die Monotonie als auch 
die Leistungserfordernis der meisten durchgeführten Tätigkeiten 
lassen jedoch die wahren Intentionen relativ leicht erahnen. 

Ähnliche Erwägungen, wie z.B. die Ausbeutung der Restarbeits-
kraft einer mehr oder minder willenslosen Person, könnten als 
Triebkraft bei einer Unterbringung auf Bauernhöfen eine be-
deutende Rolle spielen. Nicht zuletzt war ein guter Teil der letz-
ten Dienstboten mehr oder weniger schwer geistig behindert. 
Gerade sie waren es, die sich aus einer bestimmten geistigen 
Trägheit heraus nicht vom landwirtschaftlichen Hof und vom 
bäuerlichen Abhängigkeitsverhältnis lösen konnten und denen 
auch die Errungenschaften und Verheißungen der neuen In-
dustriegesellschaft verschlossen blieben. So gesehen könnte auf 
diese Weise das Dienstbotenunwesen durch eine Hintertür wieder 
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eingeführt werden, und das Arbeitskräftereservoir der Anstalten 
für geistig Behinderte im Interesse landwirtschaftlicher Betriebe 
nutzbar gemacht werden. 

Abschließend zu diesem Kapitel soll nun ein grober Überblick 
über das Ausmaß der in Österreich hospitalisierten Personen ge-
geben werden. Vorausgeschickt werden muß dabei allerdings die 
Überlegung, daß die im folgenden angeführten Zahlen mangels 
Vorliegen entsprechend jüngeren Datenmaterials nur noch teil-
weise die Realität wiedergeben können. Tendenziell kam es in 
den letzten zehn Jahren zu einer Abnahme der Anzahl internierter 
Personen. Diese Entwicklung dürfte eng mit ersten zaghaften 
Reformansätze einer Außenbetreuung zusammenhängen. 

Im Zuge der Einführung einer Sektorregelung konnte z.B. in den 
Jahren 1978 bis 1988 die Zahl der hospitalisierten Patienten in 
den beiden psychiatrischen Krankenhäusern der Stadt Wien 
(Baumgartner Höhe und Ybbs) von 3.476 auf 1.056 gesenkt 
werden. Bedeutende Reformen in Richtung einer Sektorisierung 
der Psychiatrie fanden aber auch im Niederösterreichischen Lan-
deskrankenhaus für Psychiatrie und Neurologie in Kloster-
neuburg-Gugging statt. Dabei wurden einzelne Abteilungen ge-
öffnet und verkleinert, viele ehemalige Anstaltspatienten werden 
nunmehr von ambulanten psychosozialen Diensten mittels eige-
ner Sektorärzte und Sozialarbeiter vor Ort betreut. Dadurch 
konnte in den letzten Jahren im Einzugsgebiet des LKH Kloster-
neuburg-Gugging (ca. 800. 000 Einwohner des Wein- und In-
dustrieviertels) die stationäre Prävalenz auf 0,4 pro 1.000 Ein-
wohner gesenkt werden, womit sie die niedrigste in ganz Öster-
reich ist. Aber auch in Graz und Salzburg sind Reformansätze zu 
beobachten, die zu einer Reduzierung der hospitalisierten Patien-
ten führten. In der Landesnervenklinik Salzburg wurde 1982 ein 
offen geführtes Patientenwohnheim eingerichtet, in etwa der sel-
ben Zeit entstand in Graz am Griesplatz das in ihrer Konzeption 
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stark durch die italienische Gemeindepsychiatrie beeinflußte "Be-
ratungszentrum für psychische und soziale Fragen".81 Auch in 
Oberösterreich konnte eine Reihe von psychosozialen Einrich-
tungen in Form von Beratungsstellen und Kommuni-
kationszentren geschaffen werden. 

Trotz den immer zahlreicher werdenden Bestrebungen in Rich-
tung einer Psychiatriereform, gleichzusetzen mit der Absicht ei-
ner Verringerung der Zahl an internierten Personen, kam es bis-
lang kaum zur Entwicklung von bundesländerübergreifenden 
Reformkonzepten bzw. Gesamtplänen einer psychosozialen Ver-
sorgung. Grund dafür mag sein, daß bei der Ausformulierung 
von Lösungsansätzen der sozialwissenschaftlichen begleitenden 
Forschung noch zu wenig Bedeutung beigemessen wird. Insofern 
bleiben die einzelnen Reformintentionen Stückwerk und ihn sich 
oft widersprüchlich. Man darf gespannt sein, wie sich die Ergeb-
nisse der vermehrten Anstrengungen einer Humanisierung und 
Öffnung der Psychiatrie in den Volkszählungsergebnissen 1991 
niederschlagen wird. Es ist jedoch anzunehmen, daß die Anzahl 
der in Anstalten Internierten weiterhin bedeutend bleibt. 

                                                   
81 vgl. Rudolf Forster, Jürgen M. Pelikan (Hg.): Psychiatriereform und 

Sozialwissenschaften, Facultas Universitätsverlag, Wien 1990, S. 
70 ff, 84 und 93 ff 
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Tabelle 1: Insassen von Heil- und Pflegeanstalten, Altersheimen 
und Fürsorgeanstalten 198182 

 
 Fürsorge-

anstalten 
Heil- und Pflege-

anstalten 
Altersheime 

Burgenland 420 9 388 
Kärnten 1.319 329 1.319 
Niederösterreich 1.730 2.654 7.044 
Oberösterreich 1.352 1.500 8.153 
Salzburg 465 469 3.281 
Steiermark 606 877 4.677 
Tirol 691 711 2.748 
Vorarlberg 98 283 1.482 
Wien 1.632 2.762 10.265 
Österreich 8.313 9.594 39.357 

Quelle: Volkszählung 1981 

Selbst wenn man die Bewohner von Altersheimen bei einer stati-
stischen Erfassung der internierten Personen unberücksichtigt 
läßt, verfügen die Bundesländer Wien, Niederösterreich und O-
berösterreich absolut über die meisten Pflegeplätze in Anstalten. 
Die mit Abstand geringsten Pflegeplatzkapazitäten weisen die 
Bundesländer Kärnten und Vorarlberg auf. 

 

                                                   
82  Bei der Volkszählung 1981 wurden die Kategorien "Heil- und Pfle-

geanstalten", "Fürsorgeanstalten" sowie "Altersheime" nicht auf-
grund einer klaren Betreuungsfunktion abgegrenzt. Die Zuordnung 
ergab sich vielmehr aus dem Namen der einzelnen Anstalten, was 
jedoch nicht unbedingt heißt, daß der jeweilige Anstaltsname auch 
tatsächlich mit dem Aufgabengebiet übereinstimmt. So können z.B. 
Heilanstalten durchaus auch Aufgaben von Fürsorgeanstalten bzw. 
Altersheime Aufgaben von Pflegeheimen haben. Folglich ergeben 
sich vielfach Überschneidungen, die die Aussagekraft der einzelnen 
Kategorien relativieren. 
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Grafik 1: Anzahl der Insassen von Heil- und Pflegeheimen 
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Anzahl der Insassen von Heil- und Pflegestätten       

 

Bei der Interpretation der Grafiken ist jedoch darauf zu achten, 
daß sich die Werte nicht auf die Bevölkerung eines bestimmten 
Bundeslandes, sondern auf die Lage der jeweiligen Betreuungs-
einrichtungen in einem Bundesland beziehen. D.h., daß die Be-
wohner eines Bundeslandes, welche in einer Anstalt eines ande-
ren Bundeslandes untergebracht sind, in der Statistik unter jenes 
Bundesland der Anstalt fallen. 
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Grafik 2:  Relativer Anteil der Insassen von Fürsorgeanstalten je 
1000 Einwohner eines Bundeslandes 

 
Quelle: Eigene Berechnung 

Der relative Anteil der Internierten in Fürsorgeheimen liegt in 
den Bundesländern Kärnten und Burgenland signifikant über, in 
den Bundesländern Steiermark und Vorarlberg signifikant unter 
dem österreichischen Schnitt. 
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Grafik 3:  Relativer Anteil der Insassen von Heil- und Pflege-
anstalten je 1000 Einwohner eines Bundeslandes 

 
Quelle: Eigene Berechnung 

Die Bundesländer Niederösterreich und Wien verfügen relativ 
wie absolut über die meisten Heil- und Pflegeheimplätze aller 
Bundesländer. 
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Grafik 4:  Relativer Anteil der Insassen von Altersheimen je 1000 
Einwohner eines Bundeslandes 

 
Quelle: Eigene Berechnung 

Salzburg, Wien und Oberösterreich liegen bezogen auf ihre Be-
völkerung an der Spitze bei der Dichte an Altersheimplätzen in 
Österreich. 

5.2. Formen einer Integration geistig behinderter und chro-
nisch psychisch kranker Menschen in der Landwirt-
schaft 

Auch bei einigen Modellen der traditionellen Anstaltsverwahrung 
wurden und werden Behinderte, meist im beschränkten Maße, 
vor allem aus betriebswirtschaftlichen Erwägungen, zu landwirt-
schaftlichen Arbeiten angehalten. Diese Internierungslösungen in 
psychiatrischen Anstalten, Pflege- und Irrenanstalten unterliegen 
einer zunehmend heftiger werdenden Kritik seitens der aufgeklär-
ten Psychiatrie. Deshalb kommen in einer zukunftsweisenden 
Diskussion vorrangig Modelle einer "Offenen Psychiatrie" oder 
extramuralen Psychiatrie als Lösungsansätze in Betracht. Diese 
Modelle gilt es gerade im Hinblick auf die Perspektiven einer 
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Integration in landwirtschaftliche Lebens- und Arbeitsgemein-
schaften näher zu untersuchen. 

Zuerst soll der Versuch unternommen werden, eine Einteilung 
nach sozialrechtlichen Kriterien der Eingliederung geistig und 
mental behinderter Menschen zu treffen. Dabei werden die ein-
zelnen Zielsetzungen der Betreuung wie auch die zu Grunde lie-
genden juristischen Rahmenbedingungen kurz skizziert. Auf die 
genaue Hierarchie der österreichischen Behindertengesetze und 
die damit im einzelnen verbundenen legistischen Bestimmungen 
und Förderungsmaßnahmen wird in dieser Studie nicht mehr nä-
her eingegangen, da dies bereits im Forschungsbericht Nr. 27 
über die allgemeine Situation behinderter Menschen im ländli-
chen Raum ausführlich behandelt worden ist. 

 

5.2.1. Traditionelle haushaltsbezogene Modelle 

Eine ausführlichere Analyse zur historischen Situation der geistig 
Behinderten im ländlichen Raum wurde bereits eingangs in den 
Kapiteln 2.2. und 2.3. gegeben. An dieser Stelle soll nur noch ein 
kurzes Resümee geliefert werden. 

Traditionelle Versorgungsmuster im ländlichen Raum haben sich 
als Folge des rasanten Struktur- und Wertewandels weitgehend 
überlebt. Durch die allmähliche Auflösung des bäuerlichen Sozi-
alverbandes der Großfamilie und des Gesindewesens fehlen 
plötzlich die Betreuungs- und Aufsichtspersonen, welche die 
Pflege behinderter Personen bewerkstelligen könnten. Anderer-
seits kommen den Behinderten auch soziale Nischen in Form von 
einfachen Aufgabenbereichen infolge der zügig voranschreiten-
den Technisierung der landwirtschaftlichen Arbeit abhanden. Die 
entwickelte landwirtschaftliche Produktionswelt wird nunmehr 
als bedrohlich empfunden und birgt nebenbei vielerlei Gefahren. 
Dieser Prozeß führt gerade bei geistig behinderten Menschen 
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vielfach in drastischer Weise zu einer allgemeinen sozialen Ent-
fremdung und Vereinsamung, welche negative Konsequenzen für 
den allgemeinen Gemütszustand folgen lassen. 

Nicht nur das Fehlen an haushaltseigenen Pflegepersonen ge-
staltet sich als problematisch, es verschwinden auch die Möglich-
keiten einer Selbstbestätigung durch Selbstbetätigung und daraus 
resultierend einer Entwicklung eines Selbstwertgefühls. Wird 
versucht, diese traditionellen Versorgungsstrukturen weiterhin 
beizubehalten, so geht dies zumeist auf Kosten der Frauen, wel-
che dann die Betreuungsaufgaben übernehmen, obwohl sie be-
reits durch die landwirtschaftliche Arbeit insbesondere in Neben-
erwerbslandwirtschaften einer großen Belastung ausgesetzt sind. 

Bei einer Pflege von behinderten Personen im eigenen Haushalt 
können bestimmte finanzielle Förderungsmaßnahmen beantragt 
werden. Neben den Unterstützungen des Bundes und der Länder 
für behinderte Menschen, die sich generell am Prinzip des Aus-
maßes und der Ursache einer bestimmten Behinderung messen 
lassen und in Form von Renten, Pflegegeldern oder erhöhter Fa-
milienbeihilfen ausbezahlt werden, gibt es weitere Leistungen, die 
bei den einzelnen Landesinvalidenämtern, den Bezirksver-
waltungsbehörden bzw. den Ämtern der Landesregierung bean-
tragt werden können.83 

Werden die geistig behinderten Personen als landwirtschaftliche 
Arbeitskräfte angemeldet, so haben sie einen Rechtsanspruch auf 
einen kollektivvertraglichen Lohn. Grundvoraussetzung ist dabei 
ein "geschützter Arbeitsplatz" mit dem Erfordernis einer er-
brachten Mindestleistung von 50 % der vollen Arbeitsleistung. 
Das Land zahlt dann gemäß den Bestimmungen in den einzelnen 
Landesbehindertengesetzen bis zur vollen Differenz zwischen der 
tatsächlich erbrachten Arbeitsleistung und dem kollektivvertrag-

                                                   
83  vgl. Forschungsbericht Nr. 27, Kapitel 3 
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lichen Entgelt als "Landeszuschuß" oder "Lohnkostenzuschuß", 
eventuell werden auch noch Kosten für die Adaptierung eines 
Arbeitsplatzes übernommen. Dieser Lohnkostenzuschuß wird 
jeweils für ein Jahr gewährt. Nach Ablauf jedes Jahres muß um 
Verlängerung angesucht werden. 

Die Unterstützung in Form eines Landeszuschusses für einen 
geschützten Arbeitsplatz in der Landwirtschaft wird in der Praxis 
sehr häufig erst im Nachhinein in Anspruch genommen. Betriebe, 
in denen oft schon seit langer Zeit geistig Behinderte mitleben, 
melden die entsprechenden Personen an und stellen gleichzeitig 
einen Antrag auf Lohnkostenzuschuß. In den meisten Fällen han-
delt es sich dabei um behinderte Familienmitglieder, vor allem um 
Kinder des Betriebsleiterehepaares. In selteneren Fällen schließt 
diese Gruppe der auf einem Bauernhof untergebrachten Behin-
derten auch Personen aus dem weiteren Angehörigen- oder 
Freundeskreis mit ein. Sofern kein Verwandtschaftsverhältnis 
gegeben ist, könnte man dabei auch von einer unorganisierten 
oder "wilden Außenfürsorge" sprechen. 

Als zentrales Problem dieser traditionellen Unterbringungsform 
im bäuerlichen Haushalts- und Familienverband erweist sich die 
Organisation der sozialen und medizinischen Versorgung. In der 
Regel wird nämlich von den Landesinvalidenämtern und von den 
Sozialbehörden der Landesregierungen nur einmal im Jahr ein 
routinemäßiger Kontrollbesuch durchgeführt. Deshalb steht übli-
cherweise nur der Hausarzt für die Aufgabe einer regelmäßig 
kontrollierenden Instanz zur Verfügung. 

Behinderte Personen, welche nicht in einem ordentlichen Ar-
beitsverhältnis angemeldet wurden oder aufgrund der Schwere 
ihrer Behinderung nicht angemeldet werden können, sind weitge-
hend der öffentlichen Kontrolle entzogen. Besuche eines Haus-
arztes erscheinen letztlich als Kontrollinstanz genauso insuffizient 
wie die offenen Augen der Nachbarn. Gerade in jenen Bundes-
ländern, in denen es noch keine geregelte Außenpflegefürsorge 
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gibt, werden immer wieder Fälle grober Verwahrlosung und 
Mißhandlungen bekannt. Die Fürsorgebehörden stoßen oft nur 
aufgrund rein zufälliger Indizien auf diese Mißstände. 

5.2.2. Geschützte Arbeitsplätze und geschützte Werkstätten 

In einer Reihe von Anstalten werden geistig und chronisch psy-
chisch Behinderte unter dem Rechtstitel einer geschützten Werk-
stätte oder eines geschützten Arbeitsplatzes betreut. Wie bereits 
vorhin erwähnt, ist dabei ein gewisses Mindestleistungser-
fordernis von 50 % der vollen Arbeitsleistung notwendig. Nach 
Bestimmungen in den jeweiligen Landesbehindertengesetzen 
wird die Differenz zwischen der tatsächlichen Arbeitsleistung und 
dem Kollektivlohn als sogenannter "Landeszuschuß", "Lohn-
kostenzuschuß" oder "Hilfe zur geschützten Arbeit" monetär 
abgegolten. Diese Möglichkeit einer Beihilfe bei Schaffung eines 
geschützten Arbeitsplatzes bietet sich auch für landwirtschaftli-
che Betriebe, welche Behinderte ordnungsgemäß am Arbeitsamt 
anmelden und dabei den kollektivvertraglichen Lohn garantieren. 
Mit dem Abschluß einer eigenen Sozialversicherung erwächst 
dem Behinderten ein Anspruch auf sämtliche Versicherungsleis-
tungen eines Arbeitnehmers und dadurch ein größtmöglicher 
sozialer Schutz. So hat z.B. eine an einem geschützten Arbeits-
platz ordnungsgemäß beschäftigte Person einen Anspruch auf 
eine eigene Alters- oder Erwerbsunfähigkeitspension. Außerdem 
besteht im Rahmen des Behinderteneinstellungsgesetzes die 
Möglichkeit von Zuschüssen zu Lohn- und Ausbildungskosten 
im Bereich einer beruflichen Rehabilitation. 

Sehr viele dieser als geschützte Arbeitsplätze oder geschützte 
Werkstätten deklarierten Einrichtungen befassen sich großteils 
oder ausschließlich mit landwirtschaftlichen Tätigkeitsbereichen. 
Die Gründe dafür mögen vielfältig sein. Allein die Struktur, die 
Abwechslung und die Vielseitigkeit der einzelnen Arbeiten bieten 
sich für sozialpädagogische und therapeutische Maßnahmen an. 
Eine naturnahe, gesunde Umgebung, der Umgang mit Tieren und 
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einfache, abwechslungsreiche Aufgabenstellungen wirken beruhi-
gend auf das Gemüt und demzufolge positiv auf den psychischen 
Gesamtzustand. Gelingt es, ein angenehmes soziales Klima in 
diesen Betreuungseinrichtungen zu schaffen, so fühlen sich die 
dort untergebrachten Personen wohl. Zudem fördert die Gemein-
schaft mit Gleichbetroffenen das Zusammengehörigkeitsgefühl, 
die soziale Umgebung wird dann weniger bedrohlich empfunden. 
Nicht selten gelingt es den behinderten Personen auch, soziale 
Kontakte zu externen Personen im Dorf herzustellen. 

Die ursprüngliche Intention der geschützten Werkstätten als 
Ausbildungsstätten für eine spätere Berufsausübung wird jedoch 
meistens nicht erreicht. Gerade diejenigen, die die relativ höchste 
Arbeitsleistung erbringen und am ehesten in den allgemeinen 
Arbeitsmarkt vermittelbar wären, haben auch für die Betreuungs-
einrichtungen den größten ökonomischen Wert. Da diese Ein-
richtungen aber zumeist nur wenig subventioniert werden und 
deshalb für ihr Weiterbestehen größtenteils nach betriebswirt-
schaftlichen Kosten-Nutzen-Kategorien verfahren müssen, wäre 
es konterproduktiv, auf diese relativ effizienten Arbeitskräfte zu 
verzichten. Bezeichnenderweise liegt gerade darin das Dilemma 
dieser Institutionen. Einerseits setzt man sich als Zielvorgabe eine 
Integrationsintention, während andererseits versucht wird, die 
besten Arbeitskräfte in der Einrichtung zu behalten. Es nimmt 
daher nicht wunder, wenn es nur relativ wenigen gelingt, über 
einen geschützten Arbeitsplatz den Wiedereinstieg in das Alltags-
leben zu schaffen. Die meisten leben und arbeiten deshalb oft 
viele Jahre lang ohne größere Perspektiven in diesen Einrichtun-
gen. Als positiv erachtet werden muß, wenn eine räumliche 
Trennung zwischen Wohn- und Arbeitsplatz vorgenommen wird. 
Dadurch kann zumindest einer Ghettoisierung einigermaßen ent-
gegengewirkt werden. 
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5.2.3. Ausbildungshöfe 

Landwirtschaftliche Ausbildungshöfe stellen eine in den gesetz-
lichen Bestimmungen nicht festgelegte Sonderform eines Inte-
grationsmodelles dar, bei dem die Akzentuierung auf eine päda-
gogische Vermittlung bestimmter praktischer Fähigkeiten gelegt 
wird, die später helfen sollen, eine vollkommene Resozialisation 
in das alltägliche Leben zu erleichtern. Ähnlich wie in den ge-
schützten Werkstätten werden vor allem jüngere Personen mit 
einem geringeren Grad einer geistigen oder psychischen Behin-
derung als Zielgruppe erfaßt. Ein Großteil davon verfügt über 
eine abgeschlossene Sonderschulausbildung. Die psychische 
Konstellation erlaubt den entsprechenden Jugendlichen, sich in 
der Gesellschaft weitgehend frei und autonom zu bewegen. Nur 
in Ausnahmefällen, und da wiederum nur für ganz bestimmte 
Rechtsgeschäfte, erscheint für diese Personengruppe eine Be-
sachwalterung als erforderlich. Die meisten dieser Personen lei-
den zu einem Großteil an sozial- und milieubedingten Behin-
derungsformen und weniger an geistig-organisch bedingten De-
menzsyndromen. 

Diese Ausbildungsstätten haben das explizite Ziel einer Resozia-
lisation und Reintegration in den allgemeinen Arbeitsmarkt. Die 
Problematik liegt vor allem darin, daß diese Personengruppe sich 
in einer ökonomisch sehr sensiblen Position befindet. Gelingt es 
in Zeiten einer wirtschaftlichen Hochkonjunktur noch relativ 
leicht, einen Arbeitsplatz zu finden, so drohen sie in Zeiten eines 
schrumpfenden Arbeitsmarktes gesellschaftlich zu marginalisie-
ren. Das Manko in der Leistungsfähigkeit liegt in der Regel nicht 
in der Bewältigung bestimmter relativ anspruchsvoller techni-
scher Aufgabenstellungen als vielmehr in der Ausdauer bei der 
Arbeit. Diese kann mit pädagogischen Mitteln aber erfahrungs-
gemäß viel schwieriger vermittelt werden als die rein praktischen 
Fähigkeiten. Deshalb wird bei der Ausbildung sehr großer Wert 
auf Pünktlichkeit, Regelmäßigkeit und Ordnungssinn gelegt. 
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Im Gegensatz zu den eigentlichen geschützten Werkstätten wird 
in den Ausbildungshöfen darauf geachtet, die einzelnen Personen 
nach dem Erlernen der notwendigen Kenntnisse und Fertigkeiten 
so rasch wie möglich in den allgemeinen Arbeitsprozeß zu rein-
tegrieren. Die Ausbildungsdauer beträgt in der Regel nicht länger 
als drei oder vier Jahre. Um diese Zielsetzung leichter zu errei-
chen, werden fast ausschließlich noch relativ lernfähige Jugendli-
che aufgenommen, die meistens gleich nach der Sonderschule in 
die Ausbidungseinrichtung überwechseln. Die Ausbildung besteht 
in der Vermittlung einer Anlehre, die später in der entsprechen-
den Berufssparte die Ausübung eines angelernten Berufes oder 
einer Hilfsarbeitertätigkeit ermöglichen soll. 

Bei den rein landwirtschaftlichen Ausbildungshöfen steht die 
Vermittlung einer Anlehre in der Landwirtschaft oder im Garten-
bau im Mittelpunkt. Daneben gibt es aber auch kombinierte Aus-
bildungsstätten, in denen zusätzlich ein Angebot zur Erlangung 
praktischer Kenntnisse in anderen handwerklichen Berufssparten 
geschaffen wurde. So können sich die Jugendlichen, sofern es 
ihrem Wunsch entspricht, in den unterschiedlichen Arbeitsberei-
chen gewisse Fertigkeiten erwerben bzw. sich auch nur auf eine 
bestimmte konzentrieren. Bei der Wahl der Ausbildung sollten 
individuelle Fähigkeiten und persönliche Präferenzen den Aus-
schlag geben. Die fachpädagogischen Ausbildungen in manchen 
dieser Einrichtungen besitzen einen hervorragenden Ruf. Nicht 
selten kommt es vor, daß Arbeitgeber eine Anstellung eines Ju-
gendlichen von der Grundbedingung einer derartigen Ausbildung 
abhängig machen. 

Die finanzielle Abgeltung der erbrachten Leistungen während der 
Ausbildungszeit gestaltet sich bei den einzelnen Ausbidungsstät-
ten durchwegs sehr unterschiedlich. In manchen wird den meis-
tens im Heimbetrieb untergebrachten Jugendlichen lediglich ein 
Taschengeld zugestanden, während in anderen für die erbrachten 
Arbeitsleistungen ein kollektivvertraglicher Lohn beigemessen 
wird, je nachdem ob die Einrichtung unter dem Rechtstitel einer 
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geschützten Werkstätte oder einer pädagogischen Einrichtung 
geführt wird. 

Problematisch zu werten ist mitunter die Berufsperspektive eines 
Landarbeiters auf einem Landwirtschaftsbetrieb. Es besteht darin 
die Gefahr eines Abhängigkeitsverhältnisses, ganz besonders 
dann, wenn die behinderten Personen auch auf dem landwirt-
schaftlichen Betrieb wohnen. Wesentlich positiver und unprob-
lematischer erscheint eine Anstellung in einem Gartenbau- oder 
Handwerksbetrieb, da wegen der regelmäßigen Arbeitszeit, der 
kontrollierbareren Entlohnung und den besseren gewerkschaft-
lichen Kontrollen die Arbeitnehmerschutzbestimmungen viel 
leichter eingehalten werden können. Dennoch kann mit einem 
finanziellen Aufstieg aber auch eine Vereinsamung einhergehen, 
insbesondere dann, wenn von den Betroffenen das Leben und die 
Atmosphäre im Ausbildungsheim als sehr schön empfunden wur-
de. Ausschlaggebend für diese Misere ist dabei, daß viele der 
Jugendlichen weitgehend unfähig sind, soziale Kontakte außer-
halb ihrer Gruppe zu knüpfen. 

5.2.4. Pflegeplätze und Beschäftigungstherapie 

Sobald Personen aufgrund der Schwere ihrer Behinderung nicht 
mehr in der Lage sind, das für einen geschützten Arbeitsplatz 
erforderliche Mindestmaß einer Arbeitsleistung zu erbringen, 
können Mittel oder Einrichtungen zur Erhaltung und Weiterent-
wicklung der vorhandenen Fähigkeiten sowie zur Eingliederung 
in die Gesellschaft zur Verfügung gestellt werden. Die Landes-
behindertengesetze sehen dafür die Errichtung von Einrichtungen 
der Beschäftigungstherapie vor. Ein wesentlicher Unterschied zu 
den geschützten Werkstätten bzw. geschützten Arbeitsplätzen 
liegt dabei darin, daß den auf diese Weise Beschäftigten kein 
kollektivvertraglicher Lohn garantiert wird. Stattdessen müssen 
diese mit einem minimalen Taschengeld vorlieb nehmen. Die Be-
schäftigungstherapie sieht sich nicht mehr als Maßnahme der 
Eingliederungshilfe, sondern vielmehr als Garantie für eine dem 
jeweiligen Gesundheitszustand entsprechende bestmögliche Ver-
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sorgung der Behinderten. Diese Versorgung impliziert auch das 
Erfordernis nach einem höheren Grad an medizinischer und psy-
chosozialer Behandlung, eventueller Besachwalterung, Beauf-
sichtigung und Pflege. 

Die einzelnen Landesbehindertengesetze sehen weiters für Per-
sonen, die dermaßen pflegebedürftig sind, daß sie einer ständigen 
Wartung und Hilfe für wiederkehrende lebenswichtige Verrich-
tungen bedürfen, und bei denen keine Möglichkeiten auf schuli-
sche und berufliche Ausbildung sowie berufliche Integration ge-
geben sind, einen Rechtsanspruch auf Pflegegeldleistung vor. Die 
Höhe der finanziellen Zuwendungen ist dabei nach dem Grad der 
Behinderung abgestuft. Die Betreuung der Pflegefälle als auch 
der Personen in einer Beschäftigungstherapie erfordert ein un-
gleich höheres Maß an Aufwand und Intensität der Pflege als bei 
denjenigen, welche in Ausbildungshöfen oder geschützten Werk-
stätten untergebracht sind. Deshalb werden Pflegefälle grund-
sätzlich in eigenen mehr oder weniger gut ausgestatteten Pflege-
heimen oder Krankenanstalten betreut, da dort die medizinischen 
als auch betreuungspersonellen Voraussetzungen günstiger sind. 

Die Unterbringung von reinen Pflegefällen auf Bauernhöfen ist in 
der Regel wegen der unzureichenden Betreuungssituation als 
wenig sinnvoll zu bewerten. In bestimmten Ausnahmefällen, wie 
z.B., wenn die Bäuerin früher Krankenpflegerin war und gleich-
zeitig über freie Arbeitskapazitäten verfügt, ist ein solches Pfle-
geverhältnis durchaus zu begrüßen. Anders gestaltet sich die 
Situation aber bei einer landwirtschaftlichen Beschäftigungsthe-
rapie. Hier lassen sich eine ganze Reihe von Beispielen festma-
chen. Zum einen handelt es sich dabei um heimähnliche Einrich-
tungen, in denen die schwer geistig und psychisch Kranken woh-
nen und arbeiten, zum anderen läßt sich an dieser Stelle auch das 
Modell der Außenfürsorge, wie sie von den pychiatrischen Abtei-
lungen der Krankenhäuser in Graz und Klagenfurt gehandhabt 
wird, einordnen. Dabei werden einzelne Behinderte, bei denen 
aufgrund ihrer psychischen Struktur eine extra-asyläre Betreuung 
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verantwortbar ist, in Landwirtschaftsbetrieben untergebracht. Die 
Landwirte haben dabei für die Erfordernisse einer zweckmäßigen 
Betreuung Sorge zu tragen und erhalten dabei einen Tagessatz 
für die erbrachten Pflegeleistungen, welcher in seiner Dimension 
durchaus den angenehmen Nebenaspekt eines außerlandwirt-
schaftlichen Zusatzeinkommens hat. 

Die Unterbringung an landwirtschaftlichen Pflegeplätzen nach 
Maßgabe einer Beschäftigungstherapie eröffnet für die Behin-
derten eine ganze Reihe von Chancen. So ist durchaus die Option 
eines Familienanschlusses, einer sinnvollen Lebensgestaltung mit 
abwechslungsreichen, einfachen und anregenden landwirtschaftli-
chen Arbeiten gegeben, gleichzeitig sind mit dieser Betreuungssi-
tuation aber auch sehr viele Gefahren verbunden. Ein sozialer 
Anschluß in einem landwirtschaftlichen Haushaltsverband kann 
leicht in Abhängigkeiten, eine therapeutisch sinnvolle Beschäfti-
gung in Ausnützung der billigen Arbeitskraft von willfährigen 
Dienstboten umschlagen. Außerdem kann sich die ständige An-
wesenheit der behinderten Personen als Ursache für viele psychi-
sche Konfliktsituationen bei den einzelnen Mitgliedern einer 
Betreuungsfamilie erweisen.84 Es ist daher nicht verwunderlich, 
wenn manchmal die involvierten Personen in ihrer Belastbarkeit 
überfordert werden. 

Da es in der Regel so gut wie keinerlei medizinische und psycho-
logische Grundausbildung für die Betreuungspersonen gibt, 
herrscht auf dem Gebiet der behindertenpädagogischen Betreu-
ung ebenfalls ein großes Defizit. Schlimmer stellt sich die Lage, 

                                                   
84  Tagungsbericht „Ländlicher Lebensraum – Chance für die Einglie-

derung von Behinderten?“ der offenen Tagung vom 9. bis 10. Jän-
ner 1988 im Evangelischen Tagungs- und Studienzentrum bei 
Männedorf in der Schweiz. Dabei drückte die Integrationsbäurin 
Rösli Dubach ihren Wunsch nach Abstand aus: „durch all die Jahre 
waren die Tage, an denen wir als Familie alleine waren, doch recht 
selten.“ S.7 
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wenn offensichtlich vorsätzlich aus puren Profitüberlegungen 
heraus schwer behinderte Personen grobfahrlässig verwahrlost 
werden. Auch dafür lassen sich Beispiele finden, die teilweise 
sogar den Tod der behinderten Personen zur Folge hatten. Nähe-
res soll weiter unten ausgeführt werden. 

Um zu einem Schluß zu kommen: bei der Unterbringung von 
schwer geistig und chronisch psychisch Behinderten in der Au-
ßenpflege ist eine hohe Betreuungsintensität notwendig, gewisse 
Mindeststandards der Pflege müssen dabei garantiert werden 
können. Dafür ist ein dichtes Netz von sozialen Rahmenbedin-
gungen, einschließlich den Ausbildungserfordernissen für die 
Betreuungspersonen, sowie eine effiziente, unabhängige und öf-
fentliche Supervision unerläßlich. Ein Pflegeverhältnis kann nur 
auf Freiwilligkeit des Pfleglings basieren, das Wohl des Behinder-
ten muß dabei das Maß aller Dinge sein. Eine Unterbringung darf 
nur bei in jeder Hinsicht intakten Pflegefamilien erfolgen, weiters 
haben die Behörden den Pflegestellenbetreibern bei der Betreu-
ung durch Information und Beratung Beistand zu leisten. Die 
Versorgung von geistig und chronisch psychisch Behinderten in 
der Außenfürsorge ist in jeder Weise eine Gratwanderung, bei 
der ein optimaler Betreuungserfolg und katastrophale Zustände 
sozialer Verwahrlosung sehr eng beisammen liegen können. Dies 
ergibt sich auch aus der Schwere der Behinderungen. Eine weit-
gehende Reintegration in die allgemeine Wohn- und Arbeitswelt 
weicht dabei in der Mehrzahl der Fälle zurück hinter eine reine 
Betreuungs- und Versorgungsintention. 

5.3. Darstellung einzelner kontemporärer Fallbeispiele 

Nachdem eine Einteilung der einzelnen Einrichtungen nach sozi-
alrechtlichen Kriterien getroffen wurde, sollen im folgenden mit-
tels einzelner ausführlicher Beschreibungen der in Österreich 
existenten landwirtschaftlichen Integrationsmodelle die unter-
schiedlichen Möglichkeiten an Organisationsstrukturen, Betreu-
ungsintentionen und Aufgabenstellungen, Aufnahmekriterien, 
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aber auch finanzielle Aspekte und Trägervereinigungen vorge-
stellt werden. Eine Einteilung nach bestimmten fix abgrenzbaren 
Kriterien kann dabei allerdings nicht getroffen werden. Die Insti-
tutionen können nicht "en bloc" betrachtet werden. Jede einzelne 
zeichnet sich durch interessante Besonderheiten und unter-
schiedliche Erfahrungswerte aus, welche in Summa genommen 
sehr viele wertvolle Aspekte für eine Diskussion über die Sinn-
haftigkeit und Zweckmäßigkeit derartiger Projekte liefern kön-
nen. 

5.3.1. Beispiele für Ausbildungshöfe 

Die Intention landwirtschaftlicher Ausbildungshöfe ist die Ver-
mittlung land- und hauswirtschaftlicher Grundkenntnisse an geis-
tig behinderte Jugendliche, welche aufgrund der erworbenen 
praktischen Fertigkeiten später einmal im Bereich eines landwirt-
schaftlichen Betriebes eine Beschäftigung finden sollten. Als typi-
sche Modelle von Ausbildungshöfen in Österreich werden im 
folgenden die Behinderteneinrichtungen Schlüßlberg bei Gries-
kirchen in Oberösterreich mit der geplanten Expositur in Tollet 
sowie Retz/Unternalb im nördlichen Niederösterreich be-
schrieben. Retz ist dabei kein ausschließlicher Ausbildungshof, da 
auch schwerer behinderte Personen betreut werden, bei denen 
keine berufliche Integration mehr in Frage kommt. Die Einrich-
tung Wurzerhof hingegen würde auch sehr gut in die Katagorie 
der Ausbildungshöfe passen, wird aber später unter den anthro-
posophischen Einrichtungen angeführt. Landwirtschaftliche Aus-
bildungshöfe finden international eine große Verbreitung. Beson-
ders intensive Diskussionen über Ziele und Perspektiven dieser 
Modelle werden gegenwärtig in der Schweiz geführt, wo z.B. am 
Institut St. Michael bei Bäretswil geistig Behinderte nach der 
Sonderschule auf zwei Höfen von Praktikanten ausgebildet und 
anschließend in Bauernfamilien eingegliedert werden. 

5.3.1.1. Rehabilitationszentrum Schlüßlberg für geistig behinder-
te Jugendliche 
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Die Konzeption, behinderten Jugendlichen im Rahmen der Ein-
gliederungshilfe des Landesbehindertengesetzes den Einstieg in 
das Berufsleben zu ermöglichen, liegt dem Rehabilitations-
zentrum Schlüßlberg bei Grieskirchen zugrunde. Auf dem 1963 
vom Oberösterreichischen Zivilinvalidenverband als Trägerorga-
nisation gepachteten 35 ha großen Ackergrünlandbetrieb werden 
gegenwärtig ca. 30 Jugendliche in einer land- oder hauswirt-
schaftlichen Tätigkeit angelernt. Während des Aufenthaltes sollen 
die für eine eigenständige Berufsausübung als landwirtschaftliche 
Arbeiter oder Haushaltsgehilfinnen notwendigen Fähigkeiten 
erlangt werden. Dabei wird geschlechtsspezifisch vorgegangen: 
die Burschen werden in der Stall- und Feldarbeit unterwiesen, 
während die Mädchen sich der Haus- und Gartenarbeit widmen. 
Endziel ist nicht die längerfristige Anhaltung im Rehabilitations-
zentrum, sondern vielmehr eine vollständige Integration in das 
ordentliche Berufsleben. Daß das nicht immer gelingt, beweist 
allerdings die Tatsache, daß die ältesten Personen sich schon 
viele Jahre in dieser Einrichtung befinden. Bei den betreuten Per-
sonen handelt es sich hauptsächlich um leichtere Fälle geistiger 
Behinderungen bzw. Mehrfachbehinderungen (Epileptiker, Taub-
stumme) sowie um Jugendliche mit sozial auffälligem Verhalten. 
Schwerbehinderte werden nicht aufgenommen. Die Hauptgruppe 
umfaßt Sonderschulabsolventen, die aufgrund der prekären Ar-
beitsmarktsituation für Lernschwache keine Chance auf einen 
ständigen ordentlichen Arbeitsplatz haben. 

Soziale Situation, Aufnahmeverfahren und Projektfinanzierung 

Von den ca. 30 Jugendlichen sind zwei Drittel Mädchen und ein 
Drittel Burschen. Nur etwa 20 % werden besachwaltert, wobei 
als Sachwalter ausschließlich enge Verwandte fungieren. Nach 
der Herkunft der Betreuten lassen sich keine eindeutigen Trends 
ablesen. Tatsache ist, daß sie aus ganz Oberösterreich - sowohl 
aus dem ländlichen Raum als auch aus den städtischen Ballungs-
gebieten - stammen. Deutlich überrepräsentiert sind jedoch Per-
sonen aus den unteren sozialen Schichten, was die Vermutung 
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nahelegt, daß bei den betreuten Jugendlichen milieubedingte so-
ziale Behinderungen und Sekundärbehinderungen keine unbe-
deutende Rolle spielen. Die meisten Jugendlichen besitzen gute 
Beziehungen zu ihrem Elternhaus. Es steht ihnen frei, alle zwei 
Wochen nach Hause zu fahren, am darauffolgenden Wochenende 
müssen sie sich dafür um das Vieh kümmern. Verantwortlich für 
die Betreuung und Beaufsichtigung der behinderten Jugendlichen 
im Rehabilitationszentrum zeichnet eine Heimleiterin. Zur Seite 
stehen ihr acht Behindertenbetreuer, zum Teil auch als Teilzeit-
arbeitskräfte, sowie ein Zivildiener. Das Pflegepersonal verfügt 
über keine besondere sozialmedizinische oder psychologische 
Ausbildung, stammt aus der näheren Umgebung und fährt täglich 
nach der regulären Arbeitszeit nach Hause. Lediglich eine Person 
versieht alternierend in der Nacht den Aufsichtsdienst. 

Die Aufnahme in das landwirtschaftliche Rehabilitationszentrum 
erfolgt auf freiwilliger Basis und im Einverständnis mit den Be-
hinderten bzw. deren Eltern. Nachdem über die Gemeinde, das 
Magistrat oder die Bezirkshauptmannschaft ein Antrag an die 
Landesregierung gestellt wurde, werden die Eltern gemeinsam 
mit den Proponenten zu einer allmonatlichen Sitzung einer Auf-
nahmekommission geladen. Mitglieder dieser Kommission sind je 
ein Vertreter des Landesinvalidenamtes, der Sozialhilfeabteilung 
der Landesregierung, des Oberösterreichischen Zivilinvalidenver-
bandes, der Landarbeiterkammer, der Arbeitsmarktverwaltung 
sowie ein Arzt. Nach Maßgabe der verfügbaren Plätze wird dann 
dem Antrag stattgegeben. Üblicherweise werden die Jugendli-
chen direkt nach Abschluß der Sonderschule oder nach Abschluß 
der medizinischen Rehabilitation nach einem Unfall in die 
Betreuung übernommen. 

Darüber hinaus kommen der genannten Kommission auch noch 
Überwachungs- und Kontrollfunktionen zu. Anstehende Pro-
bleme werden aufgeworfen und unter den Fachexperten dis-
kutiert. Eine medizinische Betreuung erfolgt nur routinemäßig 
durch den Hausarzt. Eine psychiatrische Behandlung, insbe-
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sondere die Verabreichung von Psychopharmaka und Neuro-
leptika, unterbleibt. Eine Notwendigkeit dafür sei wegen der Ge-
ringfügigkeit der Behinderungsarten nicht gegeben. Auch sonst 
bestehen keine Möglichkeiten auf begleitende Therapiemaßnah-
men, wie z.B. Physio-, Ergo- oder Sozialtherapien. 

Untergebracht werden sie in 2- bis 5-Bett-Zimmern. Die Zimmer 
und die sanitären Anlagen befinden sich in einem sanierungsbe-
dürftigen Zustand, da einerseits die nötigen finanziellen Mittel 
fehlen und andererseits wegen der unsicheren Pachtsituation sich 
eine Renovierung als rechtlich sehr schwierig erweist. Zur Be-
seitigung dieser Situation wird der Ankauf des Objektes erwo-
gen. 

Während ihres Aufenthaltes im Rehabilitationszentrum werden 
die Jugendlichen als Landarbeiter angemeldet, sind daher nach 
dem ASVG sozialversichert. Von ihrem Lohn wird der ASVG-
Verpflegungssatz (2.454 öS ab 1.1.1991) für die Gewährung von 
Kost und Quartier abgezogen. Der Verband trägt weiters sämt-
liche Verpflegungs- und Unterkunftskosten, die Lohnneben-
kosten sowie die Sozialversicherungsbeiträge. Je nach Aufent-
haltsdauer und Arbeitsleistung erhalten die Pfleglinge dann ein 
monatliches Taschengeld von netto 600 bis 1500 öS ausbezahlt. 
Für die Deckung der laufenden Kosten für die Führung des Be-
triebes sowie der Lohnkosten des Betreuungspersonals werden 
die Betriebseinkünfte herangezogen. Der Oberösterreichische 
Zivilinvalidenverband erhält zusätzlich von der Landesregierung 
für die Betreuung jeder Person einen pauschalierten Tagessatz 
von ca 2.400 öS im Monat. Außertourliche Subventionszu-
wendungen von Seiten des Landes oder des Bundes wurden bis 
jetzt nicht gewährt. 

Innerbetriebliche Organisation 

Um ein abwechslungsreiches Beschäftigungsfeld zu schaffen, 
wurde der landwirtschaftliche Betrieb möglichst weitgehend di-
versifiziert. So werden neben dem Anbau von Getreide, Mais, 
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Zuckerrüben und Kartoffeln ungefähr 50 Rinder, davon 20 
Milchkühe, ca.10 Zuchtsauen und einige hundert Hühner ge-
halten. Das Geflügel und ein paar Mastschweine dienen lediglich 
dem Eigenbedarf. Bei der Führung des Betriebes stehen durchaus 
betriebswirtschaftliche Rentabilitätsüberlegungen im Mittelpunkt. 
Der Betrieb ist unter anderem auch Mitglied des Inn- und Haus-
ruckviertler Fleckviehzuchtverbandes. Weiters wird darauf Wert 
gelegt, möglichst viele Tätigkeiten im eigenen Bereich abzuwi-
ckeln. D.h. die eigenen Produkte werden am Hof soweit wie 
möglich weiterverarbeitet. So wird z.B. das benötigte Brot selber 
gebacken. Folglich kann ein hoher Selbstversorgungsgrad und 
daraus resultierend eine kostengünstige Organisationsstruktur 
des Rehabilitationszentrums erreicht werden. Die Betriebsgebäu-
de sind wegen der alten Bausubstanz und des unsicheren Pacht-
verhältnisses in einem verbesserungswürdigen Zustand. Es fehlen 
überall gerade die bei der Beschäftigung von Behinderten wün-
schenswerten Schutzeinrichtungen zur Unfallverhütung. Die 
Wohnräume und sanitären Anlagen sind generell sanierungsbe-
dürftig. Insbesondere verunmöglichen Mehrbettzimmer jede Pri-
vatsphäre. Die maschinelle Ausstattung ist währenddessen 
durchaus auf zeitgemäßem Niveau. Mangelhaft sind allerdings 
die Stalleinbauten. Die Rinder sind auf Kurzständen in Anbinde-
haltung aufgestallt. Der Mist muß noch mit Karren ausgebracht 
werden. Gerade das ist eine Arbeit, die von den Behinderten 
nicht gerade geschätzt wird. Deshalb wird der Einbau einer 
Schubstangenentmistung überlegt. Diskutiert wird nebenbei auch 
eine Biogasanlage, welche sich nach Meinung der Einrichtungs-
betreiber für die Beheizung und Warmwasserbereitung des 
Wohnobjektes als sinnvoll erweisen würde. Es gibt auch Überle-
gungen, den Betrieb auf biologische Wirtschaftsweise umzustel-
len. Hierbei ist jedoch der Diskussionsprozeß noch in kein kon-
kretes Stadium getreten. 

Arbeitsablauf, Freizeitgestaltung, soziale Kontakte 
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Auf eine strenge Zeiteinteilung wird bei der Ausbildung und Er-
ziehung der behinderten Jugendlichen großes Augenmerk gelegt. 
Die einzelnen Arbeiten werden nach einem genau festgelegten 
Schema durchgeführt. Dabei werden Arbeitsgruppen gebildet, 
welche von Betreuungspersonen angeführt werden. Hierbei wird 
allerdings eine strenge Geschlechtertrennung eingehalten. Die 
Arbeitsmotivation ist ausgesprochen gut. Es gibt so gut wie kei-
ne Probleme wegen mangelnder Arbeitsleistung. 

Aufgabenbereiche für Burschen: 

* Stall- und Feldarbeiten 

Aufgabenbereiche für Mädchen: 

* Hauswirtschaftliche Tätigkeiten 
* Gartenarbeiten und Arbeiten in der Keramikwerkstätte 
* Für Feldarbeiten werden sie nur in Ausnahmefällen, vor al-

lem wenn viele Arbeitskräfte benötigt werden, heran gezo-
gen, so z.B. bei der Silage und bei der Kartoffelernte. 

Die Burschen werden auf zwei Arbeitsgruppen aufgeteilt. Für die 
Stallarbeiter beginnt der Arbeitstag sehr früh. Sie müssen bereits 
um 5 Uhr aufstehen. Nach der morgendlichen Stallarbeit wird der 
Vormittag frei gegeben. Um 14.30 Uhr wird dann mit der abend-
lichen Stallarbeit weitergemacht. Sobald die gesamte Arbeit ver-
richtet ist, wird den Jugendlichen frei gegeben. 

Die Feldarbeiter stehen um 6.30 Uhr auf und beginnen ihre Ar-
beit um 7 Uhr. Um 9 Uhr wird Pause gehalten und dann bis Mit-
tag die Arbeit fortgesetzt. Am Nachmittag wird zwischen 13 und 
17 Uhr gearbeitet. Um allen Burschen eine Befähigung in beiden 
Arbeitsbereichen teilwerden zu lassen, wechseln sich die Grup-
pen turnusmäßig ab. 

Während die Burschen im Stall oder auf dem Feld arbeiten, ver-
richten die Mädchen Hausarbeiten, wie Putzen, Waschen, Fli-
cken, Kochen und Aufräumen, machen sich im Gemüsegarten 
nützlich oder beschäftigen sich im sogenannten Schulungszent-
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rum mit Töpfern und Teppichknüpfen. Sowohl bei den Burschen 
als auch bei den Mädchen wird ein Achtstundentag strikt einge-
halten. Von 12 bis 13 Uhr ist für alle Mittagspause. Nach einem 
gemeinsamen Tischgebet wird das Essen eingenommen und an-
schließend ausgeruht. 

Für die fachliche Unterweisung in den landwirtschaftlichen Tä-
tigkeiten steht ein Landwirtschaftsmeister als Behindertenbetreu-
er zur Verfügung. Einzelne Tätigkeiten, insbesondere das Trak-
torfahren, dürfen nur von den Betreuungspersonen durchgeführt 
werden. Die Erzeugnisse aus dem Schulungszentrum werden an 
lokale Märkte geliefert oder von Privatpersonen gekauft. 

Möglichkeiten der Freizeitgestaltung bieten sich nur wenige. Im 
Sommer spielen einige im Freien Federball, Fußball oder fahren 
Rad. Ansonsten wird abends Radio gehört, ferngesehen, oder es 
werden Gesellschaftsspiele gespielt und Handarbeiten erledigt. 
Um 21 Uhr ist Nachtruhe, der Fernseher wird abgedreht, und die 
Jugendlichen müssen sich auf die Zimmer begeben. 

Mädchen und Burschen sind auf unterschiedlichen Stockwerken 
untergebracht. Die in der Nacht anwesende Aufsichtsperson muß 
darauf achten, daß die geschlechtliche Segregation auch in den 
Nachtstunden aufrecht bleibt. 

Die behinderten Personen werden nicht im Rehabilitations-
zentrum festgehalten, dennoch sind Außenkontakte relativ selten. 
Nur wenige besuchen ab und zu ein Kaffeehaus im Ort. Ansons-
ten wird von der Heimleitung am Sonntag ein gemeinsamer Kir-
chenbesuch angeboten. Auf Wunsch werden die Personen auch 
gelegentlich zum Einkaufen in das nächste Kaufhaus gefahren. 
Abgesehen davon werden von Zeit zu Zeit gemeinsame Ausflüge 
und Exkursionen veranstaltet, welche mit sehr viel Freude aufge-
nommen werden. Von einer Integration in die Dorfgemeinschaft 
kann nicht gesprochen werden. Ein Grund könnte auch darin 
liegen, daß viele aus Angst vor Verachtung und Gehässigkeiten 
Personen aus dem Außenbereich meiden. 
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Chancen für eine berufliche Eingliederung 

Das Projekt in Schlüßlberg ist als Durchlaufstation im Sinne der 
Eingliederungshilfe für am öffentlichen Arbeitsmarkt schwer 
vermittelbare Personen konzipiert worden. Dabei wird im Ge-
gensatz zu den geschützten Werkstätten das Hauptaugenmerk 
auf die land- und hauswirtschaftlichen Aufgabengebiete gerichtet. 
Konsequenterweise ist damit die Intention verbunden, über den 
Weg einer späteren Daueranstellung als Anlehrling oder Hilfs-
kraft in einem land- oder hauswirtschaftlichen Beruf eine weitge-
hende gesellschaftliche Integration zu erlangen. 

Nach einer erfolgten Ausbildungszeit, die sich nach den Fort-
schritten der jeweiligen Personen richtet, sich in der Regel aber 
über mehrere Jahre erstreckt, wird für die entsprechende Person 
ein passender Arbeitsplatz gesucht. Dafür in Frage kommen 
landwirtschaftliche Betriebe, die für einfache Tätigkeiten in Haus 
und Hof eine Arbeitskraft suchen, daneben aber auch private und 
kommunale Gärtnereibetriebe. Zumeist treten die einzelnen Inte-
ressenten an das Rehabilitationszentrum heran, um die ge-
wünschte Person anzufordern. Voraussetzung für eine Anstel-
lung ist dabei die ordentliche Anmeldung als Landarbeiter mit 
Kollektivlohnansprüchen. Der Landarbeiterkammer fällt die Auf-
gabe zu, die einzelnen Betriebe in der Einhaltung der gesetzlichen 
Regelungen zu überwachen und zu kontrollieren. Nach einer 
zweimonatigen Probezeit wird dann über eine endgültige Anstel-
lung entschieden. 

Eine erfolgreiche Eingliederung in den Berufsprozeß ist immer 
vom gegenseitigen Wechselspiel der geistig beeinträchtigten Per-
son mit dem Arbeitgeber abhängig. Generell kann gesagt werden, 
daß eine Anstellung in einem Gärtnereibetrieb aufgrund des ho-
hen Anforderungsprofils insbesondere an die Genauigkeit der 
Arbeiten wesentlich schwerer gelingt als in einem landwirtschaft-
lichen Betrieb. Über die Anzahl der positiven Integrationsbeispie-
le kann keine Aussage getroffen werden. Einzelne Fälle geben 
aber durchaus Grund zur Hoffnung. 
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Resümee 

Das Rehabilitationszentrum in Schlüßlberg hat sich einer im Be-
reich der Behindertenbetreuung sehr wichtigen Aufgabe, nämlich 
der beruflichen und sozialen Integration geistig beeinträchtigter 
Jugendlicher verschrieben. Positiv vermerkt werden darf das 
große Engagement aller mit der Betreuung befaßten und verant-
wortlichen Personen. Aufgrund der relativen Kleinheit der unter-
gebrachten Personengruppe gelingt es, den Charakter einer inti-
men therapeutischen Gemeinschaft zu schaffen, die den einzelnen 
eine Art positives Heimatgefühl vermittelt und die Gefahr einer 
Hospitalisierung abwendet. Es entstehen persönliche Freund-
schaften und soziale Bindungen, welche oft auch Jahre nach der 
Entlassung nicht abreißen. Gerade bei sozialen Behinderungen 
kann auf diese Weise dem Einzelnen Halt in einer sozialen Grup-
pe gegeben werden. 

Durch die Vielseitigkeit des landwirtschaftlichen Betriebes wird 
eine Fülle von Betätigungsmöglichkeiten und Eindrücken ange-
boten, welche keine Gefahr einer psychischen Unterstimulanz 
aufkommen läßt. Auch der geregelte Ablauf des Arbeitslebens 
kann durchaus als positives erzieherisches Mittel angesehen wer-
den, sofern dadurch keine Gewalt in Form einer repressiven Dis-
ziplinierung ausgeübt wird. Obwohl letzteres nicht gegeben ist, 
würde es nicht schaden, den Versuch zu wagen, den erwachse-
nen Jugendlichen etwas mehr Freiräume zuzugestehen. Für die 
Erziehung zu mehr Selbständigkeit und Eigenverantwortung 
könnte sich eine lockere Handhabung bestimmter Regelungen, 
wie z.B. der allgemeinen Nachtruhe, als förderlich erweisen. 

Die Beschäftigung von Jugendlichen aus dem städtischen Bereich 
in der Landwirtschaft erweist sich als unproblematisch, da sie aus 
eigenem Wunsch die Unterbringung in dieser Einrichtung ge-
wählt haben. Viele entwickeln sogar einen überdurchschnittlichen 
Hang für die Pflege und Betreuung von Haustieren. 
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Die Probleme mit der anstehenden Renovierung und Moderni-
sierung der Einrichtung sowie der ungeklärten Pachtsituation 
nach dem nunmehrigen Ablaufen des Pachtvertrages sind allge-
mein evident. Für die Lösung dieses Problems besteht ein unbe-
dingter Handlungsbedarf. 

Durchaus anderer Meinung kann man sein in der Frage der rigo-
rosen Handhabung der Geschlechtertrennung im Ausbildungsbe-
reich. Obwohl der Einwand, daß die Beachtung gesellschaftlich 
tradierter Rollenbilder die spätere Vermittlung auf einen Arbeits-
platz erleichtere, durchaus als substantiell erscheint, ist es nicht 
einzusehen, warum die Neigungen der einzelnen Jugendlichen 
von vorne herein reglementiert werden sollen. Liegen bei der 
räumlichen Trennung der Schlafzimmer nach Stockwerken nicht 
überholte sittliche Moralvorstellungen zugrunde, die das Zusam-
menleben erwachsener Menschen weitgehend beein- 
flussen ? 

Als Manko erweisen sich die fehlenden Therapieeinrichtungen 
und die mangelhafte psychologische und sozialmedizinische Aus-
bildung der Betreuungspersonen. Dies ist jedoch kein Spezifikum 
für diese Einrichtung, sondern ein Dilemma praktisch aller derar-
tiger Institutionen. Zum einen ist es schwierig, geschultes Perso-
nal zu finden, zum anderen würde die Anstellung von Fachperso-
nal die Kosten für die Trägerorganisationen zu sehr steigern. 
Eine Finanzierung wäre dann nur noch mit höheren öffentlichen 
Zuwendungen möglich. 

Nicht eindeutig geklärt bleibt die Problematik der späteren Be-
schäftigung als Landarbeiter. Sofern man die Möglichkeiten der 
effektiven Kontrolle der Arbeitsverhältnisse durch die Land-
arbeiterkammer nicht in Zweifel zieht, erhebt sich die Frage, in-
wieweit eine Beschäftigung als Landarbeiter überhaupt dem 
Wunsch der Betroffenen entspricht. Auf diese Frage äußerte zum 
Beispiel ein 19-jähriger Bursche städtischer Herkunft, dessen 
Vater Alkoholiker, Stiefvater Hilfsarbeiter und Mutter Putzfrau 
ist, daß er sich nicht im klaren sei, einerseits freue er sich, daß er 
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mehr Geld verdiene, andererseits habe er aber Angst davor, von 
hier wegzukommen, da er damit auch alle seine Freunde verliere. 
Ein anderer Junge bemerkte, daß er gerne hier sei, aber später 
einmal bei der Gemeinde in einer Gärtnerei arbeiten wolle, aber 
er wisse, daß das schwer zu finden sein werde. Daraus spricht 
der Wunsch, daß generell Arbeitsverhältnisse bevorzugt werden, 
die sowohl ein gewisses Maß an sozialem Schutz garantieren, bei 
denen aber auch weniger die Gefahr einer sozialen Isolation be-
steht. Gesicherte Anstellungsverhältnisse bei kommunalen Ein-
richtungen als Wunschbild und Zukunftsvision vieler geistig be-
einträchtigter Jugendlicher setzen aber auch eine konsequentere 
Umsetzung der gesetzlichen Bestimmungen auf dem Gebiet der 
Behindertenbeschäftigung voraus. 

Gerade jene Menschen, die im Rehabilitationszentrum Schlüßl-
berg untergebracht sind, befinden sich als vorwiegend lernschwa-
che Sonderschulabsolventen in einer Grauzone zwischen Norma-
lität und Abnormität. Sie werden in Zeiten wachsender Anforde-
rungen für Beschäftigte im Arbeitsprozeß zunehmend an den 
Rand gedrängt und landen dann in solchen Auffangstationen, 
welche ihnen trotz größtmöglicher Anstrengungen aller Beteilig-
ten für ihre berufliche Zukunft nur noch wenige Perspektiven 
bieten können. 

5.3.1.2. Rehabilitationsprojekt Tollet 

Neuerdings hat der Oberösterreichische Zivilinvalidenverband in 
Tollet bei Grieskirchen einen 9 ha großen Betrieb für die Ein-
richtung eines weiteren Rehabilitationszentrums für geistig Be-
hinderte angekauft. In Zusammenarbeit mit der Landwirtschafts-
kammer soll eine Verarbeitungsstätte für Schafwolle entstehen. 
Hinter dieser Überlegung steht die Tatsache, daß durch die stän-
dige Ausweitung der Schafhaltung immer mehr Wolle anfällt, die 
zur Zeit in Oberösterreich noch nicht im großen Stil verarbeitet 
werden kann. Auf diese Weise kann ein Betätigungsfeld geschaf-
fen werden, welches für geistig beeinträchtigte Menschen durch-
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aus die Möglichkeit einer sinnvollen Lebensgestaltung böte. Ne-
benbei ist auch an eine Bewirtschaftung der Grundstücke mittels 
Alternativkulturen gedacht. 

Eine detaillierte Konzeption für dieses Projektvorhaben soll in 
nächster Zukunft erarbeitet werden. 

5.3.1.3. Behindertenheim der Caritas der Erzdiözese Wien in 
Retz/Unternalb 

Im Dezember 1985 erwarb die Caritas der Erzdiözese Wien die 
ehemalige Probstei und Meierei des Stiftes Göttweig in Unter-
nalb unweit der niederösterreichischen Weinstadt Retz. Nach 
umfangreichen Renovierungs- und Adaptierungsarbeiten konnten 
wenige Monate später ca. 50 geistig und chronisch psychisch 
kranke Männer im Alter zwischen 16 und 60 Jahren in die neu 
adaptierte Heim- und Arbeitsstätte einziehen. Die meisten Perso-
nen kamen entweder aus den psychiatrischen Krankenanstalten 
Gugging und Mauer/Öhling, aus anderen niederösterreichischen 
Behinderteneinrichtungen bzw. aus verwahrlosten Elternhäusern. 

Diese vorwiegend als landwirtschaftliche Betreuungseinrichtung 
konzipierte Institution in Unternalb ist als Außenstelle in einer 
organisatorischen Einheit mit dem wesentlich größeren Behin-
dertenheim Retz verbunden, in welchem ca. 230 vorwiegend 
männliche Behinderte untergebracht sind. Das Behindertenheim 
Retz befaßt sich, mit Ausnahme eines kleinen Hausgartens, nicht 
mit landwirtschaftlichen Tätigkeitsbereichen. Insofern soll es 
nicht weiter Gegenstand unserer Betrachtungen sein. Dennoch 
muß kurz auf gewisse Interdependenzen, abgesehen von der ver-
waltungstechnischen Ebene, hingewiesen werden. Einerseits trägt 
die landwirtschaftliche Dependance in Unternalb wesentlich zur 
Versorgung der Gesamteinrichtung mit den nötigen Nahrungs-
mitteln bei, andererseits werden von der Außenstelle auch Infra-
strukturen der Retzer Zentrale genützt, so z.B. die Küche, die 
Waschküche, die Nähstube oder eine eigene kleine Krankenstati-
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on. Im wesentlichen bildet die Außenstelle jedoch eine weitge-
hend autonome Einheit. 

Betriebsbeschreibung Unternalb 

Die zwei massiven Flügelbauten der ehemaligen Probstei und 
Meierei nehmen gemeinsam mit mehreren Neben- und Wirt-
schaftsgebäuden ein ca. 2 ha großes Hofgelände ein. Alle Ge-
bäude wurden nach ihrem Ankauf grundlegend renoviert und für 
die besonderen Bedürfnisse behinderter Menschen ausgestattet. 
Die dazugehörenden Äcker blieben jedoch weiterhin im Besitz 
des Stiftes Göttweig. Zwecks deren Nutzung wurde auf ca. 10 
Jahre mit dem Stift ein Pachtoptionsvertrag über 27 ha abge-
schlossen. Effektiv bebaut werden allerdings nur 15 ha, davon 10 
ha arrondiert, mit denen sich die Gesamteinrichtung Retz-
Unternalb weitgehend selber mit den notwendigen Nahrungsmit-
teln versorgen kann. Von einer marktorientierten, auf Gewinn 
ausgerichteten Bewirtschaftung wird bewußt Abstand genom-
men. Dies würde gewisse betriebliche Organisationsstrukturen 
voraussetzen, die sich mit der Vermittlung von praktischen Fer-
tigkeiten an die Behinderten nicht vereinbaren ließen. 

Es wird darauf bedacht genommen, möglichst unterschiedliche, 
auch weniger verbreitete Feldfrüchte anzubauen. So wird z.B. 
neben den herkömmlichen Halmfrüchten unter anderem auch 
Triticale angebaut. Futterpflanzen, Speisekartoffeln, Ölkürbise, 
Mohn und Ananaserdbeeren runden die Palette der Feldfrüchte 
ab. Dies alles ermöglicht eine relativ naturnahe Bewirtschaftung 
unter Einhaltung einer weit gesteckten Fruchtfolge. Abgesehen 
von den Äckern besitzt der Betrieb einen 0,5 ha großen Gemüse-
garten, eine kleine Obstplantage, eine Rebanlage für Tafeltrauben 
sowie einen Karpfenteich. In den Stallungen werden ca. 60 Mast-
schweine, ein Dutzend Bergschafe, 200 Legehennen und Mast-
hühner, 200 Puten, einige Enten, Gänse, Hasen und zwei Pferde 
gehalten. Die meisten Produkte dienen der Eigenversorgung, 
lediglich die getrockneten und sortierten Kürbiskerne gelangen in 
den Verkauf. Im Interesse der Schaffung einer Vielfalt an unter-



114 Beispiele für Ausbildungshöfe 

 

schiedlichen Arbeitsbereichen wurde bewußt auf eine möglichst 
diversifizierte Landwirtschaft Wert gelegt. Vielseitige handwerk-
liche Fähigkeiten, welche z.B. Kraft, Ausdauer oder die Feinmo-
torik beanspruchen, können dadurch besser geschult werden. 

Kollektives Arbeiten und Wohnen im Gruppenverband 

Für die Resozialisation und Reintegration der häufig aus sehr 
tristem sozialen Milieu stammenden behinderten Männer wird auf 
die Erziehung zu Ordnungssinn, Ausdauer und sozialem Verhal-
ten großes Augenmerk gelegt. Um die nötigen pädagogischen 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, wurden sämtliche Bewohner 
der Betreuungseinrichtung festen Wohn- und Arbeitsgruppen 
zugeteilt. 

Jede der insgesamt vier Wohngruppen bildet eine in sich weit-
gehend autarke Einheit mit bis zu 14 Wohnplätzen, einem Grup-
penraum, einer eigenen Küche und eigenen sanitären Anlagen. 
Die Ein- bis Vier-Bettzimmer sind geschmackvoll und großzügig 
gestaltet und bieten jeder Person weitgehend Platz für die zur 
Entfaltung der Persönlichkeit nötigen Intimsphäre. Jede Wohn-
gruppe besitzt hinsichtlich der Zimmer und Gruppenräume volle 
Gestaltungsfreiheit. Ideen und Anregungen werden der Verwal-
tung entgegengebracht und meistens auch mit den für den Um-
bau erforderlichen finanziellen Mitteln und Baumaterialen unter-
stützt. Die Umsetzung der Ideen erfolgt dann durch die Wohn-
gruppenmitglieder selber. In der Wohngruppe wird auch das A-
bendessen, eventuell auch unter Anleitung der einen oder ande-
ren Betreuungsperson, selber zubereitet und gemeinsam einge-
nommen. Dies fördert ebenso die Identifikation mit einer be-
stimmten therapeutischen Lebensgemeinschaft wie die Arbeit in 
den einzelnen Arbeitsgruppen. 

Insgesamt gibt es in der Betreuungseinrichtung Unternalb sechs 
Arbeitsgruppen mit unterschiedlichen Aufgabenstellungen. Je 
nach Alter der Personen, Schwere der Behinderung und persön-
lichen Fertigkeiten und Neigungen sind alle Bewohner einer Ar-
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beitsgruppe zugeordnet, welche jeweils von ein bis zwei Be-
treuungspersonen mit der jeweiligen Fachqualifikation angeleitet 
werden. Um eine gewisse Kontinuität zu wahren und das soziale 
Gruppenverständnis nicht zu sehr zu stören, ist ein Wechsel zwi-
schen den einzelnen Arbeitsgruppen nur etwa alle halben Jahre 
nach Beratschlagung der Gruppenleiter möglich. Ein Wechsel 
erscheint vor allem dann als zweckmäßig, wenn möglichst unter-
schiedliche Fertigkeiten in Hinblick auf eine spätere Entlassung in 
den allgemeinen Arbeitsmarkt erlangt werden sollen. Jede der 
sechs Arbeitsgruppen verfügt über eine eigene Garderobe sowie 
über einen eigenen Aufenthaltsraum, in welchem auch das tägli-
che gemeinsame Gabelfrühstück eingenommen wird. 

Im einzelnen bestehen folgende Arbeitsgruppen: 

a) Fleischergruppe: Die Fleischergruppe besteht aus 8 bis 10 
Personen. Praktisch alle Arbeiten vom Schlachten der Tiere 
bis zur Erzeugung der einzelnen Fleisch- und Wurstwaren 
werden durchgeführt. Charakteristisch für diese Gruppe ist, 
daß sehr verschiedenartige Arbeiten unterschiedlichen An-
forderungsniveaus und Komplexitätsstufen hinsichtlich der 
Geschicklichkeit und Kraft abverlangt werden. Dadurch 
bieten sich für viele Behinderte bestimmte Beschäftigungs-
bereiche an. Da zumeist unter Zeitdruck gearbeitet werden 
muß, ist aber eine minimale Belastbarkeit Vorausetzung. 
Dafür stellt sich auch rasch ein Erfolgserlebnis ein. 

b) Stallgruppe: Gerade sozial- und milieugeschädigte Behinderte 
können im Umgang und bei der Betreuung von Tieren 
Wärme und Zuneigung verspüren und ihr Zärtlichkeitsbe-
dürfnis befriedigen. Die 8 bis 10 Männer dieser Gruppe 
verrichten im wesentlichen sehr einfache und monotone 
Arbeiten, müssen aber ein relativ großes Verantwortungs-
gefühl für die Tiere an den Tage legen. 

c) Gärtnereigruppe: Die Gärtnereigruppe bietet Beschäftigung 
für ältere und schwerer behinderte Personen. Die 8 bis 12 
Männer können sich mit einer Vielzahl von sehr einfachen 
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und leichten Arbeiten befassen. Erleichternd wirkt, daß 
nicht unter Termindruck gearbeitet werden muß. Außer-
halb der Wachstumssaison werden unter anderem Kürbis-
kerne sortiert, Reisigbesen gebunden und Pflöcke zurecht 
gerichtet. 

d) Hofwerkstättegruppe: Die Arbeiten dieser Arbeitsgruppe ste-
hen auf sehr hohem Niveau. Zur Aufgabe zählen unter an-
derem die Wartung und Reparatur von hauseigenen Ma-
schinen und Geräten. Einfache Geräte und Nutzgegenstän-
de, wie Ackerschleppen, werden auch selber hergestellt. 
Das Repertoire umfaßt die Be- und Verarbeitung fast aller 
Werkstoffe, angefangen von Holz bis hin zu Eisen und Me-
tallegierungen. Dazu stehen eine Drehbank, ein Schutzgas-
schweißgerät, Bohrmaschinen, eine Kreissäge sowie weite-
re Geräte zur Verfügung. Die 4 bis 6 Personen dieser 
Gruppe werden vor sehr komplexe und sich kaum wieder-
holende Arbeitsabläufe gestellt. Die Hofwerkstättengruppe 
fungiert demnach als Ausbildungsgruppe für Hilfsarbeiter, 
mit dem Ziel, sie später in Bereichen einzusetzen, wo sie 
die erworbenen Fertigkeiten optimal umsetzen können. 

e) Maurergruppe: Ähnlich wie bei der Hofwerkstättegruppe 
kann auch die Maurergruppe bei der Ausbildung von Hilfs-
arbeitern in der Baubranche eine Reintegrationsfunktion 
übernehmen. Die Hauptaufgabe für die 8 bis 10 Männer 
liegt in der Durchführung von Umbau- und Ausbesse-
rungsarbeiten, bei denen sowohl die Ausdauer als auch die 
Feinmotorik der einzelnen Personen auf die Probe gestellt 
wird. 

f) Landwirtschaftsgruppe: Den 5 bis 8 Personen der Landwirt-
schaftsgruppe obliegt die Betreuung der Äcker, Obst- und 
Tafeltraubenkulturen. Viele therapeutisch durchaus sinn-
volle Arbeiten werden aber absichtlich unter maschinellem 
Einsatz bewerkstelligt, da bei den Behinderten durchaus 
das Wissen über die zeitgemäßen Technologien vorhanden 
ist. Demnach wäre die Frustrationsgrenze zu niedrig, wür-
de man z.B. den Mist händisch ausbringen. Deshalb wird 
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hier ein Mittelweg zwischen entwickelter Technologie und 
Handarbeit begangen. Die angebauten Feldfrüchte sind 
zum Teil sehr arbeitsintensiv. Ölkürbise und Mohnkapseln 
werden händisch geerntet, die Hackarbeiten allenfalls auch 
noch manuell durchgeführt. Generell erfordern die anfal-
lenden Arbeiten in diesem Bereich viel Ausdauer, das As-
sistieren bei maschinellen Arbeiten auch ein gewisses Maß 
an technischem Verständnis. Bei den saisonalen Arbeits-
spitzen, wie z.B. bei der Heu- und Getreideernte, helfen 
auch die anderen Gruppen mit. Während des Winters wer-
den Waldarbeiten und notwendige Instandsetzungsarbeiten 
am Hof abgewickelt. 

Einzelne, weniger kooperationsfähige Personen stehen außerhalb 
dieser Arbeitsgruppen. So helfen 4 bis 5 Personen in der Auf-
wärmküche mit, wo sie z.B. mit dem Austeilen des Mittagessens 
betraut sind. Die Belastung besteht hierbei in einer relativ kurz 
andauernden, aber recht intensiven Arbeitsleistung. Sobald die 
Arbeit abgeschlossen ist, wird ihnen dafür als Ausgleich eine re-
lativ lange Erholungspause zugestanden. 

Die einzelnen Arbeitsgruppen haben zum Teil den Chararkter 
einer reinen Beschäftigungstherapie, zum Teil die Funktion eines 
Ausbildungsplatzes, vor allem für die jüngeren, weniger schwer 
behinderten Männer. Einzelne Personen haben den Umstieg auf 
einen geschützten Arbeitsplatz bereits geschafft. So wohnten zur 
Erhebungszeit acht sogenannte externe Personen weiterhin in den 
Wohngruppen, arbeiteten aber bereits an geschützten industriel-
len Arbeitsplätzen in der Umgebung. Das Endziel ist dabei eine 
völlige Integration auch im privaten Wohnbereich. Die Caritas 
betreibt dazu in Retz zwei Trainingswohnungen, in denen die 
persönliche Haushaltsführung eingeübt wird. 

Tagesablauf und Freizeit 

Der Tag beginnt üblicherweise um 6 Uhr früh mit dem Aufste-
hen. Gearbeitet wird zwischen 7 und 15 Uhr mit einer Stunde 
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Mittagspause und einer kurzen Rast am Vormittag. Die übrige 
Zeit steht für individuelle und gemeinsame Freizeitaktivitäten zur 
Verfügung. In der Nacht verrichten jeweils zwei Betreuungsper-
sonen einen turnusmäßigen Dienst, wobei eine davon immer 
durchzuwachen hat. Mit der Nachtruhe ab 22 Uhr werden die 
Gänge routinemäßig kontrolliert, von Kontrollen der Zimmer 
wird dabei allerdings abgesehen. 

Die einzelnen Wohngruppen sind für externe Personen offen. 
Besuche von außen dürfen jederzeit und ohne besondere Erlaub-
nis empfangen werden. Andererseits steht es den Heimbe-
wohnern frei, ihre Freizeit auch außerhalb ihrer Einrichtung zu 
verbringen. Es gilt dabei freier Ausgang nach Maßgabe. So wer-
den Veranstaltungen im Dorf besucht und nicht selten auch so-
ziale Kontakte zu Dorfbewohnern geknüpft. Im Sommer wird 
häufig an den Wochenenden und an den Abenden Fußball ge-
spielt, als besonderes Freizeitangebot steht auch ein kleiner Gar-
ten neben dem Anwesen zur freien Gestaltung zur Verfügung. 
Als weitere Freizeitaktivitäten wären u.a. Angeln am Karpfen-
teich, Fahrradfahren, Kochen in der Gruppe oder die Teilnahme 
an einem Freischwimmkurs zu erwähnen. 

Einweisung und soziale Herkunft 

Eine Heimeinweisung nach Unternalb erfolgt häufig, nachdem die 
Fürsorgeabteilung der Bezirkshauptmannschaft die Not-
wendigkeit einer speziellen Betreuung als Resultat eines desola-
ten Elternhauses festgestellt hat. Eine weitere Gruppe von Heim-
personen setzt sich aus denjenigen zusammen, welche nach einem 
Sonderschulabschluß keine Arbeitsstelle finden bzw. an einem 
geschützten Arbeitsplatz die erforderliche Leistung nicht erbrin-
gen konnten. Schließlich rekrutiert sich eine letzte Gruppe aus 
ehemaligen Dauerpatienten der Psychiatrie, die nunmehr außer-
halb der Anstaltsmauern untergebracht werden. Die Aufnahme 
kann ab dem 16. Lebensjahr erfolgen, wobei nach oben hin keine 
Altersgrenze existiert. Allerdings werden im Interesse einer prak-
tischen Ausbildung und Resozialisation jüngere Personen vorerst 
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berücksichtigt. Eine Unterbringung wird nicht nach strengen 
Richtlinien abgewickelt, vielmehr entscheiden die maßgebenden 
Verantwortlichen aus der pädagogischen und der Abteilungslei-
tung der Einrichtung sowie aus der Landesfürsorge gesondert 
über jeden Fall. 

Betreuung und medizinische Versorgung innerhalb der Heimein-
richtung 

Die meisten Männer sind von leichten bis mittelschweren Formen 
unterschiedlicher geistiger und chronisch psychischer Behinde-
rungen betroffen, die relativ häufig mit typischen Merkmalen von 
sozialen Milieuschädigungen und Hospitalismen als Folge lang-
jähriger Krankenanstaltsaufenthalte einhergehen. An ca. 30 % 
der Personen werden aufgrund ärztlicher Anordnung Depotneu-
roleptika und Psychopharmaka verabreicht. Die ambulante psy-
chiatrische Versorgung erfolgt durch einen Psychiater des nie-
derösterreichischen Landeskrankenhauses für Psychiatrie und 
Neurologie in Klosterneuburg/Gugging. Akut auftretende psychi-
sche Krisenzustände können dort auch vorübergehend stationär 
betreut werden. 

Für die allgemeine medizinische Versorgung ist der Gemeinde-
arzt zuständig, welcher auch die einrichtungseigene Kranken-
station im Retzer Behindertenzentrum mitbetreut. Dort stehen 
ständig zwei diplomierte Krankenpflegerinnen und insgesamt 
zwanzig Krankenbetten zur Verfügung. Über jede Person der 
Einrichtung Retz und der Expositur in Unternalb wird zur Doku-
mentation der Krankengeschichte ein Aktenblatt geführt, in re-
gelmäßigen Abständen werden Impfungen, Zahn-, Blut-, Fuß- 
und Gewichtskontrollen durchgeführt. 

Etwa die Hälfte der Personen wird zur Gänze oder teilweise be-
sachwaltert. Als Sachwalter agieren sowohl Angehörige als auch 
Vereinssachwalter. In der Vergangenheit kam es auch vor, daß in 
Einzelfällen Gruppenbetreuer diese Funktion übernahmen. In 
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letzter Zeit wurde jedoch davon aus prinzipiellen Erwägungen 
wieder abgegangen. 

Die sieben Arbeitsbetreuer in Unternalb müssen für die Be-
fähigung der Leitung einer Arbeitsgruppe sowohl ein hohes Maß 
an fachlicher und behindertenpädagogischer Kompetenz als auch 
eine starke Persönlichkeit mitbringen. Neben einem fertigen Be-
rufsabschluß im entsprechenden Lehrberuf des Fachbereiches der 
jeweiligen Arbeitsgruppe ist für sie das Absolvieren eines ein- 
bzw. zweijährigen Behindertenbetreuerkurses Grundvoraus-
setzung. Angesichts der großen Entfernung zu den industriellen 
Ballungszentren ist es in Retz schwierig, ausreichend kom-
petentes Betreuungspersonal zu finden. Zivildiener können hier 
nur teilweise Ersatz schaffen. 

Finanzielle Aspekte 

Die Finanzierung der Einrichtung erfolgt in erster Linie über den 
Tagessatz (ca. 600 öS pro verpflegter Person und Tag), d.h. aus 
Mitteln der Landesregierung nach dem niederösterreichischen 
Sozialhilfegesetz. Die Caritas schießt als Einrichtungträger für 
außertourliche Investitionsvorhaben und eventuell auftretende 
Fehlposten die zusätzlich erforderlichen Mittel zu. Für die Ali-
mentation muß die Einrichtung relativ wenig aufbringen, da der 
Großteil der benötigten Lebensmittel in der eigenen Landwirt-
schaft erzeugt werden kann. 

Da die Tätigkeit der behinderten Personen nicht als geschützter 
Arbeitsplatz, sondern vielmehr als Beschäftigungstherapie de-
klariert ist, erhalten diese anstatt eines kollektivvertraglich garan-
tierten Mindestgehaltes lediglich ein Taschengeld in der Höhe 
von monatlich ca. 500 öS. Dazu können noch je Person und Mo-
nat Belohnungsprämien zwischen 60 und 80 öS für dargelegten 
Eifer bzw. willfähriges Verhalten kommen. Erhalten die behin-
derten Personen eine Pension oder eine Rente, so behält das 
Land davon 80% für die Pflegeleistungen ein. Der Rest von 20% 
wird den Betroffenen als Taschengeld ausbezahlt. Dies alles be-
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deutet, daß die behinderten Personen im günstigsten Fall ca. 
1.200 öS an Barmitteln zur freien Verfügung haben. 

Ziele der Außenstelle in Unternalb 

Die auf dem landwirtschaftlichen Gut in Unternalb unterge-
brachten Männer leiden neben psychisch-geistigen Syndromen zu 
einem nicht geringen Teil auch an sozialen Behinderungsformen. 
Nicht zuletzt wegen der oft desolaten familiären Situation in ihrer 
Kindheit unterblieb bei ihnen die nötige intellektuelle Förderung, 
sehr oft verfielen sie auch dem Alkoholismus, häufig sind sie auf-
grund langer Anstaltskarrieren auch hochgradig hospitalisiert. 
Unternalb bietet ihnen nun die Möglichkeit einer gesicherten E-
xistenz und ein menschenwürdiges Dasein außerhalb einer psy-
chiatrischen Anstalt im Verband einer therapeutischen Gemein-
schaft, in der ihre seelische und geistige Entwicklung angeregt 
werden kann. Dazu gehört auch das soziale Lernen in der Grup-
pe, welches für ein Leben in der Gesellschaft unabdingbar ist. 

Abgesehen von der menschlichen Geborgenheit versucht man 
zumindest einem Teil der Behinderten durch eine praktische An-
lehre die Möglichkeit einer gesellschaftlichen und beruflichen 
Resozialisation zu schaffen. Dementsprechend soll der einzelne 
so weit gefördert werden, daß er später als Hilfsarbeiter oder 
landwirtschaftlicher Arbeiter auf einen geschützten Arbeitsplatz 
vermittelt und aus der Heimbetreuung entlassen werden kann. 
Dabei wird bei der Ausbildung auf die spezielle Interessenslage 
der betreffenden Person gebührend Wert gelegt. 

Die Einrichtung zeichnet sich durch ein interessantes Wohn- und 
Arbeitsgruppenmodell aus, welches das soziale Lernen gezielt 
fördern soll. Im Vergleich zu anderen ähnlichen Institutionen 
steht im Verhältnis zu den behinderten Personen ausreichend 
Betreuungspersonal zur Verfügung. Dies scheint jedoch nur dann 
möglich zu sein, wenn eine große und potente Trägerorganisati-
on das wirtschaftliche Rückgrat stärken kann. Davon abgesehen, 
ist der Grad der Entwicklung und die Umsetzung neuer Ideen 
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immer von engagierten Verantwortlichen und Betreuungsperso-
nen abhängig. 

5.3.2. Anthroposophische Einrichtungen 

Anthroposophische Einrichtungen orientieren sich an den stark 
ideologisch geprägten heilpädagogischen und sozialtherapeuti-
schen Grundsätzen von Rudolf Steiner (1861-1925) bzw. seiner 
Schüler. Im anthroposophischen Menschenbild ist es ein primäres 
Ziel, heilend und helfend in das Leben der behinderten Menschen 
einzugreifen."Je stärker sich eine geistige Behinderung zeigt, 
desto herausfordernder wird das Rätsel vom Wesen des Men-
schen. Die Individualität eines Menschen ist ein Eigenwesen, das 
schon vor der Geburt und über den Tod hinaus existiert. Ihre 
eigentliche Heimat ist die geistige Welt."85 Die anthroposo-
phische Geisteswissenschaft setzt sich deshalb das Ziel, diese 
Wiederverkörperung des Geistes zu untersuchen. Neben der 
anthroposophischen Heilpädagogik und Sozialmedizin entstanden 
in diesem Zusammenhang unter anderem auch eine eigene anth-
roposophische Medizin, die biolologisch-dynamische Land-
wirtschaft, die Kunst der Eurhythmie und die Waldorfpädagogik. 

Wesentliche Aufgabe der Heilpädagogik sei die sogenannte "See-
lenpflege". "Die Seele ist so zu pflegen, daß der Wesenskern 
einen besseren Zugang zu den Erdenerfahrungen findet, daß der 
Leib durch Vermittlung der Seele Instrument für die Intention 
des Ich wird."86 Eine große Bedeutung haben hierbei die Kraft 
der Liebe und der Zuneigung, aber auch die Förderung der 
künstlerischen und schöpferischen Tätigkeiten. Die be-
schützenden Werkstätten geben einen Rahmen ab, in dem auch 
der Schwerbehinderte das innere Bestreben, arbeitend tätig zu 
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sein, verwirklichen kann. In den Werkstätten werden anspruchs-
volle Produkte in Zusammenarbeit mit Nichtbehinderten ge-
fertigt.87 In dieser sozialtherapeutischen Gemeinschaft wirken 
alle Beteiligten bis zu den schwer Behinderten zusammen, um ein 
bestimmtes Arbeitsziel zu verwirklichen. Deshalb leben häufig 
ganze Betreuerfamilien samt ihren Kindern mit Behinderten in 
Wohn- und Dorfgemeinschaften zusammen, verrichten gemein-
sam im Einklang mit den Kreisläufen der Natur die nötigen Ar-
beiten und streben nach kultureller Fortbildung und Verwirk-
lichung ihrer sich am Christentum, der Astrologie und der Na-
turmystik orientierenden religiösen Ziele. Die Landwirtschaft und 
die Gärtnerei nehmen dabei eine zentrale Stellung ein. "Das Ver-
sorgen der Tiere, die Pflege des Gartens und die Bemühungen 
um Fruchtbarkeit des Bodens in der biologisch-dynamischen 
Landwirtschaft schaffen Bedingungen, in denen sich die anthro-
posophische Heilpädagogik und Sozialtherapie entfalten kön-
nen."88 

Neben Behindertendörfern gibt es auch noch eigene Schulen für 
die besondere Förderung von geistig behinderten Kindern, wie 
z.B. die "Karl Schubert Schule" in Wien. Anthroposophische 
Einrichtungen widmen sich jedoch nicht ausschließlich der Be-
hindertenarbeit, obwohl diese einen sehr wesentlichen Teil ihrer 
Aufgaben einnimmt. Abgesehen davon existieren auch Ansätze 
zur Betreuung von Straffälligen, Drogenabhängigen und Arbeits-
losen. Ein wesentlicher Charakter des anthroposophischen Men-
schenbildes ist neben der Toleranz gegenüber Andersdenkenden 
auch ihr internationalistischer Anspruch. In mittlerweile mehr als 
280 verschiedenen Einrichtungen in 24 Ländern werden Ent-
wicklungsstörungen der unterschiedlichsten Art nach Grundsät-
zen der Anthroposophie betreut. Dabei setzt sich jede Einrich-
tung aus Betreuern verschiedener Länder zusammen, welche 
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ihrerseits in der Regel nach geraumer Zeit die Einrichtung und 
oft auch das Land wechseln. Auf diese Weise soll ein tieferes 
Völkerverständnis geschaffen werden. 

Anthroposphische Einrichtungen mit landwirtschaftlichen Be-
tätigungsfeldern, welche sich die Betreuung geistig behinderter 
Menschen zur Aufgabe gesetzt haben, sind zahlreich. Allein für 
den deutschsprachigen Raum fällt es schwer, die wichtigsten 
aufzuzählen. Eine sehr bekannte, vielgeschätzte und auf eine lan-
ge Tradition zurückgreifende Einrichtung findet sich beispiels-
weise in der Schweiz in unmittelbarer Nähe zur österreichischen 
Grenze. Der "Ekkhardhof" in Lengwil-Oberhofen am Bodensee 
hat als "Heil- und Bildungsstätte für seelenpflege-bedürftige Kin-
der, Jugendliche und Erwachsene"89 eine mehr als fünfzehnjähri-
ge Tradition in der Betreuung geistig und mehrfach behinderter 
Menschen in der Landwirtschaft aufzuweisen. Eine weitere be-
deutende Einrichtung in der Schweiz befindet sich mit dem "Hu-
manus Haus" in Worb/Beitenwil. Für die Bundesrepublik 
Deutschland wären z.B. stellvertretend für andere die Dorfge-
meinschaften "Lehenhof" im Deggenhausertal, "Hermannsberg" 
in Hattenweiler/Heiligenberg oder "Lichtenhof" in Heiligenberg 
anzuführen. Auf all diese soll jedoch nicht weiter eingegangen 
werden. Interessanter scheint es, die Organisationsstrukuren, die 
Betreuungsziele und die Entwicklungsgeschichte analoger öster-
reichischer Einrichtungen einer näheren Betrachtung zu unterzie-
hen. Im folgenden werden nun die Hofgemeinschaft "Wur-
zerhof", die Dorfgemeinschaft "Liebenfels" sowie das Wohnpro-
jekt "Mariensee" ausführlich beschrieben. Die Intentionen der 
Betreuung sind dabei sehr unterschiedlich. Sie reichen vom Ver-
such, als Ausbildungshof zu fungieren, bis hin zur reinen Obhut 
ohne weiteres Reintegrationsziel in das öffentliche Leben. So 
sehr sich die einzelnen Einrichtungen nach den Betreuungsab-

                                                   
89 laut Eigendefinition; zitiert im Jahresbericht des Ekkhardhofs von 

1989. 
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sichten auch unterscheiden mögen, so ähnlich sind sie sich in der 
Methodik der Betreuung, welche gemäß den Grundsätzen der 
Anthroposophie einen Heilungserfolg sucht. 

5.3.2.1. Hofgemeinschaft Wurzerhof 

Der Wurzerhof nahe St.Veit an der Glan bietet nahezu ideale 
Grundvoraussetzungen für eine emanzipatorische Behinderten-
arbeit in landwirtschaftlichen Betätigungsbereichen. Aufgrund 
seiner Größe (115 ha Gesamtfläche, davon 94 ha Eigenfläche), 
der vollkommenen Arrondierung der Flächen, der günstigen äu-
ßeren Verkehrslage, des modernen Zustandes der Wohn- und 
Wirtschaftsgebäude als auch der langjährigen Erfahrung mit der 
Ausbildung geistig behinderter Jugendlicher, kann er als Parade-
beispiel einer integrativen Sozialtherapie angeführt werden. Da 
die einzelnen Gebäude und Einrichtungen nahe beisammen ge-
legen sind, sieht sich der Wurzerhof laut Eigendefinition nicht als 
Dorf-, sondern als eine Hofgemeinschaft. 

Die Aufgabe des Wurzerhofes liegt weniger in einer ständigen 
Anhaltung von Geistesbehinderten als vielmehr in der Schulung, 
Erziehung und Vermittlung von handwerklichen, hauswirthaus-
wirtschaftlichen und landwirtschaftlichen Fertigkeiten an Jugend-
liche zur Ermöglichung und Erleichterung einer weitgehenden 
Integration in ein späteres Alltagsleben. So gesehen könnte man 
ihn auch unter die Ausbildungshöfe einreihen. Ähnlich der Dorf-
gemeinschaft in Liebenfels orientieren sich aber die dabei ange-
wandten sozialtherapeutischen und heilpädagogischen Betreu-
ungs-maßnahmen an den anthroposophischen Grundsätzen und 
Vorstellungen Rudolf Steiners. Im Gegensatz zu Liebenfels be-
findet sich allerdings die Liegenschaft mit der Behinderten-
betreuungseinrichtung nicht im Besitz eines Vereins, sondern im 
Privatbesitz der Familie Remer-Bartsch, einer Familie, deren 
Name sehr eng mit den Ursprüngen der anthroposophischen 
Geisteswissenschaft verbunden ist. 

Von den Anfängen zur Gegenwart 
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Der Wurzerhof ist nicht nur ein Wegbereiter im Bereich der So-
zial- und Heiltherapie geistig behinderter und psychisch kranker 
Jugendlicher, sondern gleichzeitig auch der erste biologisch-
dynamisch geführte landwirtschaftliche Betrieb Österreichs. Das 
Gut wurde 1913 von Wolfgang Wurzer, dem Großvater der heu-
tigen Besitzerin, einem begeisterten Traberzüchter, der sich die 
Nähe des Gutes zur ersten Kärntner Trabrennbahn in St.Veit an 
der Glan zunutze machte, angekauft. Von Anfang an führte er 
den Betrieb auch als landwirtschaftlichen Lehrbetrieb und stellte 
ihn 1927, für Österreich damals ein absolutes Novum, auf die 
biologisch-dynamische Produktionsweise um. 

Eine Tochter Wolfgang Wurzers heiratete den Breslauer Philo-
sophen, Pädagogen und Agronomen Dr. Erhardt Bartsch, dessen 
Vater, Rektor Moritz Bartsch, ein persönlicher Freund und Weg-
gefährte Rudolf Steiners sowie Zweigleiter der anthroposo-
phischen Vereinigung in Breslau, der Begründer der ersten deut-
schen Sonderschule für geistig behinderte Kinder war. Neben 
seinen eigenen Kindern ließ er auch eine Reihe von geistig beein-
trächtigten Kindern in seinem Haushalt mitleben, wodurch Dr. 
Bartsch von frühester Jugend an eine tiefe Beziehung zu behin-
derten Menschen entwickeln konnte. Nach dem Tod seiner 
Schwiegermutter übersiedelte Dr. Bartsch 1950 mit seinen Kin-
dern nach Kärnten auf den Wurzerhof und übernahm das Gehöft 
und den Lehrbetrieb. 

In den ersten Nachkriegsjahren gab es in Kärnten eine Vielzahl 
von psychisch sehr schwierigen Kindern und Jugendlichen. Ne-
ben den Kindern lediger Mägde befanden sich darunter viele 
Flüchtlingskinder und solche, denen, durch die Wirren des Krie-
ges und die bittere Armut entwurzelt und traumatisiert, jederlei 
Zukunftsperspektiven verloren gegangen waren. Weiters bot 
generell der ländliche Raum der heranwachsenden Jugend wenig 
Berufsaussichten. Aus dieser Situation heraus beschloß Dr. 
Bartsch, eine Initiative gegen die soziale Verwahrlosung von 
jungen Menschen und gegen die überhandnehmende Landflucht 
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zu ergreifen. In diesem Zusammenhang nahm er sozial ge-
schädigte und lernschwache Jugendliche in seinem Lehrbetrieb 
auf, bildete sie in kleinen Gruppen in den biologisch-dynamischen 
wie auch in den herkömmlichen Landwirtschaftsmethoden aus, 
lebte und feierte Feste mit ihnen und trug auf diese Weise maß-
gebend zu deren sozialer Reintegration bei. 

Die sozialpädagogischen Erfolge erstaunten die Öffentlichkeit 
dermaßen, daß der damalige Landesschulrat Hofrat Orasche und 
der Leiter des Sozialamtes der Landesregierung Hofrat Zojer an 
Dr. Bartsch mit der Bitte herantraten, auch mit geistig behin-
derten Sonderschulabsolventen eine Versuch zu wagen. Nach-
dem Dr. Bartsch eingewilligt hatte, wurden 1960 die ersten 10 
geistig beeinträchtigten Jugendlichen beiderlei Geschlechts über-
nommen. In einem Internatsbetrieb konnten ihnen mit Hilfe anth-
roposophischer Heilpädagogik- und Sozialtherapiemethoden die 
für den Abschluß für die Landwirtschafts- bzw. die landwirt-
schaftliche Hauswirtschaftslehre nötigen Kenntnisse vermittelt 
werden. Dabei wurde zum Erlernen des Prüfungsstoffes durch-
schnittlich dreimal soviel Zeit als für normale Schüler aufge-
wendet. Die Funktion des Wurzerhofes bestand dabei nicht nur in 
der Vermittlung des praktischen Wissens, sondern auch in der 
speziellen, für die geistig Behinderten adäquaten Aufbereitung 
des theoretischen Lehrstoffes der landwirtschaftlichen Fachschule 
in St.Veit an der Glan. 

Mit der Zeit stieg jedoch das Anforderungsprofil für die land- 
und hauswirtschaftlichen Lehrberufe. Das Ablegen einer Führer-
scheinprüfung wurde zur Grundvoraussetzung für die Lehre, der 
komprimierte Lehrstoff, insbesondere im technischen und organi-
satorischen Bereich, überstieg die Möglichkeiten und Fähigkeiten 
der geistig behinderten Jugendlichen vom Wurzerhof. Außerdem 
wurde die Berufsschule vom nahen St. Veit an der Glan nach 
Treibach/Althofen verlegt. Dies hätte die Unterbringung in einem 
Internat erfordert, was dem Zustand der Betroffenen abträglich 
gewesen wäre. Folglich sah man sich schon relativ bald gezwun-
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gen, vom Konzept der Vermittlung einer allgemeinen Lehrausbil-
dung abzukommen. 

Gleichwohl wollte man jedoch nicht von der Ausbildungsintenti-
on abrücken. So war es der einzige Ausweg, verstärkt eine prak-
tische Anlehre als Ausbildungsziel in den Mittelpunkt zu stellen. 
Zur selben Zeit wurden neben den klassischen Ausbildungsdiszip-
linen Gärtnerei, Landwirtschaft und ländliche Hauswirtschaft 
zusätzliche geschützte Werkstätten eingerichtet. Gegenwärtig 
gibt es die Möglichkeit einer Anlehre in der Tischlerei, Weberei 
oder in der Töpferei. Die Ausbildung dauert in der Regel drei bis 
vier Jahre. Sobald die nötigen Kenntnisse und Fertigkeiten erlernt 
worden sind, werden die Jugendlichen von Betrieben der ent-
sprechenden Branchen übernommen, das sind neben landwirt-
schaftlichen Betrieben unter anderem auch Gärtnereien, Baum-
schulen und Sägewerke. Normalerweise gelingt die Integration in 
das Alltagsleben sehr gut, wobei sich im Bereich der Tischlerei 
allerdings die Konkurrenz anderer geschützter Werkstätten sehr 
negativ auswirkt. 

Die Institution vermittelt nach erfolgter beruflicher Ausbildung 
die behinderten Jugendlichen an Privatfirmen, welche in ihrer 
Betriebsstätte einen geschützten Arbeitsplatz einrichten. Rein 
juristisch ist dabei eine mindestens 50%ige Erwerbsfähigkeit 
Voraussetzung. Die neuen Arbeitgeber können als Anreiz für 
eine Behinderteneinstellung mit der Übernahme der Soziallasten 
durch die Landesregierung, das Landesinvalidenamt sowie der 
Arbeitsmarktverwaltung rechnen. 

Dr. Bartsch starb kurz nach dem Beginn des Modellversuches. 
Seine Frau, die sich vorher der Verwaltung der deutschen Be-
sitzungen der Familie angenommen hatte, kehrte zurück und ü-
bernahm die Leitung der heilpädagogischen Betreuung am Wur-
zerhof. 1964 trat auch die jetzige Eigentümerin Frau Johanna 
Remer-Bartsch gemeinsam mit ihrem Ehemann in die Dienste der 
Einrichtung und übernahm 1965 die Heimleitung. 
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Einige Betriebsdaten 

Der Betrieb verfügt über ca. 50 ha Acker- und Grünland, 50 ha 
Wald sowie ca. 15 ha Alm- und Moorflächen. Die Bewirtschaf-
tung erfolgt auf rein biologisch-dynamische Weise. Pflanzen- und 
Tierproduktion liefern vielfältige Produkte, die für eine wei-
testgehende Autarkie in der Nahrungsmittelversorgung der Hof-
bewohner sorgen. Es werden sämtliche für den eigenen Bedarf 
benötigten Getreide-, Hackfrüchte und Futterpflanzen, Obst- und 
Gemüsearten erzeugt. Das Getreide wird im hofeigenen Ofen 
selber zu Brot verbacken. 

65 Rinder, darunter 20 Milchkühe, werden in Tieflaufboxen ge-
halten. Der Hof beherbergt eine eigene kleine Molkerei, in wel-
cher für den Eigenbedarf die Milch zu Rahm, Butter, Topfen und 
Glundner Käse verarbeitet wird. Nebenbei tragen ca. 70 Schafe, 
etliche Schweine sowie an die 150 Legehennen und Masthühner 
zur Sicherung der Fleischversorung bei. 6 Haflingerpferde als 
Arbeitstiere und einige Bienenvölker komplettieren die Vielfalt 
des Tierbestandes. 

Die einzelnen landwirtschaftlichen Arbeiten werden entweder mit 
dem Traktor oder mit den Pferden durchgeführt, wobei natürlich 
Landmaschinen sowohl für das Pferd als auch für den Traktor als 
Repertoire notwendig sind. 

Das Leben und die Aufnahme in die Hofgemeinschaft 

Neben der Familie Remer-Bartsch wohnen 3 bis 4 Angestellte 
ständig auf dem Wurzerhof. Weitere 8 bis 10 Mitarbeiter leben 
auswärts und gehen ihrer Arbeit als Tischler, Gärtner, Landwirt-
schaftsmeister, Hausmeister, Köchin, Wäscherin, Reinigungs- 
und Bürokraft usw. in einer geregelten Arbeitszeit nach. 

Zur Zeit sind im Heim ca. 35 geistig und mehrfachbehinderte 
Jugendliche in einem ausgewogenen Geschlechterverhältnis un-
tergebracht. Unter ihnen befinden sich auch 10 Personen im Er-
wachsenenalter, die in der Vergangenheit auf keinen Arbeitsplatz 
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vermittelt werden konnten. Mädchen und Burschen wohnen in 
voneinander getrennten Gebäuden in gut ausgestatteten Ein- bis 
Drei-Bettzimmern. 

Die Aufnahme auf den Wurzerhof erfolgt normalerweise im An-
schluß an ein heilpädagogisches Gutachten über die Landesre-
gierung im Einverständnis mit den Betroffenen und deren Er-
ziehungsberechtigten. Zunehmend spielen aber auch die Akti-
vitäten von Sonderschullehrern eine Rolle, welche sich nach dem 
Schulabschluß ihrer nicht in den öffentlichen Arbeitsprozeß ver-
mittelbaren Schüler um eine Weiterbildung in einer sozialthera-
peutischen Einrichtung bemühen. Außerdem kommt es vor, daß 
bestimmte Arbeitgeber für das Erteilen einer Beschäftigung eine 
sozialpädagogische Ausbildung am Wurzerhof voraussetzen. 

Die Arbeit in den Werkstätten ist auf täglich 8 Stunden begrenzt. 
In der Landwirtschaft verlängert sich allerdings die Arbeitszeit je 
nach den Witterungsbedingungen und den Erfordernissen der 
anfallenden Arbeit. Der Einsatz der Jugendlichen in den einzelnen 
Aufgabenbereichen erfolgt unter Berücksichtigung der persönli-
chen Fähigkeiten und Neigungen. Bestimmte Tätigkeiten, welche 
eine hohe Qualifikation erfordern, wie z.B. das Traktorfahren, 
bleiben den Betreuungspersonen vorbehalten. Die Jugendlichen 
besuchen in der Regel alle 14 Tage ihre Eltern, außerdem wird 
allen eine jährliche Ferienzeit von 5 Wochen zugestanden. 

Am Sonntag und an den Abenden finden regelmäßig gemeinsame 
Freizeitaktivitäten statt. Neben Ballspielen und sonstigen Gesell-
schaftsspielen, Basteln, Malen und Spazierengehen stehen dabei 
auch Diskussions-, Tanz-, Bildungs- und Kulturabende auf dem 
Programm. Videofilme werden angeschaut, Theateraufführungen 
einstudiert, Übungen zur Eurhythmie abgehalten und das theore-
tische Wissen so z.B. über landwirtschaftliche Grundlagen gefes-
tigt und erweitert. Gelegentlich dürfen die Betreuten gemeinsam 
mit den Angestellten auch einmal ins Hallenbad oder ins Kino. 
An manchen Wochenenden werden auch Ausflüge zu Sehens-
würdigkeiten in der engeren Umgebung organisiert. 



Anthroposophische Einrichtungen 131 

Sozialmedizinische Versorgung und Therapien 

Den heiltherapeutischen und sozialpädagogischen Therapien wird 
in der Hofgemeinschaft große Bedeutung beigemessen. Sie flie-
ßen überall dort ein, wo ein Lernprozeß neue Fähigkeiten entwi-
ckelt und damit auch das Selbstvertrauen stärkt. Einen festen 
Platz im Therapieprogramm haben dabei Heileurhythmie, Heil-
gymnastik, Heilmassagen und die Sprachgestaltung. Malen und 
Formenzeichnen, Musizieren, Singen, Volkstanz und Theater-
spiel sind ebenfalls Methoden, die zur Festigung der Per-
sönlichkeit eingesetzt werden. Die einzelnen Maßnahmen werden 
unter Anleitung von fachlich kompetenten Heiltherapeuten 
durchgeführt. 

Die Versorgung bei somatischen Erkrankungen erfolgt durch den 
jeweils diensthabenden Praktiker oder Facharzt. Bei neurologi-
schen Krisen und akuten Syndromen kann ein Neurologe relativ 
rasch erreicht werden. Günstig wirkt sich dabei die Nähe zu St. 
Veit an der Glan und die Schnellstraßenverbindung nach Klagen-
furt aus. Absolut notwendige Medikamente werden über ärztli-
che Anordnung von den Betreuungspersonen selber verabreicht.  

Die Finanzierung der Einrichtung 

1961 wurde ein eigener Trägerverein gegründet, dem die Aufga-
be der Erziehung, Ausbildung und Förderung behinderter und 
sozial vernachlässigter Jugendlicher nach anthroposophischen 
Grundsätzen im Hinblick auf das Ermöglichen der Führung eines 
weitgehend selbständigen Lebensunterhaltes zuteil wurde. Zur 
Zeit gehören dem Verein etwa 100 Mitglieder an, die mit ihren 
Mitgliedsbeiträgen maßgeblich zur Finanzierung der Einrichtung 
beitragen. Daneben erhält der Verein von der Kärntner Landes-
regierung den Tagessatz für die Betreuung der geistig behinder-
ten Jugendlichen. Zusätzliche Einnahmequellen eröffnen sich 
durch den Verkauf der erzeugten Produkte aus der Landwirt-
schaft und den einzelnen Werkstätten. 
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Aus den Einkünften werden die laufenden Betriebs- und In-
vestitionsausgaben, die Löhne und Gehälter der Mitarbeiter so-
wie die Kosten für Kleidung und Therapien der Betreuten be-
stritten. Die Jugendlichen erhalten zusätzlich ein Taschengeld 
von monatlich 300 bis 900 öS, gestaffelt nach dem Ausbildungs-
jahr. 

Conclusio 

Die Kombination Sozialtherapie und Landwirtschaft bietet eine 
hervorragende Chance, den Mangel an Halt und Selbstbewußsein 
bei geistig behinderten und milieugeschädigten Jugendlichen zu 
beseitigen. Wichtig dabei ist die notwendige Anerkennung und 
Zuneigung seitens der betreuenden Personen. 

Die Arbeit in der Landwirtschaft ist aufgrund ihrer Vielseitigkeit 
und Abwechslung, dem bewußten Erleben der jahreszeitlichen 
Naturkreisläufe und der Arbeit in der frischen Luft vorzüglich für 
eine erfolgversprechende Heiltherapie und Sozialpädagogik ge-
eignet. Der Umgang mit Tieren vermittelt Freude, regt die Phan-
tasie an und wirkt einer Retardierung der Persönlichkeit entge-
gen. 

Die am Wurzerhof betreuten und ausgebildeten Jugendlichen sind 
in der Mehrzahl keine Schwerbehinderten. Dies zeigt sich schon 
daran, daß nur ganze zwei Personen besachwaltert werden. Inso-
fern setzt sich das Modell ein sehr konkretes Ziel, nämlich die 
weitestmögliche Reintegration in das öffentliche Leben und in 
den allgemeinen Arbeitsprozeß. Die Vermittlung als angelernte 
Hilfsarbeiter in handwerklichen Berufen ist dabei vorbehaltlos zu 
begrüßen. Die Antwort auf die Frage, ob auch die Perspektive 
eines geschützten Arbeitsplatzes an einem Bauernhof die optima-
le sei, ist viel schwieriger. Vieles hängt dabei vom sozialen 
Anschluß und von der persönlichen Beziehung zur jeweiligen 
Bauernfamilie ab. Das Leben als Landarbeiter birgt durch die 
strukturelle Abgeschiedenheit auf einem Bauernhof für wenig 
gefestigte Personen die Gefahr einer gesellschaftlichen Segrega-
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tion und des Entstehens von neuen Abhängigkeiten. Gleichzeitig 
geht für den geistig Beeinträchtigten aber auch der Kontakt zu 
den Gleichbetroffenen, so wie sie eine sozialtherapeutische 
Lebensgemeinschaft offerieren kann, verloren. 

Die sozialtherapeutische Einrichtung am Wurzerhof bietet ge-
genüber den geschützten Werkstätten und Tageswerkstätten für 
Behinderte, so wie sie z.B. die Österreichische Lebenshilfe oder 
die öffentliche Hand betreiben, auch den Vorteil einer ständigen 
Betreuung und Beaufsichtigung, wohingegen erstere am Abend 
und an den Wochenenden geschlossen halten. 

Gegenwärtig befindet sich der Wurzerhof in einer Umstruk-
turierungsphase. Aufgrund von tiefgehenden Auffassungsunter-
schieden zwischen dem Trägerverein und der Besitzerin bezüg-
lich der Organisation der einzelnen Ausbildungsaufgaben ergaben 
sich gewisse Friktionen, die einer dringenden Bereinigung bedür-
fen. Es bleibt abzuwarten, inwieweit es gelingen mag, diese in 
der landwirtschaftlichen Sozialtherapie für Österreich so vorbild-
liche und traditionelle Einrichtung in bewährter Form zu erhalten. 

5.3.2.2. Dorfgemeinschaft Liebenfels (ein ländliches sozial-
therapeutisches Wohnprojekt) 

Die Camphill-Bewegung 

Die heilpädagogische Einrichtung Liebenfels sieht sich als Teil 
der sogenannten Camphill-Bewegung. Camphill entstand in der 
Tradition anthroposophischer Sozialtherapievorstellungen aus 
der Initiative einer Gruppe junger österreichischer Künstler, Stu-
denten und Intellektueller, welche sich in den Dreißiger Jahren 
um den Arzt und Pädagogen Dr. Karl König (1902-1966) schar-
ten, der seinerseits in engem Kontakt mit Rudolf Steiner, dem 
Begründer der anthroposophischen Lern- und Lebensauffassung, 
stand. Mit der Machtergreifung der Nationalsozialisten in Öster-
reich mußte Dr. König nach Schottland emigrieren, wo er in der 
Ortschaft Camphill gemeinsam mit seinen Schülern sein sozial-
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therapeutisches Werk- und Wohnstättenprojekt entwickeln konn-
te. Mittlerweile umfaßt die Camphill-Bewegung ein Netzwerk 
von beinahe 80 Einrichtungen in 18 Staaten dreier Kontinente. 

Das Ziel der Camphill-Bewegung war und ist die Verwirklichung 
anthroposophischer Vorstellungen im alltäglichen Leben. Dabei 
gehen die Mitglieder der Einrichtung von der Idealvorstellung 
einer integrativen Dorfsiedlung aus, in der die einzelnen gesell-
schaftlichen Gruppen, wie Kinder, Erwachsene, gesunde, alte 
und behinderte Menschen, in einer engen sozialen Bindung zu-
einander leben sollen. Von Anfang an stand dabei die soziale und 
heilpädagogische Betreuung von geistig- und mehrfachbehinder-
ten Kindern und Jugendlichen im Zentrum. Erst in jüngster Zeit 
wurden auch Projekte mit anderen sozialen Randgruppen initi-
iert, so z.B. mit Drogenabhängigen und Arbeitslosen in England. 
Die meisten Einrichtungen entstanden in ländlichen Regionen, 
wobei der landwirtschaftlichen Tätigkeit besondere Bedeutung 
beigemessen wird. Erst vor kurzem konnten erste städtische 
Sonderprojekte geschaffen werden. 

Bei der traditionellen Camphill-Einrichtung im ländlichen Raum 
mit einer Akzentuierung auf landwirtschaftliche Aufgabenbe-
reiche und auf die Einbindung von geistig und mehrfachbehin-
derten Menschen steht der Leitsatz einer weitgehend von der 
Außenwelt autonomen Einrichtung im Mittelpunkt, in der Behin-
derte und Nichtbehinderte zusammen wohnen und arbeiten. Im 
einzelnen stehen dabei theoretisch alle Möglichkeiten offen. Es 
gibt keine festen Leitlinien für die Richtung, in welche sich die 
Gemeinschaft entwickeln soll. Je nach den Impulsen und den 
Bedürfnissen der Mitglieder können sich bestimmte Werkstätten- 
und Wohnformen, Erziehungs- und Lebenssysteme entwickeln, 
modifizieren oder einander ablösen. D.h. es wird auf eine mög-
lichst große Offenheit und Flexibilität Wert gelegt. Ein weiteres 
Merkmal der Bewegung ist ihr Internationalismus. Die einzelnen 
Camphill-Plätze leisten sich gegenseitig Hilfe, die Mitglieder der 
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Dorfgemeinschaften setzen sich aus Bürgern der unterschied-
lichsten Nationen zusammen. 

Zur Entstehung der Einrichtung in Liebenfels 

Im Jahre 1976 wurde die erste Liegenschaft angepachtet und mit 
zwei Mitarbeiterinnen und vier Betreuten begonnen, eine Wohn- 
und Werkstätte, vorerst eine Weberei, einzurichten. In den fol-
genden Jahren wurden sukzessive weitere Objekte angepachtet 
bzw. angekauft, sodaß mittlerweile ein Dorfbewohnerstand von 
53 schwer geistig behinderten Jugendlichen und einer variieren-
den Zahl von 20 bis 30 Mitarbeitern mit ca. 15 Kindern erreicht 
werden konnte. Die einzelnen Höfe gehen auf alte slowenische 
Anwesen zurück, welche, in großzügiger Weise modernisiert und 
umgebaut, heute sowohl Wohn-, Versammlungs- als auch Kul-
tur-, Freizeit- und Werkstätten für die einzelnen Dorfmitglieder 
beherbergen. Alle Liegenschaften befinden sich in der engeren 
Nachbarschaft, im Umkreis von nur wenigen Kilometern und 
können zu Fuß, als auch mit dem Auto rasch erreicht werden. 
Dabei fügen sich die einzelnen Glieder der Dorfsiedlung zu einer 
wirtschaftlichen Einheit zusammen. So beliefert die Bäckerei in 
Pflausach sämtliche Wohngemeinschaften mit dem nötigen Brot 
und Backwaren, während die Schreinerei in Mossenig u.a. Latten 
und Verschalungen, aber auch Möbelstücke für die anderen Teile 
der Dorfgemeinschaft erzeugt. Teilweise werden die erzeugten 
Produkte auch an Privatpersonen und auf Wochenmärkten bzw. 
in Waldorfschulen verkauft. Die Landwirtschaft ist sehr vielseitig 
angelegt, d.h. es existieren die unterschiedlichsten Betriebsspar-
ten. Die Produktpalette bietet vielseitige Erzeugnisse angefangen 
von der Milchwirtschaft über die Rinder- und Schweinemast, 
Geflügelhaltung, Getreide-, Kartoffel- und Gemüseanbau bis hin 
zur Obst- und Bienenkultur. Produziert wird biologisch-
dynamisch und maschinenextensiv unter Einsatz von viel Hand-
arbeit. Da die landwirtschaftliche Nutzfläche der Dorfgemein-
schaft nicht ausreicht, sämtliche benötigten Produkte für alle 
Mitglieder selbst zu erzeugen, müssen bestimmte Nahrungsmittel 
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von biologischen Betrieben aus der Umgebung (anthroposophi-
schen Höfen des Demeterbundes) zugekauft werden. 

Die Dorfgemeinschaft setzt sich gegenwärtig aus den folgenden 
Gehöften zusammen: 

- Wertsch: Dieses als erstes gepachtete Anwesen beherbergt die 
Weberei. Der dazu gehörende Grund ist mit ca. 1 ha be-
scheiden. Er wird als Obst- und Gemüsegarten genutzt. 

- Mossenig: Hier befinden sich die Schreinerei und eine Werk-
stätte zur Herstellung von Woll- und Seidenwäsche. Als 
landwirtschaftliche Nutzfläche ist ebenfalls lediglich ein 
kleiner Gemüsegarten vorhanden. 

- Quellenhof (Studenitzer): Dieser alte Bauernhof bildet gemein-
sam mit dem Nachbargebäude "Marienhöhe" eine Einheit. 
Mit den insgesamt 5 ha trägt er wesentlich zur Erzeugung 
der benötigten Nahrungsmitteln bei. 

- Pflausach: beherbergt die Bäckerei und hat mit seinen 7 ha den 
größten Anteil an der landwirtschaftlichen Produktion der 
Dorfgemeinschaft. Im alten, baufälligen Stall werden etli-
che Rinder, Milchkühe und Schweine gehalten. 

Pro Gehöft leben im Durchschnitt zwei Betreuerfamilien nebst 
deren Kindern mit 8 bis 15 Betreuten in einer Wohn- und Ar-
beitsgemeinschaft zusammen. Jedes Gehöft besteht aus jeweils 
zwei bis vier Teilgebäuden, welche ursprünglich als Wirtschafts-
gebäude genutzt, heute sowohl über Wohn- und Werkstätten, als 
auch über Versammlungs- und Veranstaltungssäle verfügen. Die 
betreuenden und betreuten Personen wohnen und arbeiten zu-
sammen, nehmen die Mahlzeiten gemeinsam zu sich und ge-
stalten ihre Lebenssphäre gemeinsam. Die Betreuten leben in der 
Regel in Zweibett-, im Einzelfall aber auch in Drei- bis Vier- 
bzw. Einbettzimmern. Angesichts der alten Bausubstanz sind sie 
hervorragend eingerichtet. Auch die sanitären Anlagen sind dem 
heutigen Standard adäquat und in ausreichender Zahl vorhanden. 
Auf die Hygiene wird peinlichst Bedacht genommen. Neben den 
Mitgliedern der Dorfgemeinschaft leben in der Regel externe 
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Personen, wie Zivildiener, Heil- und Sozialtherapieprakti-
kantinnen aber auch Volontäre, Besucher und Freunde, oft nur 
für sehr kurze Zeit, in der Dorfgemeinschaft mit. Gäste werden 
gerne gesehen und von den Mitgliedern der Dorfgemeinschaft 
freundlich aufgenommen. Die Anwesenheit und Mitarbeit von 
temporären Aushilfskräften entlastet die Betreuerfamilien und 
ermöglicht es ihnen auch, für eine bestimmte Zeit auf Urlaub zu 
gehen. 

Die Aufnahme in die Dorfgemeinschaft 

Die Mitarbeiter der Dorfgemeinschaft absolvieren in der Regel 
eine dreijährige interne sogenannte "Camphill-Ausbildung". In 
den Kursen werden sie dabei in der anthroposophischen Heil-
pädagogik und Sozialtherapie wie auch in der Eurhythmie und 
anderen künstlerisch-therapeutischen Methoden geschult. Die 
Ausbildung wird zumeist, wie der spätere Arbeitseinsatz auch, in 
einem Camphill-Dorf im Ausland durchgeführt. Dadurch soll den 
Betreuern ein multikulturelles, humanitäres und offenes Weltbild 
als Voraussetzung für ihre Sozialarbeit vermittelt werden. 

Die Aufnahme der geistig Behinderten wird nach Abschluß der 
Sonderschule für Schwerstbehinderte, bzw. sofern sie nicht 
schulfähig sind, im Alter von 16 Jahren auf Antrag über die Lan-
desregierung nach Erstellung eines heilpädagogischen Gutach-
tens angeregt. Ein Teil der behinderten Dorfmitglieder stammt 
aus dem Heim für geistig behinderte Kinder in Eggenburg, mit 
dem enge Beziehungen bestehen, wieder andere gelangen auf 
Initiative der Eltern oder sonstiger Personen nach Liebenfels. Der 
Aufnahme geht ein Gespräch mit der behinderten Person und mit 
den Erziehungsberechtigten voraus. Die endgültige Aufnahme 
erfolgt erst nach Ablauf einer Probezeit, da davon ausgegangen 
wird, daß für die entsprechende Person die Bereitschaft und Fä-
higkeit einer Eingliederung in den Familienverband der Dorfge-
meinschaft vorausgesetzt werden muß. Ein großes Problem liegt 
dabei, entsprechend den Aussagen der Betreuungspersonen, in 
der späten Erfassung der Geistesbehinderten. Im Alter von 16 
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Jahren ist die Mehrzahl aufgrund der mangelnden Auseinander-
setzung und Förderung im Kleinkindalter schon hochgradig 
hospitalisiert, sozial- und seelengestört. Im Gegensatz zu anderen 
Ländern besteht aber in Österreich zur Zeit noch keine Camphill-
Einrichtung, welche Kinder im Schul- und Vorschulalter betreuen 
könnte. 

Vom Leben der "Dörfler" 

Die geistig und mehrfachbehinderten vorwiegend Jugendlichen 
werden auch liebevoll als "Dörfler" bezeichnet und befinden 
sich alle im Alter zwischen 16 und 40 Jahren. Dabei überwiegt 
der Anteil der weiblichen Personen etwas. Das hängt damit zu-
sammen, daß bei der Gründung der Dorfgemeinschaft nur sehr 
wenige männliche Betreuer zur Verfügung standen. Erst allmäh-
lich gleicht sich das Geschlechterverhältnis aus. 

In sämtlichen Lebensbereichen wird, wie schon oben angeführt, 
auf eine vollständige Einbindung der geistig behinderten Per-
sonen Bedacht genommen. Man versucht, durch eine sinnvolle 
Arbeit, durch eine Zuweisung von individuellen Aufgabenbe-
reichen und durch immer wiederkehrende strenge Rituale (z.B. 
das Tischgebet) den einzelnen Behinderten Persönlichkeitshalt zu 
geben. Außerdem werden die Feste der Jahreszeit und der christ-
lichen Religion miteinander begangen. Dadurch soll der kranken 
Psyche die Möglichkeit gegeben werden, sich durch die Einwir-
kung von intensiven Sinneseindrücken zu festigen. 

Der Arbeitstag ist genau geregelt und wird von allen Dorfbe-
wohnern gemeinsam begangen, wobei jede Person entsprechend 
ihrer individuellen Fähigkeiten und persönlichen Präferenzen den 
jeweiligen Einsatzort findet. Gearbeitet wird Montag bis Freitag 
jeweils zwischen 9 und 12 sowie 14.30 und 18 Uhr. Am Samstag 
wird ab 12 Uhr frei gegeben. Gewisse Ausnahmen gibt es natür-
lich bei den arbeitsorganisatorisch, jahreszeitlich bzw. witte-
rungsbedingten Erfordernissen der Stall- und Feldarbeit. Soweit 
wie möglich wird bei den "Dörflern" auf eine Trennung zwischen 



Anthroposophische Einrichtungen 139 

Arbeits- und Wohnbereich geachtet. Der Arbeitsweg wird wenn 
möglich zu Fuß zurückgelegt. Je nach Witterung, der geistigen 
und körperlichen Verfassung der Personen werden sie eventuell 
auch mit einem Auto transportiert. 

Am Abend wird regelmäßig ein Freizeitprogramm angeboten. 
Gemeinsam werden Spiele gespielt, aber auch Bücher- und Bibel-
lesungen veranstaltet. Die Teilnahme ist dabei freiwillig. Mit ei-
nem Abendlied wird der Tag offiziell beschlossen. Eine strenge 
Nachtwache gibt es nicht. Jeder kann, sofern es sein medizini-
scher Zustand gestattet, nach eigenem Willen noch aufbleiben 
oder sich auf das Zimmer zurückziehen. 

Jeden Donnerstag Vormittag wird ein sogenannter Bildungs-
morgen abgehalten, bei welchem das theoretische Wissen und die 
einzelnen Fähigkeiten der Behinderten in Lesen, Schreiben und 
Rechnen, aber auch in Geographie, Heimatkunde, Kunst, Malen 
usw. gefestigt und erweitert werden sollen. Die Veranstaltungen 
werden von den Mitarbeitern durchgeführt und sind ebenfalls für 
niemanden verpflichtend. In Anbetracht der gravierenden geisti-
gen Behinderungen sind die pädagogischen Erfolge bemerkens-
wert. Einzelne führen sogar aus freien Stücken heraus ein Tage-
buch oder schreiben Briefe an ihre Angehörigen. 

Dem kulturellen Leben wird breiter Raum gegeben. In eigenen 
Veranstaltungssälen werden mit den Behinderten Theaterauf-
führungen zu kirchlichen und weltlichen Festen inszeniert. Die 
Aufführungen sind öffentlich, teilweise wird damit sogar auf 
Tournee gegangen. Nebenbei werden Zeitschriften und Jahres-
berichte über alle Aktivitäten in der Camphill-Gemeinschaft her-
ausgebracht. 

Durchaus außergewöhnlich ist, daß die meisten Behinderten noch 
gute Kontakte zu ihren Angehörigen besitzen. Dies mag daran 
liegen, daß die meisten Eltern und Erziehungsberechtigten damit 
reflektieren, ihre schwer geistig behinderten Zöglinge in einer 
möglichst optimalen Einrichtung unterzubringen. In der Regel 
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fahren die "Dörfler" einmal im Monat zu ihren Angehörigen nach 
Hause. 

Medikation, Supervision und Sachwalterschaft 

Im Gegensatz zu anderen Camphilleinrichtungen im Ausland gibt 
es für die medizinische Betreuung der Patienten in Liebenfels 
keinen eigenen anthroposophischen Dorfgemeinschaftsarzt. Es 
bestehen jedoch sowohl zur psychiatrischen Abteilung des LKH-
Klagenfurt als auch zu den diensthabenden Fach- und praktischen 
Ärzten der Umgebung enge Kontakte. Bei akuten somatischen 
Krankheitsfällen wird der nächste Dorfarzt aufgesucht, der abge-
sehen davon einmal im Monat in der Dorfgemeinschaft seine 
Sprechstunden abhält. Für bestimmte Fälle steht auch ein ho-
möopathischer Arzt in Klagenfurt zur Disposition. 

Für die neurologische Medikation wird ein Neurologe in Klagen-
furt konsultiert. Die Einstellung der schwerpsychisch Kranken 
mit Depotneuroleptika in der medizinischen Betreuung obliegt 
als Aufgabe den Eltern bzw. Erziehungsberechtigten, denn das 
sozialtherapeutische Wohnprojekt in Liebenfels sieht sich nicht 
primär als eine psychiatrische Einrichtung. Bei akuten Krisen 
werden die psychisch Kranken für ein bis zwei Wochen stationär 
eingewiesen. 

Fast alle Betreuten werden aufgrund ihrer schweren geistigen 
Behinderung besachwaltert. Die Sachwalterschaft liegt dabei in 
der Mehrzahl der Fälle aufgrund des akuten Personalmangels des 
Kärntner Vereins für Sachwalterschaft bei den engeren Angehö-
rigen. Nur in einem einzigen Fall übernahm eine Betreuungsper-
son aus der Dorfgemeinschaft die Sachwalterschaft. 

Finanzierung 

Die Einrichtung finanziert sich weitgehend aus den Mitteln des 
Tagessatzes und des Pflegegeldes sowie aus den Einnahmen der 
Werkstätten. Daneben greifen für die Deckung von Sonderaus-
gaben potente Mäzene mit ihren Spendengeldern bereitwillig 
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unter die Arme. Die Unterstützung durch ausländische Camphill-
Einrichtungen erfolgt hingegen vor allem auf personeller und 
ideeller Ebene. 

Eine kollektivvertragliche Entlohnung für die eingebrachte 
Arbeitsleistung erfolgt weder für die Betreuungspersonen noch 
für die Behinderten. Statt dessen herrscht eine weitgehende 
Gütergemeinschaft. Die Mitarbeiter werden zwar offiziell 
angestellt, deren Gehälter fließen allerdings in einen 
gemeinsamen Topf, aus dem dann die für alle notwendigen 
Anschaffungen beglichen werden. Abgesehen davon erhalten die 
Betreuungspersonen ein monatliches Taschengeld in der Höhe 
von ca. 2.000 öS. Sämtliche Einrichtungen und Fahrzeuge der 
Dorfgemeinschaft stehen ihnen aber nichtsdestoweniger auch für 
private Zwecke zur Verfügung. 

Die betreuten Personen erhalten ebenfalls ein Taschengeld von 
ca. 700 öS im Monat, wobei sich je nach Herkunft der Personen 
gewisse Unterschiede ergeben. Während z.B. die aus Wien 
stammenden Behinderten ein Taschengeld gemäß dem Wiener 
Landesbehindertengesetz erhalten, gehen die aus Kärnten leer 
aus. Um das auszugleichen, erhalten letztere ihr entsprechendes 
Taschengeld aus dem gemeinsamen Topf der Werkstättenerlöse. 
Nebenbei schießen die Eltern und Erziehungsberechtigten teil-
weise noch private Geldmittel zu. Für jene, die kein zuhause 
mehr haben, werden als Ausgleich Sparbücher eingerichtet. 

Einmal in der Woche haben die "Dörfler" Gelegenheit, auf einem 
in der Dorfgemeinschaft eigens eingerichteten Markt persönliche 
Dinge zu erwerben. Einkäufe im nächstgelegenen Dorf oder in 
St. Veit an der Glan werden allerdings nur gemeinsam mit den 
Betreuungspersonen getätigt. Wegen des relativ weiten Weges 
zum nächsten Dorf finden die Behinderten kaum Gelegenheit, 
allein einkaufen zu gehen. 

Fazit 
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Die Dorfgemeinschaft in Liebenfels bietet interessante Ansätze 
einer emanzipatorischen Behindertenarbeit. Einerseits wird ein 
relativ geregelter Tagesablauf mit den für die Festigung der Per-
sönlichkeit der geistig Schwerbehinderten so wichtigen festen 
Ritualen und Symbolen determiniert, andererseits bleibt jedoch 
die Offenheit und soziale Transparenz der Einrichtung gewähr-
leistet. Die geistig und mehrfach Behinderten finden in der Dorf-
gemeinschaft im Umgang mit den erwachsenen Betreuern, deren 
Kindern, aber auch mit den Tieren aus der Landwirtschaft oft 
jenen sozialen Halt, den sie in der Verwahrung und Bevor-
mundung des trostlosen Anstaltslebens entbehren müßten. 

Ein wesentliches Faktum für die sozialpädagogischen Erfolge 
dieses integrativen Wohnprojektes liegt in der persönlichen Mo-
tivation und im Engagement der Behindertenbetreuer, die nur mit 
einer starken Ideologie im Hintergrund, hier als Beispiel die anth-
roposophische Heilpädagogik- und Sozialtherapielehre, erreicht 
werden kann. Dieser Antrieb manifestiert sich etwa in der Aussa-
ge einer Betreuerin, welche meint, daß ihr Einsatz für "das sozia-
le Leben sehr wichtig sei, weil es die anderen zu mehr Hilfsbe-
reitschaft anspornt". 

Auch die sozialmedizinische Kontrolle und Versorgung sowie die 
Betreuung seitens der zuständigen Behörden in der Landes-
regierung und der psychiatrischen Abteilung des Landeskranken-
hauses in Klagenfurt ist in zufriedenstellendem Maße gelöst. Die 
Mitarbeiter des Wohnprojektes bringen selber die nötigen Kennt-
nisse für die Durchführung bestimmter therapeutischer Maßnah-
men mit. Außerdem besteht durch die ständige Anwesenheit von 
Zivildienern, Heiltherapie- und Sozialarbeitspraktikantinnen keine 
Gefahr eines Transparenzverlustes. Die einzelnen geistig Behin-
derten verhalten sich auch unbekannten Personen gegenüber oh-
ne Scheu und Angst und zeigen sich an allem und jedem interes-
siert. Einzig an das spätere Verlassen des Dorfprojektes wird 
nicht gedacht. Aber das ließe sich angesichts der Schwere der 
Behinderungen auch nur sehr schwer bewerkstelligen. 
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Obwohl der Anspruch auf eine möglichst solidarische Aufteilung 
der notwendigen Arbeit erhoben wird, müssen einzelne Arbeiten 
weiterhin den Betreuern vorbehalten bleiben. Dies sind z.B. alle 
jene Bereiche, welche eine gewisse fachliche und intellektuelle 
Qualifikation voraussetzen. Abgesehen davon gibt es aber auch 
manuelle Tätigkeiten, die Gefahrenquellen bergen oder bei denen 
hygienische Bedenken anzumerken sind. Der Stall befindet sich 
z.B. in einem sehr altmodischen und baulich schlechten Zustand. 
Die Kühe liegen noch am blanken Lehmboden und auf ver-
schmutztem Stroh. Deshalb bringt das Melken der Kühe die Ge-
fahr einer Verunreinigung der Milch mit sich. Es wäre daher an-
gebracht, sofern man Behinderte in diesem Bereich einsetzen 
möchte, einen neuen Stall zu errichten, der beim Melken weniger 
Ansprüche auf Bedachtsamkeit und Reinlichkeit stellt. Generell 
wurde auf den Einsatz technischer Geräte mit Gefahrenmomen-
ten im Hinblick auf die Unfallvermeidung sowohl in den Werk-
stätten als auch in der Landwirtschaft und in der Gärtnerei so 
weit als möglich verzichtet. 

Obwohl das Gemeinschaftsleben weitestgehend demokratisiert 
ist, bestehen bestimmte Ausnahmesituationen. So wird bei den 
Organisationsgesprächen die Anwesenheit der Behinderten als 
störend empfunden werden. Dies widerspricht entschieden allen 
weiter oben angeführten theoretischen Konzepten einer "Offenen 
Psychiatrie" oder "Antipsychiatrie". Auch wird den geistig behin-
derten Jugendlichen die Anbahnung sexueller Beziehungen un-
tereinander mit dem Vorwand der zu wenig ausgereiften Per-
sönlichkeit verwehrt. Über diese Fragen ließe sich durchaus dis-
kutieren. Warum in der Dorfgemeinschaft Liebenfels diese Frage 
nicht angegangen wird, ließe sich vielleicht damit erklären, daß 
dabei ideologische Vorformungen eine gewisse Rolle spielen. 
Trotz alledem lassen die konkrete Organisationsstruktur des 
Wohnprojektes und die Vielfalt der einzelnen landwirtschaftli-
chen und handwerklichen Tätigkeiten bei den geistig Behinderten 
jenes Kreativitätspotential zum Vorschein kommen, welches als 
Zeichen einer weitgehend optimalen Betreuung gewertet werden 



144 Anthroposophische Einrichtungen 

 

kann. Die Einrichtung in Liebenfels ist mit Sicherheit eines der 
progressivsten und zukunftweisendsten kontemporären Modelle 
einer offenen psychiatrischen Betreuung von geistig behinderten 
und chronisch psychisch kranken Menschen. 

5.3.2.3. "Karl Schubert Haus" in Mariensee am Wechsel 

In dem kleinen Dorf Mariensee am Wechsel in der Gemeinde 
Aspang/St. Peter im südlichen Niederösterreich entstand Anfang 
der Achtziger Jahre eine weitere, wenn auch sehr kleine anthro-
posophische Behinderteneinrichtung. Ein eigens dafür ge-
gründeter Verein pachtete und renovierte ein altes Landgasthaus, 
welches unmittelbar in der Mitte des Ortes gelegen ist, und schuf 
damit Lebensraum für eine Wohngruppe bestehend aus insgesamt 
neun schwer geistig behinderten Personen beiderlei Geschlechts 
im Alter zwischen 16 und 46 Jahren. Die meisten in dieser Ein-
richtung Betreuten hatten zuvor die anthroposophische Behin-
dertenschule "Karl Schubert Schule" in Wien besucht oder waren 
über den Freundeskreis des Vereines dahin vermittelt worden. 
Für die Betreuung der Behinderten zeichnen insgesamt fünf anth-
roposophisch gesinnte Personen verantwortlich. Die Betreuer 
wechseln sich bei ihrer Arbeit turnusmäßig ab, leben aber nicht 
wie etwa in der Dorfgemeinschaft Liebenfels selber in der Wohn-
gruppe. Die Einrichtung finanziert sich zum größten Teil aus den 
Tagessätzen für die Behindertenbetreuung gemäß den Landesbe-
hindertengesetzen. Daneben tragen auch noch Erlöse aus dem 
Verkauf der in der Web- und Wollverarbeitungswerkstätte her-
gestellten Produkte sowie Spenden zum wirtschaftlichen Überle-
ben des Projektes bei. 

Landwirtschaftliche Arbeit 

Da der ehemalige Gasthof traditionell über keine eigene Land-
wirtschaft verfügt, ist das Wohnprojekt, um sich die therapeu-
tischen Möglichkeiten einer landwirtschaftlichen Beschäftigung 
zunutze machen zu können, auf die guten Kontakte zu einem 



Anthroposophische Einrichtungen 145 

nahe gelegenen Bergbauernhof angewiesen. Auf diesem bio-
logisch-dynamisch bewirtschafteten Betrieb arbeiten ständig zwei 
bis vier der in der Einrichtung Mariensee wohnenden Personen 
mit. Gemeinsam mit jeweils einer Betreuungsperson treten diese 
den täglichen Weg zur Arbeit auf den Bauernhof an. Dadurch ist 
auch eine durchaus positiv zu wertende räumliche Trennung zwi-
schen Wohn- und Arbeitsstätte gegeben. 

Der Bereich der für geistig Behinderte in Frage kommenden Ar-
beiten ist aufgrund der Vielseitigkeit dieses landwirtschaftlichen 
Betriebes sehr groß. Die von den Behinderten verrichteten Tä-
tigkeiten reichen von einfachen Stallarbeiten, wie Einstreuen und 
Entmisten über das Melken bis zur Heuwerbung im Sommer und 
Waldarbeiten im Winter. Bei den Arbeiten wird immer darauf 
geachtet, daß sie freiwillig und bereitwillig durchgeführt werden 
und die Behinderten vor keine Aufgaben gestellt werden, die ihre 
physische oder psychische Belastbarkeit übersteigen könnten. 
Das Erfolgserlebnis einer gerade verrichteten Arbeit spornt die 
auf diese Weise Betreuten weiter an und verschafft ihnen da-
durch ein hohes Maß an Selbstwertgefühl und Selbstbestätigung. 

Betreuungsziele 

Da fast alle Pflegepersonen in Mariensee an hochgradigen geisti-
gen Behinderungen leiden, steht nicht so sehr das Ziel einer In-
tegration in den allgemeinen Arbeitsmarkt im Mittelpunkt, als 
vielmehr die Schaffung eines geschützten Lebensbereiches, wel-
cher geistig behinderten und weitgehend hilflosen Menschen ein 
stabiles soziales Umfeld sichern soll. 

Die Einrichtung weist in mehrfacher Hinsicht äußerst günstige 
Voraussetzungen und Rahmenbedingungen für eine emanzipa-
torische Betreuung auf. Durch die zentrale Lage des Wohnhau-
ses, welches sich direkt in der Dorfmitte befindet, sind die Behin-
derten räumlich nicht isoliert. Nach anfänglichen Schwierigkeiten 
gelang es sehr bald, Kontakte zur Dorfbevölkerung herzustellen 



146 Anthroposophische Einrichtungen 

 

sowie deren allgemeines Verständnis und Akzeptanz zu gewin-
nen. Erleichternd wirkte sich hier zum einen die relativ kleine 
Zahl der versorgten Personen, zum anderen aber auch die leicht 
überblickbare und noch sehr enge Sozialstruktur eines kleinen 
Landdorfes aus. Längst wird die Einrichtung seitens der Dorfbe-
wohner nicht mehr als störender Fremdkörper empfunden. 

Dieses somit kurz vorgestellte Betreuungskonzept, welches auf 
den heilpädagogischen und sozialtherapeutischen Grundlagen der 
anthroposophischen Lehrmeinung beruht, eröffnet neue Aspekte 
für die Planung von Behinderteneinrichtungen. Eine Integration 
ins Dorfleben ist ergo um so besser möglich, je mehr Berüh-
rungspunkte zwischen der Dorfbevölkerung und den Behinderten 
hergestellt werden können. Bei räumlich sehr dezentral gelegenen 
Modellen ist dies in der Realität kaum möglich, da Vorurteile wie 
jenes über die angebliche soziale Gefährlichkeit der Geisteskran-
ken weiterbestehen und dadurch bestimmte soziale Schranken 
nicht überwunden werden können. Andererseits finden in erster 
Linie nur interessierte und weltoffene Menschen freiwillig den 
Weg zu diesen Einrichtungen. 

Weiters manifestieren sich auch die Vorteile kleiner Strukturen. 
Die noch relativ engen sozialen Muster eines Kleindorfes geben 
ein nahezu ideales Substrat für ein Behindertenintegrationsmodell 
ab. Durch die geringe Anzahl von untergebrachten Personen 
werden die Gefahren einer Ghettoisierung bzw. die Anonymität 
eines Massenbetriebes konterkariert und gleichzeitig Perspekti-
ven für eine leichte soziale Einbindung dieser wenigen Personen 
in die vorhandenen Sozialstrukturen ermöglicht. Eine kritische 
Replik darf dabei jedoch nicht aus den Augen verlieren, daß es 
sich hierbei allenfalls um die Momentaufnahme einer sehr traditi-
onellen, weitgehend agrardominierten Sozialstruktur handelt, die 
es vielleicht in naher Zukunft in dieser Form nicht mehr geben 
wird. Insofern ist deshalb für die Zukunft eine nicht unbegründe-
te Skepsis angebracht. 
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5.3.3. Modelle der Außenpflegefürsorge 

Als drittes und letztes gilt es nun in kurzer Form das Modell der 
sogenannten Außenpflegefürsorge vorzustellen. Dem Modell 
liegt das Konzept einer extramuralen Betreuung, d.h. einer 
Betreuung von ehemaligen Insassen der psychiatrischen Abtei-
lungen öffentlicher Krankenhäuser oder psychiatrischer Kliniken 
außerhalb der Anstaltsmauern zugrunde. Üblicherweise werden 
dabei geistig behinderte und chronisch psychisch kranke Men-
schen auf Pflegeplätzen in landwirtschaftlichen Betrieben, zum 
Teil aber auch in Privathaushalten untergebracht und von den 
Haushaltsangehörigen, in größeren, heimartigen Einrichtungen 
indessen mitunter auch von eigens dafür angestelltem Pflegeper-
sonal betreut. 

Ausgehend von der Misere der teuren Anstaltspflege überlegte 
man sich schon sehr frühzeitig, Alternativlösungen für eine psy-
chiatrische Versorgung zu finden. Den bäuerlichen Haushaltsver-
band und den landwirtschaftlichen Betrieb erachtete man dabei 
als besonders prädestiniert für eine optimale Betreuung all jener 
Personen, bei denen man von einer stationären psychischen Ver-
sorgung absehen konnte. Für den theoretischen Überbau nahm 
man sich dabei bei Konzepten einer "Offenen Psychiatrie" Anlei-
he. 

Diese extra-asyläre Versorgung konnte aus ursächlichen Gründen 
gleichzeitig mehrere Gruppen als Proponenten finden. Einerseits 
bot sie fortschrittlichen Psychiatern und Ärzten die Chance, Vor-
stellungen einer aufgeklärten Psychiatrie in die Wirklichkeit um-
zusetzen, andererseits waren die zuständigen Referenten in den 
Landesregierungen von den in Aussicht gestellten Entlastungen 
im Sozialbudget angetan und nicht zuletzt entdeckten so manche 
Politiker die Aussichten eines Zuverdienstes in Form eines ge-
setzlich garantierten Tagessatzes bzw. Pflegegelds bei einer Be-
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hindertenbetreuung für viele in eine strukturelle Krise geratene 
landwirtschaftliche Betriebe. 

Die meisten der auf Außenpflegestellen untergebrachten Per-
sonen sind in der Regel geistig sehr schwer behindert, sodaß eine 
Integration in einen geschützten Arbeitsplatz nur noch in Aus-
nahmefällen erwogen werden kann. Andererseits darf aber die 
Behinderung auch nicht so schwerwiegend sein, daß eine ständi-
ge Hilfe und Pflege erforderlich wäre. Die in der Außenpflegefür-
sorge zu integrierenden Personen müssen zumindest fähig sein, 
ihren Körper selber zu pflegen und die notwendigsten alltäglichen 
Dinge selber zu verrichten. Konzeptionell angestrebt wird eine 
weitgehende soziale Integration in den bäuerlichen Haushaltsver-
band. D.h. die Behinderten dürfen nicht schlechter als andere 
Haushaltsmitglieder behandelt werden und haben das Recht, am 
sozialen Leben der Familie zu partizipieren. Dies bedeutet auch, 
daß sie keinesfalls aus diesem Sozialverband verbannt werden 
dürfen. Dafür sollten die Pflegeplatzfamilien ein angemessenes 
Entgelt erhalten, welches jedoch in der Höhe in Relation zu den 
erbrachten Leistungen stehen sollte. 

Im folgenden werden nun die Konzepte der beiden in Österreich 
existenten Außenpflegefürsorgemodelle der psychiatrischen Ab-
teilungen des Landeskrankenhauses Klagenfurt und des Landes-
sonderkrankenhauses Graz-Feldhof näher vorgestellt. Einzelne 
Vorfälle zeigen die Folgerichtigkeit der Warnung vor den Ge-
fahren, die damit verbunden sein können, wenn man daran geht, 
soziale Dienste wie die Behindertenbetreuung bedenkenlos zu 
privatisieren bzw. unausgebildeten und zum Teil auch rein am 
Profit interessierten Personen zu überlassen. Dennoch dürfen 
diese Modelle nicht a priori disqualifiziert werden. Gerade die 
positiven und ermutigenden Betreuungsverhältnisse lassen Hoff-
nung für zukünftige Perspektiven aufkommen. Dabei kommt man 
jedoch nicht umhin, Rahmenbedingungen für eine effiziente, so-
ziale und öffentliche Kontrolle zu schaffen, um in Hinkunft kra-
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ßen Verfehlungen und negativen Entwicklungen, wie sie in der 
jüngeren Geschichte passiert sind, zuvorzukommen. 

5.3.3.1. Außenpflegefürsorge des Landeskrankenhauses  
Klagenfurt 

Die Pflegefürsorge chronisch psychisch Kranker außerhalb der 
Psychiatrischen Abteilung des Landeskrankenhauses Klagenfurt 
bzw. der Landes-Heil- und Pflegeanstalten hat in Kärnten eine 
lange Tradition. Bereits sehr früh entstanden die beiden Caritas-
Heime in Bleiburg/Pliberk und in Eisenkappel/Zelezna Kapla 
(inzwischen nach Maria Elend verlegt) sowie das Fürsorgeheim 
in Lieserhofen. Seit Anfang der Sechzigerjahre wurden einzelne 
Pfleglinge auch auf Bauernhöfe vermittelt. In den Siebzigerjahren 
erfolgte im Zuge der notwendigen Ausbau- und Adaptierungs-
maßnahmen der Psychiatrischen Abteilung des LKH-Klagenfurts 
die sukzessive Ausweitung der psychiatrischen Außenpflegeein-
richtungen. Damit konnte zum Teil auch der Forderung nach 
einer "Öffnung der Psychiatrie" Rechnung getragen werden. 

Die Anzahl der bäuerlichen Pflegeplätze stieg damit sprunghaft 
an. Die im § 34 des Kärntner Sozialhilfegesetz vorgesehene Auf-
sicht über die Pflegestellen ist seit 1978 einem eigenen Inspek-
tionsarzt übertragen. Eine Überstellung an eine Außenpflegefür-
sorgestelle wurde damit von der Zustimmung des Inspektions-
arztes abhängig gemacht. Die Auffassung einzelner für die psy-
chiatrische Außenpflegefürsorge verantwortlicher Ärzte und So-
zialreferenten in der Landesregierung und organisatorische Män-
gel führten in den Achtzigerjahren zu groben Mißständen bei den 
bäuerlichen Pflegeplätzen, die letztendlich eine breite öffentliche 
Diskussion auslösten. 

Vielfach wurden schwer geistig Behinderte und mehrfachbehin-
derte Personen in Pflegestellen ausgelagert, bei denen die nötige 
Intensität einer Betreuung nicht garantiert werden konnte. Die 
Entscheidung über eine Unterbringung an einer Außenpflege-
stelle verblieb im Ermessen des verantwortlichen Psychiaters. 
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Eine Kommission, zusammengesetzt aus allen verantwortlichen 
Entscheidungsträgern, wurde als nicht notwendig befunden. 

Die Situation vor der Reform der Kärntner Behindertenpolitik 
durch die Sozialhilfegesetz-Novellen der Jahre 1988 und 1990 
bot ein düsteres Bild. Für die Betreuung von 630 Außenpflege-
patienten standen ganze fünf Ärzte und 12 Krankenpflegeper-
sonen zur Verfügung. Zwischen den einzelnen Betreuungsein-
richtungen bestanden große Unterschiede im Pflegestandard. 
Einerseits gab es gut geführte heimartige psychiatrische Pflege-
stellen und kleinere familiäre Pflegebetriebe mit einem sehr an-
genehmen Betreuungsklima, daneben aber auch viele schlecht 
ausgestattete psychiatrische Pflegestellen, bei denen es an Thera-
piemöglichkeiten und an ausreichendem Pflegepersonal mangelte 
und wo bauliche und sanitäre Anlagen sich häufig in einem sehr 
schlechten Zustand befanden. Seit Bestehen der psychiatrischen 
Außenpflege, d.h. 1964, erfolgte keinerlei Dokumentation, des-
halb war es zunächst notwendig, für jeden einzelnen Patienten 
den psychopathologischen und psychosozialen Istzustand zu er-
heben. 

Es gab so gut wie keine Betreuung, keine echte Supervision und 
keine Schulung. Einsparungen für das Sozialbudget, Platzmangel 
in den psychiatrischen Anstalten und die Erwirtschaftung eines 
Einkommens aus der Pflegeleistung für die Pflegestellenbetreiber 
waren die Gründe dafür, daß einzelne Pflegestellen sukzessive 
ihre Patientenzahl aufstockten. Auf mehr Pflegepersonal wurde 
dabei kaum wert gelegt. In Einzelfällen zeichneten ein Landwirt-
schaftsehepaar als einzige unausgebildete Pflegepersonen für die 
Beaufsichtigung von 70 und mehr Pfleglingen verantwortlich. 

Ungefähr zur Zeit des Lainzer Pflegeskandals kam das Kärntner 
psychiatrische Pflegestellenmodell in die Schlagzeilen der Boule-
vardpresse. Einzelne Pflegestellen, an denen besonders grobe 
Mißstände vorgefunden wurden, rückten kurzzeitig in das Inte-
resse der Öffentlichkeit. Dabei lassen sich die Vorfälle in diesen 
bestimmten Einrichtungen nicht so sehr mit den Persönlichkeiten 
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der Betreiber an sich begründen, sondern sind vielmehr Ausdruck 
der strukturellen Organisations der Kärntner Außenpflegefürsor-
ge. Es sollen daher nicht so sehr einzelne Betreiber von Pflege-
stellen an den Pranger der Öffentlichkeit gestellt als vielmehr die 
Ursachen erkannt werden, welche zu diesen Entwicklungen ge-
führt haben, sodaß daraus im Sinne einer konstruktiven Kritik 
adäquate Lösungsmodelle elaboriert werden können. 

Basisdaten der Außenpflegefürsorge in Kärnten 

Von den nunmehr ca. 650 außerhalb der psychiatrischen An-
stalten untergebrachten Personen befinden sich 30% schon länger 
als 10 Jahre, 40% zwischen 5 und 10 Jahre und 30% weniger als 
5 Jahre an der betreffenden Pflegestelle. Bei 47% der Personen 
wurde Schizophrenie, bei 30% organische Psychosyndrome und 
Demenz, bei 16% Oligophrenie und bei 7% sonstige psychoti-
sche Affekte diagnostiziert. 

Das Angebot an Pflegeplätzen für chronisch psychisch Kranke in 
Kärnten beläuft sich auf 671 Pflegeplätze exklusive den 30 Plät-
zen (Stand: 1.3.1990) in den beiden Rehabilitationseinrichtungen 
"Arbeitstrainingszentrum der Arbeitsvereinigung der Sozialhilfe-
verbände" in Klagenfurt und dem "Übergangswohnheim für psy-
chisch Erkrankte Pro Mente Infirmis" in Wölfnitz. Von den 671 
Pflegeplätzen befinden sich 276 in den vier großen Pflegeheimen, 
in denen die Untergebrachten abgesehen von Gartenarbeit mit 
keiner landwirtschaftlichen Tätigkeit in Berührung kommen. 
Zieht man die drei Pflegestellen in gewerblichen Betrieben und 
Privathaushalten mit insgesamt 19 Pflegeplätzen ab, so verblei-
ben im Bereich der Außenpflegefürsorge 27 Pflegestellen mit 376 
Pflegeplätzen in land- und forstwirtschaftlichen Betrieben. Von 
diesen 27 Pflegestellen sind 6 kombinierte landwirtschaftliche 
Betriebe mit Gastwirtschaft oder Fremdenverkehr, welche allein 
schon über 150 Pflegeplätze verfügen. Die verbleibenden 21 rei-
nen land- und forstwirtschaftlichen Betriebe teilen sich die restli-
chen 226 Pflegeplätze auf. 
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Im Durchschnitt ergeben sich für eine land- und forstwirtschaft-
liche Pflegestelle mit oder ohne Gastwirtschaft 14 Pflegeplätze, 
wobei jedoch strukturelle Unterschiede sichtbar werden. Land-
wirtschaftliche Betriebe mit Fremdenverkehr oder Gastwirtschaft 
weisen durchschnittlich 25 Pflegeplätze auf, während reine land- 
und forstwirtschaftliche Betriebe im Mittel nur über 11 Pflege-
plätze verfügen. 
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Tabelle 2: Pflegeplätze für chronisch psychisch Kranke im 
Bundesland Kärnten, Stand per 1.3.1990 

Art der 
Pflegestelle 

Anzahl der 
Pflegestelle 

Anzahl der 
Pflegplätze 

durchschnittl. 
Anzahl/Stelle 

Pflegeheime 4 276 69,0 

gewerbl. Betriebe, Pri-
vathaushalte 

3 19 6,3 

lw. und fw. Betriebe 21 226 10,8 

lw. und fw. Betriebe mit 
Gastwirtschaft oder 
Fremdenverkehr 

6 150 25,0 

Pflegestellen in lw. und 
fw. Betrieben sowie in 
lw. und fw. Betrieben 
mit Gastwirtschaft oder 
Fremdenverkehr insge-
samt 

 
27 

 
376 

 
13,9 

Pflegestellen insgesamt 
 

34 671 19,7 

Quelle: Amt der Kärntner Landesregierung 

Betrachtet man die insgesamt 27 land- und forstwirtschaftlichen 
Pflegeplätze nach der Größenordnung ihrer Pflegeplätze, so er-
gibt sich folgendes Bild: 17 kleine Pflegestellen verfügen über 10 
und weniger Pflegeplätze, 9 mittlere zwischen 11 und 20 und nur 
4 große weisen zwischen 21 und maximal 70 Pflegeplätze auf. 

Eigentliche Therapiemöglichkeiten werden in nur wenigen der 
landwirtschaftlichen Betriebe angeboten. Im Mittelpunkt steht 
immer noch, soweit es die psychische und physische Konstellati-
on der psychisch kranken Personen erlauben, die Arbeit für den 
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Betrieb, sei es nun der Einsatz in der Land- und Forstwirtschaft, 
bei der Gartenarbeit, im Haushalt oder in der Gastwirtschaft. 
Meist wird diesen Beschäftigungen schon Therapiecharakter bei-
gemessen. Abgesehen davon werden von den Verantwortlichen 
diverse Möglichkeiten der Freizeitgestaltung wie Wandern, Bas-
teln, Stricken, Lesen, Fernsehen, Radio hören etc. aber auch Fes-
te und gemeinsame Ausflüge angeboten. Die sehr großen heimar-
tigen Einrichtungen offerieren zwar im Ansatz leistungsungebun-
dene Arbeits- und Beschäftigungstherapien, die Anzahl der The-
rapeuten ist jedoch im Vergleich zu der Zahl der Betreuten noch 
viel zu klein. Bei den kleineren Betrieben entwickelt sich dagegen 
zumeist eine stärkere Affinität zum bäuerlichen Familienverband, 
der den Mangel an begleitenden therapeutischen Maßnahmen 
durchaus kompensieren kann, wobei allerdings sehr viel von der 
dualen Beziehung zwischen den Haushaltsangehörigen und den 
behinderten Personen abhängig ist. Neben dem persönlichen 
Umgang sind dabei individuelle und zum Teil auch traditionelle 
Lebensgewohnheiten eines konkreten bäuerlichen Haushaltes 
ausschlaggebend. So wird z.B. eine bedürfnislose, sparsame Le-
bensführung der bäuerlichen Haushaltsangehörigen automatisch 
auch Auswirkungen auf die versorgten Behinderten zeitigen. 
Andererseits schlägt sich ein hoher Lebensstandard der Quartier-
geberfamilie zumeist auch auf die konkrete Lebenssituation der 
Pfleglinge nieder. 

Finanzielle Überlegungen 

Jeder Pflegling muß gemäß den Sozialhilfegesetzen der Länder 
zunächst grundsätzlich mit seinem eigenen Vermögen und Ein-
kommen (Pension, Ersparnisse, Realvermögen) für die Be-
zahlung der Pflegegebühren aufkommen. Sieht sich die be-
treffende Person jedoch außerstande, dafür aufzukommen, so 
übernimmt die Sozialhilfe die Kosten, wobei allerdings 80% der 
Pension der Pflegeperson einbehalten wird. Die restlichen 20% 
bleiben der verpflegten Person für die Befriedigung persönlicher 
Bedürfnisse. Pfleglingen, die sich zur Gänze auf Kosten der So-



Außenpflegefürsorge 155 

zialhilfe in Anstaltspflege befinden, wird ein monatliches Ta-
schengeld gewährt. Generell können daneben auch unterhalts-
pflichtige Angehörige zu Ersatzleistungen herangezogen werden. 

Die extramurale Unterbringung psychisch kranker Menschen 
entlastet die öffentlichen Fürsorgeträger. Mit einem Tagessatz 
von 250 bis 660 öS (Stand 1.3.1990) je verpflegter Person und 
Ausstattungsgrad der Pflegeeinrichtung kommt die Unter-
bringung im Wege der Außenfürsorge um ca. fünfmal günstiger 
als eine Anstaltspflege mit einem Kostenpunkt ab 1.000 öS täg-
lich. Damit erspart sich das Land jährlich ca. 150 Mio. öS an 
öffentlichen Pflegegeldern. Dabei ist jedoch anzumerken, daß der 
Pflegeaufwand für viele sehr schwer behinderte Menschen in den 
psychiatrischen Anstalten wesentlich größer ist als für diejenigen, 
welche in die psychiatrische Außenpflege entlassen werden kön-
nen, wodurch der in vielen Fällen höhere finanzielle Aufwand 
durchaus gerechtfertigt erscheint. Leistung und Aufwand müssen 
jedenfalls in einem gerechtfertigtem Verhältnis zueinander ste-
hen. 

Grundlagen für das Konzept 

Die Tristesse einer geschlossenen Anstaltspflege bietet für chro-
nisch psychisch Erkrankte keine optimalen sozialhygienischen 
Voraussetzungen für eine Besserung ihres Zustandes. In den 
Sechziger- und Siebzigerjahren entstanden deshalb in ganz Euro-
pa einzelne theoretische Ansätze zur Überwindung der reinen 
Verwahrung und Absonderung geistig und psychisch beeinträch-
tigter Personen. Zu nennen wären dabei die schon vorhin be-
schriebenen Modelle der demokratischen Psychiatrie in Italien, 
der sektoriellen Psychiatrie in Frankreich oder der anglosächsi-
schen Antipsychiatrie. 

Eine Eingliederung in den landwirtschaftlichen Haushalts- und 
Arbeitsverband ist durchaus eine Strategie, die überlegenswert 
wäre. Die Landwirtschaft kann aufgrund ihrer vielseitigen Auf-
gaben- und Arbeitsbereiche für entlassungsfähige Psychiatrie-
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patienten sinnvolle Betätigungsfelder bieten. Auf diese Weise 
könnte einer anstaltsbedingten Hospitalisierung und Retardierung 
begegnet werden. Weiters ergibt sich durch das Angebot eines 
festen sozialen Umfeldes die Perspektive einer weitgehenden 
Reintegration der chronisch psychisch Kranken. 

Es geht dabei jedoch auch um die Beseitigung all jener Umstän-
de, die bei der bäuerlichen Betreuung in der Vergangenheit zu 
den negativen Konsequenzen geführt haben. Insbesonders zu er-
wähnen wären dabei die mangelnde Anzahl, Qualifikation und 
Motivation der Quatiergeber und des Pflegepersonals, der unzu-
reichende Standard der Wohn- und Arbeitseinrichtungen, das 
Fehlen von ausreichenden sanitären Anlagen, von Sozial- und 
Heiltherapiemöglichkeiten sowie einer effektiven und unab-
hängigen öffentlichen Supervision. Es muß auch der psychischen 
Überlastung der bäuerlichen Familie, hervorgerufen durch die 
ständige Anwesenheit von psychisch Kranken, Rechnung getra-
gen werden. Einrichtungen, die primär aus wirtschaftlichem Inte-
resse und ohne hinreichendes persönliches Engagement oder ei-
ner gewissen humanitären Grundeinstellung den Behinderten 
gegenüber betrieben werden, sind in Frage zu stellen. Die Option 
eines außerlandwirtschaftlichen Nebenerwerbseinkommens darf 
nicht in das Zentrum der Überlegungen rücken. Eine optimale 
materielle Versorgung und Ausstattung der Pflegebetriebe sollte 
die Grundvoraussetzung jeder Betreuung sein. Dennoch ist das 
allein zu wenig. Nur durch qualifizierte sozialpädagogische, psy-
cho- und heiltherapeutische Begleitmaßnahmen kann eine zufrie-
denstellende Außenpflegefürsorge garantiert werden. Weiters 
sollten entsprechende Rahmenbedingungen postuliert werden, die 
die nötige Kontrolle und Effizienz in der Betreuung gewährleis-
ten können. 

Erste Reformansätze 

Die als Folge des Pflegeskandals und der daran anschließenden 
Diskussion beschlossenen Sozialhilfegesetznovellen von 1988 
und 1990 fungieren als erste zukunftsweisende Reformansätze 
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der Kärntner Behindertenpolitik. Die auf Verordnung der Lan-
desregierung eingerichteten Kommissionen, gebildet aus Inspek-
tionsarzt und den jeweils zuständigen Amtsärzten an der Spitze, 
haben die Pflegestellen regelmäßig zu besichtigen und auf die 
Einhaltung der Auflagen zu achten. Die Möglichkeit der häufigen 
Kontrollvisiten wurde erst geschaffen, nachdem die Stelle eines 
Inspektionsarztes hauptamtlich und von allen weiteren Aufgaben 
entbunden wurde. Konnten vormals die Kontrollvisiten in der 
Regel nur einmal pro Monat absolviert werden, so geschieht dies 
jetzt alle ein bis zwei Wochen, je nachdem wie groß die jeweilige 
Pflegestelle ist. Wurden die Kontrollbesuche früher häufig von 
Ausbildungsärzten in ihrer Freizeit durchgeführt, so steht nun 
eine eigene Fachkraft mit Erfahrung zur Verfügung. 

Durch die negativen Erfahrungen der Vergangenheit in der 
Außenpflegefürsorge hat der Kärntner Landtag neue Aufsichts-
regelungen für alle Arten von Pflegeeinrichtungen beschlossen, 
welche durch eine Verordnung der Kärntner Landesregierung 
über personelle und sachliche Mindestausstattungserfordernisse 
ergänzt wurden. Durch Verordnung wurde unter anderem auch 
festgelegt, daß maximal drei Patienten je Zimmer untergebracht 
werden dürfen. In letzter Zeit wurden alle psychiatrischen Au-
ßenpflegestellen behördlich kommissioniert und, soweit er-
forderlich, auf einen entsprechenden Standard gebracht. In ein-
zelnen Fällen mußten dabei die Unterbringungungskapazitäten 
beschränkt werden. Vielfach sahen sich die Pflegestellenbetreiber 
veranlaßt, ihre Einrichtungen neu zu adaptieren bzw. auszubau-
en. Außerdem schlossen sich alle bäuerlichen Pflegestellen in der 
Absicht der Gewährleistung eines bestimmten Mindestpflegeni-
veaus zu einer vereinsmäßigen "Interessensgemeinschaft der so-
zial-ökologischen Wohn- und Betreuungsstätten Kärntens" zu-
sammen. Daneben muß nun garantiert werden, daß sämtliche 
betreute Personen nur mit eigenem Einverständnis bzw. dem der 
Erziehungsberechtigten oder des gesetzlichen Sachwalters in 
einer dieser Einrichtungen untergebracht werden dürfen. 
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Eine weitere Verbesserung wurde durch die Regelung einer obli-
gatorischen qualitativen Ausbildung der Pflegestellenbetreiber 
und des sonstigen Hilfspersonals geschaffen, welche nunmehr 
einen 40-stündigen psychiatrischen Pflegekurs absolvieren müs-
sen. Daran schließen monatliche Fortbildungskurse an. Häufige 
Arbeitsgespräche und Erfahrungsaustausch der Pflege-
stellenbetreiber im Rahmen ihrer Interessengemeinschaft sollen 
zu einer besseren Koordination der einzelnen Pflegestellen unte-
reinanderer beitragen. Die Interessensgemeinschaft erklärt sich in 
ihren Vereinsstatuten auch bereit, zwecks Wahrung der Transpa-
renz der einzelnen Einrichtungen, für Dissertationen und Dip-
lomarbeiten im medizinischen, psychologischen und wirt-
schaftswissenschaftlichen Bereich für Feldstudien bereitzustehen. 

Dennoch bleiben noch viele Kritikpunkte offen. So zielt das Au-
ßenpflegemodell in seiner neuen Form noch immer nicht in Rich-
tung einer weitgehenden Autonomie, sondern vielmehr in die 
einer reinen Versorgung der geistig und mehrfachbehinderten 
Personen. Gerade die größeren Einrichtungen nähern sich durch 
ihrem heimartigen Charakter den konzeptionellen Strukturen von 
psychiatrischen Anstalten und Pflegeheimen. Von einer psychiat-
rischen Familienpflege kann dabei nicht mehr die Rede sein. 

5.3.3.2. Außenpflegefürsorge des Landessonderkrankenhauses 
Graz-Feldhof 

Im Jahre 1949 wurden erstmals chronisch psychisch Kranke vom 
Landessonderkrankenhaus Graz auf Pflegeplätze außerhalb der 
Anstalt aufgeteilt. In der überwiegenden Zahl handelte es sich 
dabei um entlassungsfähige Oligophrene, d.h. von Geburt an 
Schwachsinnige, sowie solche mit Residualsyndromen bei Psy-
chosen. Die Motive für diese Initiative lagen einerseits in dem 
herrschenden Platzmangel in der Anstalt, andererseits aber auch 
in der Zielsetzung der Ermöglichung eines humanen extramuralen 
Lebensbereiches für die Patienten. Diese "psychiatrische Außen-
pflege" wurde in den Sechziger Jahren unter dem mittlerweile 
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verstorbenen Direktor der Allgemeinen Psychiatrischen Abtei-
lung, Herrn Hofrat Prim. Dr. Fürtinger, sukzessive ausgebaut. 
Seit 1988 ist Prim. Dr. Größl mit der Betreuung und Weiterfüh-
rung dieses Integrationsmodells betraut. 

Zur gegenwärtigen Situation 

Zur Zeit werden 155 Patienten an 99 Pflegeplätzen im Rahmen 
der Außenfürsorge betreut. Darunter befinden sich 65 landwirt-
schaftliche Betriebe, bei den restlichen 34 Stellen handelt es sich 
um private Haushalte. Die ursprüngliche Konzeption einer Inte-
gration behinderter Personen in landwirtschaftliche Betriebe 
wurde deshalb gewählt, da die Patienten mehrheitlich landwirt-
schaftlicher Herkunft waren. Heute besteht jedoch die Intention, 
die Anzahl der außerlandwirtschaftlichen Pflegeplätze zu er-
höhen. 

Pro Stelle sind ein bis maximal fünf Patienten untergebracht, wo-
bei neuerdings davon abgegangen wird, mehr als zwei Personen 
pro Pflegestelle zu integrieren. Trotz dieser Regelung wird aber 
darauf verzichtet, gut eingespielte, langjährig bewährte Gemein-
schaften mit mehreren Behinderten im Nachhinein zu trennen. 
Die Frage, ob ein oder zwei Personen je Betrieb das Optimum 
darstellen, ist sehr von der Dreieckskonstellation Patient-
Quartiergeber-Betrieb abhängig. Neben den räumlichen und 
betreuungspersonellen Voraussetzungen spielt dabei die psy-
chische Konstellation der Behinderten, d.h. die Frage, ob und 
inwieweit sich die Behinderten untereinander vertragen können, 
sowie das Verhältnis zu den haushaltseigenen Personen die tra-
gende Rolle. 

Die Pflegeplätze befinden sich ausschließlich in den acht politi-
schen Bezirken der südlichen Steiermark mit Schwerpunkt um 
Leibnitz. Dies deshalb, da zu Beginn des Modells die Pflegeplät-
ze über persönliche Kontakte und Mundpropaganda vermittelt 
wurden. Auch heute noch treten die meisten Interessenten auf-
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grund inoffizieller Kontakte an das LSKH-Graz heran. Gegen-
wärtig ist die Zahl interessierter Quartiergeber höher als die der 
für eine Außenfürsorge in Frage kommenden Patienten. Das Al-
ter der Patienten bewegt sich zwischen 16 und mehr als 90 Jah-
ren. Einzelne Personen sind schon mehr als 40 Jahre im Haus-
haltsverband ihrer Pflegefamilie untergebracht. Insofern kann in 
sehr vielen, besonders langjährigen Außenpflegefällen von einer 
weitgehenden Bindung mit innerfamiliärer Akzeptanz ausgegan-
gen werden. 

Allgemeine Aspekte zur Integration geistig Behinderter in land-
wirtschaftlichen Betrieben 

Durch die Vielzahl an einfachen Betätigungsmöglichkeiten ist der 
landwirtschaftliche Betrieb prädestiniert für die beschäftigungs-
therapeutische Betreuung geistig behinderter Menschen. Insbe-
sondere negative Aspekte psychosozialer Unterstimulationen 
treten kaum in Erscheinung. Als auffallend erwies sich beim Be-
such einzelner Betriebe die erstaunliche Kreativität der unterge-
brachten Patienten, die als Zeichen des Wohlbefindens gewertet 
werden muß. Gerade Phänomene der Hospitalisierung, wie sie in 
geschlossenen Anstalten gang und gäbe sind, waren nicht zu be-
obachten. Einfache Tätigkeiten, wie das Aufräumen oder die 
Pflege von Haustieren, wirken durchaus animierend auf die psy-
chische Konstellation geistig Behinderter. Nicht selten schaffen 
sich die Patienten aus eigenem Antrieb gewisse Hobbies, die sich 
aus deren konkreten Wohn- und Lebensverhältnissen ergeben. 
Manche sammeln z.B. im Wald Vogelfedern, betreuen ihre eige-
nen Blumentöpfe, ziehen ihr eigenes Gemüse im Garten oder 
verspüren das Bedürfnis, ihre konkrete Umwelt zu malen oder ihr 
Zimmer zu verschönern. 

Vorteilhaft erweist sich in landwirtschaftlichen Familien die stän-
dige Anwesenheit von Haushaltspersonen, wodurch die Konti-
nuität der Betreuung gewährleistet werden kann. Andererseits ist 
diese Situation wiederum kohärent mit einem großen psychischen 
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Druck, dem sich die Quartiergeberfamilien dabei ausgesetzt se-
hen. Die ganzjährige Betreuung im Familien- bzw. Haushaltsver-
band verhindert ein Abstandnehmen und erfordert eine hohe To-
leranzschwelle sowie ein hohes Maß an psychischer Belastbar-
keit. 

Von einer Einbeziehung geistig behinderter Personen, welche 
nicht aus dem agrarischen Bereich stammen, ist nach Meinung 
der Grazer Außenfürsorgebetreiber in den meisten Fällen Ab-
stand zu nehmen. Die Anregung zur Schaffung eines Pflegeplatz-
verhältnisses sollte generell unter Einbeziehung der Behinderten 
geschehen. Im LSKH-Graz geht in der Mehrzahl der Fälle die 
Initiative für die Entlassung in die Außenfürsorge von den Pati-
enten selber aus. Sofern medizinisch vertretbar, wird dem dann 
stattgegeben. Die Zuweisung zu einer bestimmten Quartierfamilie 
ist niemals endgültig. In "Schnupperwochen" wird zuerst das 
Zusammenleben erprobt. Harmonieren Quartiergeber und Patien-
ten nicht miteinander, besteht die Möglichkeit, eine neue Pflege-
stelle auszuprobieren, oder ins LSKH-Graz zurückzukehren. 

Grundsätzlich sollte davon ausgegangen werden, daß die oberste 
Devise der Außenpflegefürsorge die Schaffung eines Gleichge-
wichtes zwischen Quartiergeber und Patient sein sollte. Geistig 
Behinderte dürfen in kein Abhängigkeitsverhältnis zu ihren Pfle-
geeltern geraten. Es muß auch verhindert werden, daß sie zu 
Objekten eines Behindertenmanagements degradiert werden. Die 
Perspektive zur Schaffung eines selbstgestalteten Lebens darf in 
keinster Weise untergraben werden. Es steht dabei nicht die "Pri-
vatisierung sozialer Dienste" auf der Tagesordnung, sondern 
vielmehr die Kreierung fortschrittlicher, zukunftsweisender Mo-
delle, die es ermöglichen sollten, der Internierung in den An-
stalten zu entgehen und den betroffenen Personen ein sinnhaftes 
Leben zu bieten. Dafür müssen allerdings Rahmenbedingungen 
einer sozialen Kontrolle postuliert werden. 

Rahmenbedingungen der Außenfürsorge 
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Eine conditio sine qua non der Außenpflegefürsorge ist die psy-
chosoziale Betreuung durch geschultes Personal. Gegenwärtig ist 
dabei ein gewisser Nachholbedarf gegeben. Die beiden Kranken-
pflegepersonen, die in der Regel vierzehntägig turnusmäßig die 
einzelnen Pflegestellen aufsuchen, sind schwer überlastet. Wün-
schenswert wäre deshalb die Aufstockung des Personals um min-
destens zwei psychiatrisch geschulte Sozialarbeiter und einem 
Psychologen. Nur so kann eine effiziente extramurale Versor-
gung psychisch Kranker gewährleistet werden. 

Das LSKH-Graz achtet weiters darauf, über Kontrollmecha-
nismen zu verfügen, welche garantieren sollen, daß die Pfleglinge 
in den Außenfürsorgeplätzen in kein Abhängigkeits- bzw. 
Dienstbotenverhältnis geraten. Als wirksam erwiesen sich dabei 
unangemeldete Besuche durch die beiden Krankenpfleger. Be-
steht der Verdacht auf nur die kleinste Unregelmäßigkeit, so wird 
der betreffende Patient zur vorübergehenden Beobachtung in das 
LSKH-Graz zurückgeholt. In der Vergangenheit mußten des 
öfteren aufgrund unzumutbarer Betreuungsverhältnisse einzelne 
Pflegeplätze stillgelegt werden. Die Gründe dafür waren sehr 
verschiedenartig. Es sollen nur einige davon angeführt werden: 

- Mangelhafte sanitäre Verhältnisse; deshalb wird peinlichst 
darauf geachtet, daß jeder Patient über ein eigenes, men-
schenwürdiges Zimmer verfügt, die Kleidung in einem sau-
beren und ordentlichen Zustand ist und der Behinderte als 
Person insgesamt einen gepflegten Eindruck macht. 

- Fehlende Integration; so z.B. wenn der Behinderte seine 
Mahlzeiten nicht am gemeinsamen Mittagstisch zu sich 
nehmen darf. 

- Unzumutbare Arbeitsverhältnisse; so wenn der Betriebsin-
haber Patienten zu Schwerarbeit nötigt. Der Umfang der 
geleisteten Arbeit darf keineswegs über den Umfang einer 
Beschäftigungstherapie hinausgehen und muß auf Frei-
willigkeit basieren. 
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- Fehlende Betreuung; so kam es vor, daß der Quartiergeber 
schon so alt war, daß er selber betreut hätte werden müs-
sen. 

- Undurchsichtige Verhältnisse; wenn die Vermutung nahe 
liegt, daß in irgendeiner Weise Dinge außerhalb der Kon-
trolle der für die psychiatrische Betreuung maßgeblichen 
Stellen passieren, so z.B. der Verdacht, daß die Arbeits-
kraft einer behinderten und weitgehend willenlosen Person 
an Dritte verborgt wird etc.. 

- Unzufriedenheit des Patienten; sobald sich ein Patient mit 
seiner Situation unzufrieden äußert, hat er das Recht, die 
Pflegestelle zu verlassen. 

Ein weiteres Kontrollinstrument stellen gemeinsame Urlaubs-
aktionen dar. Die Pfleger und Sozialarbeiter haben hier die Mög-
lichkeit, in der ungezwungenen Atmosphäre eines Gruppen-
urlaubs, die Patienten besser kennenzulernen. Erst so können sie 
sich oft einen Gesamteindruck über ihre Situation verschaffen, 
Details und innere Beweggründe erfahren, welche in den Ge-
sprächen am Hof sonst nicht bekannt würden. Diese Urlaubs-
aktionen sind so gesehen ein probates Mittel, von den Bauern 
eventuell aufgebaute Potemkinsche Dörfer zu zerstören. 

Die medizinische Betreuung der Patienten übernimmt in der Re-
gel ein Hausarzt. Dieser ist auch für die neurologische Behand-
lung zuständig, d.h. z.B. für die eventuelle Verabreichung von 
Depot-Neuroleptika und Psychopharmaka. So gesehen wird auch 
er in das Kontrollinstrumentarium miteinbezogen. 

In diesem Zusammenhang kritisch anzumerken ist die mangelnde 
Vorbereitung der haushaltseigenen Betreuungspersonen auf kon-
krete Betreuungssituationen. Hier könnte in Zukunft durch eine 
psychologisch-medizinische Grundausbildung für die Pflegestel-
lenleiter, vor allem wenn es sich um neue Pflegeplätze handelt, 
ein wertvoller Beitrag geleistet werden. Auch eine unterstützende 
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Einbeziehung weiterer behindertenrelevanter Organisationen in 
die Kontrollmechanismen wäre durchaus sinnvoll und denkbar. 

Die finanzielle Situation und die rechtliche Stellung 

Die finanzielle Abgeltung der Leistungen in der Außenpflegefür-
sorge stellt ein diffiziles Problem dar. Einerseits ist nichts da-
gegen einzuwenden, daß der landwirtschaftliche Betriebsleiter 
aufgrund der erbrachten Leistungen wie Unterkunft, Essen, Klei-
derpflege etc., ein angemessenes Pflegegeld erhält, andererseits 
darf die Summe der zu erfolgenden Zahlungen für die erbrachten 
Pflegeleistungen nicht so hoch sein, daß sie als lukrative Ge-
winnkomponente in den Mittelpunkt des Interesses rückt. 

Zur Zeit erhalten die Quartiergeber, abgestuft nach der Pflege-
intensität und der Arbeitsleistung des Pfleglings, ein Quartiergeld 
in der Höhe von ca. 4.000 bis 5.000 öS je Monat. Dieser Betrag 
stammt gegebenenfalls von einer Pension des Patienten oder als 
Pflegegeld von der für die Sozialhilfe zuständigen Rechtsabtei-
lung 9 (RA 9) der steirischen Landesregierung. In den meisten 
Fällen ist dieser Betrag durchaus eine wichtige Einkommens-
komponente, wenn man bedenkt, daß die Grundausgaben für das 
Mitleben im Familienverband als relativ gering zu veranschlagen 
sind. Im Vergleich zu den üblichen Tagessätzen in privaten Pfle-
geheimen bzw. im LSKH-Graz sind die Pflegesätze der Außen-
fürsorge niedrig. Private Pflegeheime verlangen üblicherweise 
zwischen 10.000 und 15.000 öS pro Monat und Pflegling, wäh-
rend der Tagessatz des LSKH-Graz aufgrund der medizinischen 
Leistungen 1.200 öS/tgl. exklusive Mehrwertsteuer beträgt. Das 
Modell der Außenpflegefürsorge bringt demnach für das öffentli-
che Budget erhebliche Einsparungen mit sich, die sich nach einer 
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einfachen Modellrechnung auf monatlich 4,88 Mio. öS belau-
fen.90 

Der Patient erhält seine Pension abzüglich dem Quartiergeld so-
wie zusätzlich ein monatliches Taschengeld vom Pflegestellenlei-
ter, welches lediglich als eine kleine Anerkennung für erbrachte 
Arbeitsleistungen zu verstehen ist und in der Höhe zwischen 
100,- und 1.000,- öS liegt. 

Von den 155 integrierten Personen sind lediglich 40 ohne Sach-
walter. 69 zumeist ältere Personen werden von ihrem Quartier-
geber besachwaltert, 45 haben einen Sachwalter außerhalb des 
Haushaltsverbandes. Hier stellt sich ein gravierendes Problem, da 
die Zugriffsmöglichkeiten der Sozialfürsorgestellen auf die Pfleg-
linge bei einer gegebenen Sachwalterschaft des Betriebsleiters 
beschränkt sind. Es ist deshalb ein wesentlicher Grundsatz der 
Außenfürsorge, darauf zu achten, wenn möglich solche Verhält-
nisse zu beseitigen bzw. für die Zukunft zu verhindern. Besteht 
die Notwendigkeit einer bestimmten Anschaffungen für die be-
sachwalterten Behinderten, so übernehmen die mit der Situation 
vertrauten Krankenpfleger bzw. Sozialarbeiter in der Regel den 
Vermittlerpart zu den Sachwaltern. 

Vergleich Anstaltsbetreuung und Außenfürsorge 

Neben der finanziellen Komponente sprechen eine Reihe weiterer 
Gründe für die Außenfürsorge: 

- Grundvoraussetzung für die Außenbetreuung ist das Vor-
handensein eines eigenen Zimmers. Im Gegensatz dazu 
müssen sich in den psychiatrischen Anstalten normaler-
weise mehrere Patienten einen Raum teilen und verfügen 
oft nur über einen eigenen Spind. 

                                                   
90 Annahmen: Pflegegeld 4.500,- öS, 155 Patienten, 1.200,- Tagessatz 

LSKH 
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- Neben dem größeren Raumangebot bietet insbesondere der 
landwirtschaftliche Betrieb viele Freiräume zur Tagesge-
staltung. Die Patienten können inneren Neigungen freien 
Lauf lassen und ein hohes Potential an Kreativität und 
Phantasie entwickeln. Dies zeigt sich, indem bestimmte Tä-
tigkeiten besonders gerne verrichtet bzw. Hobbies ge-
funden werden. 

- Die Einbeziehung der Patienten in den Haushaltsverband 
ermöglicht oft eine tiefe emotionelle Bindung zu den Pfle-
gepersonen. In nicht wenigen Fällen reden die Pfleglinge 
ihre Quartiergeber als Eltern an. Auf diese Weise werden 
Bezugspersonen geschaffen, die den Behinderten, welche 
kaum noch über familiäre Bindungen verfügen, einen ge-
wissen sozialen Halt geben können. 

- Die Außenfürsorge kann ein richtungsweisendes Modell 
der extramuralen Betreuung geistig Behinderter und chro-
nisch psychisch Kranker darstellen, soweit deren Behinde-
rungsgrad ein bestimmtes Maß an Selbständigkeit in den 
Alltagsbereichen erlaubt. Immerhin besteht die Möglichkeit 
zu Außenkontakten mit der Dorfgemeinschaft, obwohl dies 
in der Realität nur selten der Fall ist. 

Folgende Probleme ergeben sich bei der Außenfürsorge: 

- Die sozialmedizinische Betreuung ist in der Außenfürsorge 
mangelhaft organisiert. In den psychiatrischen Anstalten 
besteht unterdessen die Möglichkeit einer ständigen psychi-
schen sowie medizinischen Betreuung. 

- Die sanitären Verhältnisse lassen bei den Außenpflege-
stellen im Vergleich zu gut eingerichteten Anstalten oft ei-
niges zu wünschen übrig. 

- Die Effizienz der Kontrollmechanismen ist in manchen Be-
langen unsicher. Aufgrund der mangelnden personellen 
Ausstattung sind gröbere Übergriffe von Seiten der Quar-
tiergeber zumindest denkbar. 
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- Schwierigkeiten ergeben sich bei der Zugriffsmöglichkeit 
von Fürsorgestellen, wenn der Quartiergeber gleichzeitig 
als Sachwalter auftritt. 

- Den Bauern bzw. privaten Haushaltsvorständen fehlt in der 
Regel jede pädagogische Kompetenz im Umgang mit psy-
chisch kranken Personen. 

- Da in der Mehrzahl der Fälle die Bäuerinnen den Großteil 
der Pflegeleistungen erbringen, führt dies zu einer zusätz-
lichen Belastung der Frau. 

- Aufgrund der Arbeitssituation im landwirtschaftlichen Be-
trieb fehlt häufig die Zeit für eine eingehendere Betreuung 
der behinderten Personen. Kontaktmöglichkeiten zwischen 
gleichaltrigen Behinderten, wie sie Sozialzentren bzw. al-
ternative Wohngemeinschaften erlauben, sind im bäuerli-
chen Betrieb wenn, dann nur sehr eingeschränkt vorhan-
den. 

Weitere Überlegungen und Perspektiven für die Zukunft 

Das Modell der Außenfürsorge chronisch psychisch kranker und 
geistig behinderter Personen erfordert ein hohes Maß an Doku-
mentation und sozialer Kontrolle. Über sämtliche Patienten müs-
sen genaue Aufzeichnungen geführt, alle relevanten Vorfälle so-
wie die erfolgten Kontrollvisiten genauestens registriert werden. 
Dieser hohe administrative Aufwand schränkt letztendlich wie-
derum die personellen Betreuungsmöglichkeiten ein. In der heu-
tigen Situation kann die Außenfürsorge daher nur in einem relativ 
kleinen räumlichen Gebiet durchgeführt werden. Quartiergeber, 
die zu weit abseits vom Betreuungszentrum LSKH-Graz liegen, 
konnten aus Gründen der Erreichbarkeit durch die Kontrollorga-
ne bisher nicht berücksichtigt werden. So gesehen erscheint eine 
personelle Aufstockung des Betreuungspersonals als unumgäng-
lich. 

Juristische Aspekte 
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Eine weitere Schwierigkeit liegt in der rechtlichen Unsicherheit 
dieses Modells. Für die administrative Durchführung der Außen-
fürsorge fehlt bis dato jegliche legistische Basis. Sämtliche Akti-
vitäten werden in einer gesetzlichen Grauzone abgewickelt. Dies 
birgt die Gefahr, daß bei möglichen negativen Resultaten die 
Initiatoren und involvierten Betreuer voll zur Rechenschaft ge-
zogen werden könnten. Hier wäre die Schaffung eines klaren 
rechtlichen Rahmens zum Schutz aller betroffenen Personen, 
einschließlich der Behinderten, angebracht. 

Die Perspektiven der Außenfürsorge für die nähere Zukunft sind 
durchaus positiv zu werten. Letztlich wäre für eine Ausweitung 
dieses Pilotprojektes die Einrichtung neuer dezentraler Ko-
ordinationsstellen wünschenswert. Hierfür kämen alle psychia-
trischen und psychotherapeutischen Anstalten in Frage, von de-
nen aus ein Netz von Pflegestellen betreut werden könnte. Diese 
Aussicht impliziert konsequenterweise die Initiierung eines brei-
ten, öffentlich geführten Diskussionsprozesses. Erst dann sollte 
daran gedacht werden, die dafür nötigen Mittel zur Verfügung zu 
stellen bzw. aus dem Etat der stationären Anstaltsbetreuung um-
zuschichten. 

Die Außenfürsorge kann jedoch keinesfalls als Substitut für eine 
stationäre Anstaltspflege herhalten. Es gibt eine Vielzahl von 
geistig Behinderten und chronisch psychisch Kranken, für die 
diese Möglichkeit aus diversen Gründen denkbar ungeeignet wä-
re. Auch sollte in allen Fällen die individuelle Wahlmöglichkeit 
zwischen einer Betreuung in der Außenfürsorge, in einer Anstalt 
oder in alternativen Einrichtungen beibehalten werden. Die Ent-
scheidung darüber, welche Alternative gewählt wird, sollte unbe-
dingt unter Einbeziehung der betroffenen Patienten bzw. deren 
Angehörigen erfolgen. Summa summarum ist das Modell der 
Außenfürsorge regulativ als Alternativmöglichkeit einer extra-
asylären Pflege gegenüber der traditionellen Internierung zu ver-
stehen. 



Außenpflegefürsorge 169 

 
5.4. Weitere Einrichtungen 

Abschließend soll noch auf andere, in dieser Untersuchung nicht 
erhobene, bereits existierende oder im Entstehen begriffene ös-
terreichische Behindertenbetreuungsmodelle in oder mit der 
Landwirtschaft kurz hingewiesen werden. So betreibt z.B. das 
Berufliche Bildungs- und Rehabilitationszentrum (BBRZ) Linz in 
St. Marienkirchen an der Polsenz einen Bauernhof in Form einer 
geschützten Werkstätte. Das Evangelische Diakonwerk führt in 
Gallneukirchen das "Anlernheim Friedenshort", in dem geistig 
Behinderte in einer Gärtnerei beschäftigt werden. Ebenfalls eine 
Gärtnerei zur Beschäftigung geistig Behinderter betreibt die glei-
che Einrichtung in Waiern/Treffen. Das Landesbehindertenzent-
rum in Graz/Andritz und das Schloß Oberrein/Salzburg haben 
auch Gärtnereien zur Behindertenbetreuung eingerichtet. Am 
"Landbauhof Schweigau" des Arbeitstrainingzentrums (ATZ) 
Linz in Asten bei Enns werden gleichermaßen Behinderte in der 
Landwirtschaft beschäftigt. Die Barmherzigen Brüder unterhalten 
in Kainbach in der Steiermark einen landwirtschaftlichen Betrieb, 
auf dem ca. 25 geistig Behinderte in einer losen Wohngemein-
schaft untergebracht sind. Daneben betreiben aber auch einzelne 
große psychiatrische Krankenhäuser für therapeutische Zwecke 
kleinere landwirtschaftliche Betriebe oder Gärtnereien, wie z.B. 
Hall/Tirol oder Mauer/Öhling. In Vorarlberg hat die Caritas in 
Wallgau bei Ludesch kürzlich ein Einfamilienhaus angekauft. Für 
ca. 20 geistig schwerbehinderte Personen soll eine Langzeit-
betreuung in Form einer Beschäftigungstherapie mit der Land-
wirtschaft sichergestellt werden. Vorgesehen ist dabei der Auf-
bau einer eigenen Schafzucht und einer Schafwollveredelung. Für 
1992 ist die Realisierung dieses Projektes geplant. 
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6. Exkurs: Sachwalterschafts- und Anhalterecht 

In einer Parenthese sollen nun kurz die Grundzüge der Rechts-
fürsorge für psychisch Kranke und geistig Behinderte vorgestellt 
werden. Dies hat bei einer Diskussion über eine extra-asyläre 
Unterbringung im landwirtschaftlichen Bereich eine Bedeutung, 
da sich dabei auch die Frage nach dem Schutz der Persönlich-
keitsrechte bzw. der Problematik der Anhaltung und des Frei-
heitsentzuges als auch der Besachwalterung dieser weitgehend 
hilflosen Personen stellt. 

Es kommt immer wieder vor, daß Pflegestellenleiter bzw. Ver-
antwortliche und Mitarbeiter extra-asylärer Pflegeeinrichtungen 
die Sachwalterschaft in allen Bereichen oder Teilbereichen über 
ihnen anvertraute Personen übernehmen. Diese Situation birgt ein 
großes Konfliktpotential in sich, insbesondere dann, wenn latente 
Verwahrlosungs- und Ausbeutungszustände der direkt von ihren 
Quartiergebern abhängigen Personen von der öffentlichen Für-
sorge nur noch schwer beseitigt werden können. Die Problematik 
stellt sich dabei nicht so sehr bei den eklatanten und offensichtli-
chen Fällen, bei denen ein Pflegschaftsgericht bestimmten, erwie-
senermaßen ungeeigneten Personen die Sachwalterschaft wieder 
entziehen kann, sondern bei all jenen Fällen, bei denen Interes-
senskonflikte gegeben sind und die notwendige Distanz fehlt. Es 
geht weniger darum, die Pflegekompetenz bestimmter Pflegeper-
sonen anzuzweifeln, als vielmehr einen effizienten Schutz geistig 
Behinderter mit eingeschränktem Artikulationsvermögen und 
verminderter Organisations- und Konfliktfähigkeit sicherzustel-
len. Die Ursachen prekärer Abhängigkeitsverhältnisse sind nicht 
so sehr vom Charakter und der Persönlichkeit eines Sachwalters 
als vielmehr von strukturellen Grundlagen abhängig. Allein die 
Schaffung des nötigen juristischen Instrumentariums und deren 
Implementation durch qualifizierte Organisationen und Einrich-
tungen, welche die Intentionen des sozialrechtlichen Instrumenta-
riums in die Praxis umsetzen können, sind Garant für einen aus-
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reichenden Schutz der Persönlichkeitsrechte geistig behinderter 
Menschen. 

6.1. Gesetzliche Reformanstrengungen 

Mit dem Paradigmenwechsel in der Position gegenüber geistig 
behinderten und psychisch kranken Menschen in den Siebziger-
jahren, der ursächlich mit den Erfahrungen aus der inter-
nationalen Antipsychiatriebewegung und ersten Ansätzen einer 
"Offenen Psychiatrie" zusammenfällt, ergab sich auf gesetzlichem 
Gebiet ein Bedarf nach einer grundlegenden Reform der Rechts-
fürsorge für geistig behinderte Menschen. Das traditionelle 
Krankheitsverständnis und herkömmliche Versorgungssysteme 
wurden zunehmend in Frage gestellt, der mit einer Entmündigung 
verbundene Freiheitsverlust, der vollständige oder teilweise Ent-
zug der Geschäftsfähigkeit und das Ausgeliefertsein an die Inte-
ressen anderer immer mehr einer Kritik unterzogen. Alternative, 
gemeindenahe Netze einer psychiatrischen Versorgung wurden 
alsbald in die Diskussion eingebracht. 

Mit der zweiten Novelle zum Krankenanstaltengesetz 1974 
(KAG, 1965) kam es erstmals zu einer beabsichtigten Eingliede-
rung der Psychiatrie in die Allgemeinmedizin. Dabei wurde die 
Möglichkeit sowohl der Einrichtung von psychiatrischen Ambu-
lanzen, Tag- und Nachtspitälern als auch einer inneren Differen-
zierung der Anstalten vorgesehen. Eigene bettenführende neuro-
logische und psychiatrische Abteilungen sollten in bestimmten 
Allgemeinkrankenhäusern, an sogenannten Schwerpunkt- und 
Zentralanstalten, verankert werden. Weites sollten Konsiliarärzte 
für die psychiatrische und neurologische Versorgung an Stan-
dardkrankenanstalten verantwortlich zeichnen. Der Öster-
reichische Krankenanstaltenplan (Teil B, 1976) des Bundes-
ministeriums für Gesundheit und Umweltschutz bestimmte die 
Funktion dieser psychiatrischen Abteilungen an den Allgemein-
krankenhäusern näher. Demnach war es deren Aufgabe, für die 
Akut- und Erstversorgung, aber auch für die Rehabilitation psy-
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chisch und geistig Kranker Sorge zu tragen. Diese ersten An-
strengungen in Richtung einer Sektorialisierung der Psychiatrie 
waren jedoch nicht von großem Erfolg gekrönt. Durch den we-
nig verbindlichen Charakter der Gesetzesbestimmungen erfolgte 
die Umsetzung der Reformen in den einzelnen Krankenhäusern 
äußerst langsam. Es darf daher nicht verwundern, wenn zehn 
Jahre nach der Novelle erst drei der zehn großen Sonderanstalten 
psychiatrische Ambulanzen eingerichtet hatten und in mehr als 
der Hälfte der Standardkrankenhäuser immer noch keine vorge-
schriebenen Konsiliarärzte tätig waren.91 

Eine weitere Etappe auf dem Reformweg des Sachwalter- und 
Anhalterechtes wurde mit den Neuregelungen im Bundesgesetz 
über die Sachwalterschaft für behinderte Personen 1983 und im 
Bundesgesetz über die Unterbringung psychisch Kranker in 
Krankenanstalten 1990 beschritten, welche die alte Entmündi-
gungsordnung (EntO) von 1916 und einzelne Bestimmungen des 
Krankenanstaltengesetzes (KAG) 1956 außer kraft setzten. Ziel 
dieser Gesetze war eine grundlegende Reform der Zwangsan-
haltung sowie die Schaffung eines besonderen Schutzes für Per-
sonen, die wegen einer psychischen Krankheit oder geistigen 
Behinderung ihre Angelegenheiten nicht selbst ordnungsgemäß 
erledigen konnten. Dieser Personengruppe wurde eine besondere 
Schutzbedürftigkeit zugesprochen, die rechtsfürsorgliche 
Betreuung sollte als justizeigene Aufgabe sichergestellt werden. 
Die Kritik der alten Entmündigungsordnung lief auf deren man-
gelnde Bedarfgerechtigkeit hinaus. Den Betroffenen wurde nicht 
wirklich geholfen. Einerseits waren nur die zwei Kategorien der 
vollen und der beschränkten Entmündigung vorgesehen, was zu 
einer unangemessen hohen Zahl und langen Dauer bei den Ent-
mündigungen führte, andererseits waren die bestellten Kuratoren 
oder Beistände nicht in der Lage oder nicht willens, eine effizien-
te sozialrechtliche Betreuung zu gewährleisten. Nicht selten fehl-

                                                   
91 vgl. Rudolf Forster, Jürgen M. Pelikan: a.a.O., S.305 ff 
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te ihnen auch der persönliche Kontakt zu dem Mündel, viele 
lehnten eine finanzielle Unterstützung für notwendige Re-
habilitationsmaßnahmen ab und gefährdeten dadurch eine opti-
male Betreuung. Der letzte Kritikpunkt betraf die diskrimi-
nierende Form des Gerichtsverfahrens bei einer Entmündigung. 
Meist wurde das Entmündigungsverfahren sehr oberflächlich und 
über den Kopf der Betroffenen hinweg durchgeführt, was nicht 
selten nicht notwendige und zu lang andauernde Entmündigun-
gen zur Folge hatte. Gekennzeichnet waren diese Verfahren au-
ßerdem durch das weitgehende Fehlen einer rechtlichen Vertre-
tung der Betroffenen. 

Die reformierten strittigen Bestimmungen im Krankenanstalten-
gesetz betrafen die Aufnahme, Anhaltung und Entlassung geistig 
oder psychisch behinderter Menschen. Nach der österreichischen 
Gesetzeslage unterliegen die Grundrechte der Person einem be-
sonderen Schutz und dürfen grundsätzlich nicht außer kraft ge-
setzt werden. Dabei gibt es im medizinischen Bereich allerdings 
drei Ausnahmen: die zwangsweise Behandlung von ansteckenden 
Geschlechtskrankheiten und Tuberkulose nach dem Tuberkulo-
segesetz und dem Geschlechtskrankheitengesetz, sowie jenen 
Passus im Krankenanstaltengesetz, welcher "die Beaufsichtigung 
und Absonderung" vorsieht, "wenn der Kranke seine oder die 
Sicherheit anderer Personen gefährdet" (§ 37 Abs.2 KAG). Als 
Folge davon können Angehaltene "in ihrer Freiheit der Bewe-
gung oder des Verkehrs mit der Außenwelt beschränkt werden" 
(§ 51 Abs.1 KAG). Die Angehaltenen können in weiterer Folge 
auch "zur Beschäftigung im Rahmen der Heilbehandlung heran-
gezogen werden" (§ 51 Abs.3 KAG). 

Zum Gegenstand der Rechtsreformen wurde auch die Aufnahme 
in eine geschlossene Anstalt. Die alte Gesetzeslage sah neben 
einer freiwilligen Aufnahme bei einer schriftlichen Erklärung des 
Anstaltsleiters und zweier Zeugen (§ 16 EntO) eine Zwangsauf-
nahme vor, die entweder durch eine amtsärztliche Bescheinigung, 
dem sogenannten "Parere", ausgestellt durch die zuständigen 
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Bezirksverwaltungs- oder Bundespolizeibehörde, erfolgen konn-
te (§ 49 Abs.1 KAG), aber auch mittels Überstellung aus einem 
öffentlichen Krankenhaus, dem sogenanten "Spitalsparere" (§ 49 
Abs.2 KAG). Daneben konnte eine Einweisung auch auf Anord-
nung eines Entmündigungs- oder Pflegschaftsgerichtes erfolgen 
(§ 49 Abs.2 und § 52 Abs.2. KAG), sowie ein Strafgericht einen 
Untersuchungshäftling zur Überprüfung seines Geisteszustandes 
in eine Anstalt verweisen (§ 50 KAG). Die Kritikpunkte beliefen 
sich hierbei hauptsächlich auf die mangelnde fachliche Kompe-
tenz der Amts-, Polizei- und Spitalsärzte bei der Ausstellung von 
Pareren. Kritisiert wurde auch die Anlegung von personenbezo-
genen Daten im Bundesministerium für Inneres, der sogenannten 
Ges-Kartei, welche die Ergebnisse einer polizei- oder amtsärztli-
chen Untersuchung in einer Geisteskrankenevidenz aufbewahrte. 
Sogar wenn der Polizeiarzt keine Anzeichen einer Geistesstörung 
feststellen konnte, erfolgte eine Aufnahme in den Steckzettelin-
dex.92 

Mit der Verabschiedung des Bundesgesetzes über die Sachwal-
terschaft für behinderte Personen (Sachwalterschaftsgesetz 
BGBL. 1983/55), gültig ab 1. Juli 1984, kam es im einzelnen zu 
folgenden bedeutenden Neuregelungen: 

Anstelle der Beistände und Kuratoren werden nun vom Gericht 
von Amts wegen oder auf Antrag der Behinderten selber Sach-
walter bestellt. Sonstige dritte Personen, wie z.B. Angehörige 
besitzen ab nun im Sachwalterschaftsverfahren kein Antragsrecht 
mehr. Der Sachwalter übernimmt als ein vom Gericht bestellter 
gesetzlicher Vertreter mit den Rechten und Pflichten eines Vor-
munds die Verpflichtung zur Sorge um eine psychisch kranke 

                                                   
92 Jürgen M. Pelikan: Zur Reform des Anhalterechtes. Versuch den 

Entwurf für ein "Bundesgesetz über die Unterbringung psychisch 
Kranker in geschlossenen Bereichen von Krankenanstalten (Unter-
bringungsgesetz)" kritisch darzustellen. In: Psychosoziale Arbeit 
1979, Heft 1, S.11 bis 19 
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oder geistig behinderte Person, die ohne Unterstützung der Ge-
fahr von Nachteilen ausgesetzt wäre. Der Sachwalter wird im 
Gegensatz zu den Beiständen und Kuratoren nur mehr für jene 
Angelegenheiten bestellt, bei denen die behinderte Person einer 
Betreuung bedarf. Diese elastische Bestellung des Sachwalters 
für einen bestimmten Kreis vom Gericht definitiv festgelegter 
Aufgaben erlaubt eine bessere Bedürfnisabstimmung für die ein-
zelnen Kranken. Die entsprechende Rechtsfürsorge wird vom 
Sachwalter nur mehr soweit geleistet, wie es für das Wohl der 
entsprechenden Person nötig ist. Eine volle Entmündigung ist 
nicht mehr möglich, das Recht einer mündlichen Testierfähigkeit 
bleibt nunmehr weiterhin vor Gericht erhalten. Dies zeigt sich 
auch im eigentlichen Gerichtsverfahren, wo sich bedeutende 
Verbesserungen in der Rechtsstellung der Betroffenen ergaben. 
Das Verfahren muß nun mündlich und unmittelbar abgewickelt 
werden. Der Richter ist verpflichtet, sich durch Anhören des Be-
troffenen und ihm nahestehender Personen ein persönliches Bild 
über die konkreten Lebensverhältnisse zu machen. Neben dieser 
Anhörungspflicht existiert jetzt auch eine Mitteilungspflicht. Der 
Betroffene selber hat über den Entschluß des Gerichtes und des-
sen Tragweite informiert und aufgeklärt zu werden, die Mittei-
lungen über die beschränkte Geschäftsfähigkeit einer Person 
müssen nunmehr auch an Behörden (Finanzbehörde, Sozialversi-
cherung etc.), an die Gemeinde, das Grundbuch und das Han-
delsregister weitergeleitet werden. Während des Verfahrens kann 
im Bedarfsfall ein einstweiliger Sachwalter als Rechtsbeistand 
eingesetzt werden. 

Abgesehen davon konnte durch das Sachwalterschaftsgesetz 
auch das seit 1981 bestehende, vom Bundesministerium für Justiz 
initierte und vom Ludwig Boltzmann Institut für Medizin-
soziologie wissenschaftlich begleitete Pilotprojekt "Modellver-
such Sachwalterschaft" als "Vereinssachwalterschaft für qualifi-
zierte Sachwalter" gesetzlich verankert werden. Damit wurde 
einer UN-Deklaration aus dem Jahre 1971 betreffend das Recht 
auf qualifizierten Vormund entsprochen. 
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Das Bundesgesetz über die Unterbringung psychisch Kranker in 
Krankenanstalten (Unterbringungsgesetz BGBL. 1990/155) mit 
Gültigkeit ab 1. Jänner 1991, sieht einen verbesserten Schutz der 
Persönlichkeitsrechte psychisch Kranker in geschlossenen Be-
reichen von Krankenanstalten vor: 

Der Grundsatz der Subsidiarität wurde als gesetzliche Barriere 
eingeführt, sodaß die Aufnahme von Kranken in den ge-
schlossenen Bereich einer Anstalt nur noch dann als letztes Mittel 
zulässig ist, wenn alle ambulanten Betreuungsversuche und 
Betreuungsversuche im offenen Bereich gescheitert sind. Eine 
Unterbringung hat sich demnach nunmehr auf jene Fälle zu be-
schränken, wo bei Vorliegen einer psychischen Krankheit, die das 
eigene Leben bzw. die eigene Gesundheit oder die anderer Per-
sonen ernstlich gefährdet, keine ausreichende ärztliche Betreuung 
außerhalb der Anstalt möglich ist. 

Eine Unterbringung aus eigenem Verlangen kann nur eigen-
händig und schriftlich in Gegenwart des leitenden Anstaltsarztes 
oder eines Vertreters und eines weiteren Facharztes auf Widerruf 
erfolgen. Ist die betreffende Person besachwaltert oder noch 
minderjährig, so ergibt sich die Erfordernis einer Zustimmung des 
Sachwalters oder des Erziehungsberechtigten. Bei einer "Unter-
bringung auf Verlangen" hat bei der Aufnahme eine ärztliche 
Untersuchung zu erfolgen, davon abgesehen kann die Unterbrin-
gung auf maximal zehn Wochen anberaumt werden. 

Im Falle einer zwangsweisen Unterbringung, welche im Gesetz 
als "Unterbringung ohne Verlangen" bezeichnet wird, ist die Un-
tersuchung durch einen im öffentlichen Sanitätsdienst stehenden 
Arzt oder Polizeiarzt unbedingt erforderlich. Dieser hat die Vor-
aussetzungen der Unterbringung zu prüfen und zu bescheinigen. 
Von dieser Voraussetzung kann nur dann abgesehen werden, 
wenn Gefahr im Verzug ist. Die Situation gegenüber dem alten 
amtsärztlichen Parere hat sich damit nur insofern geändert, daß 
nunmehr bei der Aufnahme in den geschlossenen Teil einer An-
stalt auch eine Untersuchung durch den Abteilungsleiter und ei-
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nes weiteren Facharztes Prämisse ist. Sobald eine Zwangsunter-
bringung erfolgt ist, sind unverzüglich neben den engeren Ange-
hörigen ein Patientenanwalt oder sonstiger Rechtsbeistand zu 
verständigen. Der Patient muß dabei auch über die Gründe seiner 
Anhaltung unterrichtet werden. 

Der Abteilungsleiter hat bei einer "Unterbringung ohne Ver-
langen" unverzüglich zur Einleitung eines Unterbringungsver-
fahrens das Gericht zu verständigen. Zuständig für dieses Ver-
fahren ist das Bezirksgericht, welches eigene Patientenanwälte zu 
bestellen hat. Der Abteilungsleiter einer geschlossenen Anstalt 
hat den Patienten über seinen zuständigen Patientenanwalt zu 
informieren. Der Patient kann aber vor Gericht einen eigenen 
Rechtsbeistand beantragen, dann erlischt die Aufgabe des Patien-
tenanwaltes. 

Das Gericht ist verpflichtet, innerhalb von vier Tagen nach er-
folgter Unterbringung den Patienten anzuhören, Einsicht in die 
Krankengeschichte zu nehmen und Sachverständige beizuziehen. 
Erscheint die Unterbringung nach den vorliegenden Indizien als 
gerechtfertigt, so hat das Gericht innerhalb von 14 Tagen eine 
mündliche Verhandlung anzuberaumen. Bis zur Verhandlung 
kann bei Notwendigkeit ein einstweiliger Sachwalter bestimmt 
werden. Noch rechtzeitig vor der mündlichen Verhandlung hat 
mindestens ein vom Gericht bestellter Sachverständiger ein 
schriftliches Gutachten an den Kranken, dessen Vertreter und 
den Abteilungsleiter auszufolgen. Das Gericht kann auch noch 
weitere Auskünfte über das soziale Umfeld des Angehaltenen 
einholen. Der Abteilungsleiter ist ebenfalls angehalten, vor der 
mündlichen Verhandlung eine Krankengeschichte des Patienten 
vorzulegen. 

An der mündlichen Verhandlung hat der Kranke persönlich teil-
zunehmen. Nach Anhörung sämtlicher relevanter Auskunftsper-
sonen verkündet das Gericht den Beschluß. Dieser Beschluß muß 
innerhalb von acht Tagen dem Kranken, dessen Vertreter und 
dem Abteilungsleiter zugestellt werden. Der Kranke und seine 
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engen Verwandten besitzen ein Rekursrecht von 14 Tagen nach 
erfolgter Zustellung des Beschlusses, der Abteilungsleiter eines 
von lediglich acht Tagen. Kommt es zu einem Rekurs, so ent-
scheidet das Gericht zweiter Instanz innerhalb von 14 Tagen 
nach Akteneinlauf. Eventuell wird es dabei erforderlich, das Un-
terbringungsverfahren neu aufzurollen. 

Eine "Unterbringung ohne Verlangen" darf maximal drei Monate 
andauern. Danach kann sie in einer weiteren mündlichen Ver-
handlung auf höchstens ein Jahr verlängert werden. Nach Ablauf 
dieser Periode ist jeweils ein neuerlicher Beschluß erforderlich, 
wobei allerdings eine Unterbringung über ein Jahr hinaus nur bei 
Vorliegen besonderer medizinischer Gründe möglich ist. Der 
Abteilungsleiter hat darüber hinaus das Recht, jederzeit eine Un-
terbringung ohne vorherige Zustimmung des Gerichtes aufzuhe-
ben. Er muß dabei nur das zuständige Gericht verständigen. 

In weiterer Folge wurde im Unterbringungsgesetz auch der Pas-
sus über die Beschränkung der Bewegungsfreiheit im Kranken-
anstaltengesetz (§ 51 KAG) novelliert. Eine Beschränkung der 
Bewegung ist im geschlossenen Bereich einer Anstalt nur mehr 
soweit zulässig, wie es die Abwehr von Gefahren oder eine ärtz-
liche Behandlung erforderlich macht. Die Bewegungsfreiheit darf 
nur noch auf bestimmte räumliche Bereiche beschränkt werden, 
wobei der behandelnde Arzt die Gründe dafür angeben und dem 
gesetzlichen Vertreter der behinderten Person bekanntgeben 
muß. Der Kranke und sein gesetzlicher Vertreter besitzen dage-
gen ein gerichtliches Anrufungsrecht. Eine Beschränkung im 
Verkehr mit der Außenwelt ist nicht mehr statthaft. Der Kranke 
darf weder im schriftlichen noch im telefonischen Verkehr mit 
der Außenwelt behindert werden, außerdem hat er jederzeit das 
Recht, mit seinem gesetzlichen Vertreter in Kontakt zu treten. 
Das Recht, Besuche zu empfangen, darf nur noch dann beschnit-
ten werden, wenn dadurch das Wohl des Kranken ernsthaft be-
droht würde. Dies hat mit Angabe von driftigen Gründen von 
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seiten des Anstaltsleiters zu erfolgen. Auch gegen diesen Ent-
scheid kann ein Gericht angerufen werden. 

Auch für die Abwehr von repressiven Maßnahmen, wie das An-
legen von Zwangsmaßnahmen, Zwangsmedikation und Elektro-
schocks gegen behinderte Personen in psychiatrischen Anstalten 
wurde mit diesem Gesetz Sorge getragen. Künftig darf gegen 
den Willen des Kranken bei Einsicht oder der Erziehungsbe-
rechtigten, gesetzlichen Vertreter oder des Gerichtes, wenn keine 
Einsicht des Kranken gegeben ist, keine Behandlung mehr 
durchgeführt werden. Das Gesetz läßt dabei aber eine Hintertür 
offen. Bei großer Dringlichkeit kann nämlich davon eine Aus-
nahme gemacht werden. Die ärztliche Behandlung darf desse-
nungeachtet aber nur anerkannte medizinische Methoden umfas-
sen, wobei die Methoden auf Wunsch dem Kranken und dem 
Patientenanwalt zu erläutern sind. Dem gesetzlichen Vertreter 
des Kranken und, sofern es das Wohl des Kranken zuläßt, auch 
dem Kranken selber wurde nunmehr auch das Recht auf Einsicht 
in die Krankengeschichte gegeben. 

Als Quintessenz der Reform des Sachwalter- und Anhalterechtes 
können einige wesentliche, zentrale Verbesserungen in der recht-
lichen Position und im Schutz der Persönlichkeitsrechte von geis-
tig und psychisch Kranken festgestellt werden, wobei allerdings 
abgewartet werden muß, ob sich in der Praxis, insbesondere im 
Bereich der Zwangsanhaltung und der Zwangsmedikation, durch 
das neue Unterbringungsgesetz grundlegende positive Änderun-
gen ergeben werden, oder ob so manche weiche Formulierungen 
in den Gesetzestexten weiterhin der Persistenz alter Zustände 
Vorschub leisten. Bedauert werden muß, daß das Problem der 
Anlegung von Geisteskrankenevidenzen, d.h. der sogenannten 
Ges-Karteien, wiederum nicht angegangen wurde. Dadurch wird 
sich wohl auch in Zukunft eine behördliche Diskriminierung und 
Stigmatisierung einer nicht unwesentlichen gesellschaftlichen 
Randgruppe perpetuieren. 
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6.2. Vereinssachwalterschaft in der Praxis 

Anläßlich einer Enquete zur Reform der Entmündigungsordnung 
1978 wurde auch das Thema einer verbesserten Rechtsfürsorge 
für psychisch und geistig Kranke durch eigene Institutionen in die 
Diskussion eingebracht. Als primäres Ziel wurde dabei die Ga-
rantie des Rechtschutzes und der Versorgung von Personen nach 
Verhängung von Zwangsmaßnahmen angesehen. Bereits im 
Herbst 1980 konstituierte sich ein "Verein für Sachwalterschaft", 
der ab 1981 vorerst in einzelnen Bezirken in Wien und Niederös-
terreich begann, in einem Modellversuch die praktischen Erfah-
rungen im Rahmen eines Forschungsauftrags des Bundesministe-
riums für Justiz und unter wissenschaftlicher Anleitung des Lud-
wig Boltzmann Institutes für Medizinsoziologie auszuwerten. 

Die Notwendigkeit einer Professionalisierung der Interessensver-
tretung und einer unabhängigen rechtsfürsorglichen Unterstüt-
zung psychisch und geistig Kranker war nicht zu leugnen. Das 
alte System der Laienfürsorge durch Beistände und Kuratoren 
wurde aufgrund des Strukturwandels in der Familie und im ge-
samten Sozialsystem immer inadäquater. Die Anforderungen an 
die Fähigkeiten der gesetzlichen Vertretungspersonen, insbeson-
dere im juristischen Bereich, stiegen unaufhörlich. Immer weni-
ger Personen waren bereit, eine Vormundschaft zu übernehmen 
und die, welche sie übernahmen, konnten oft keine ausreichend 
effiziente Betreuung gewährleisten. 

Der "Modellversuch Sachwalterschaft" verlief überaus erfolg-
reich, sodaß er letztendlich im Bundesgesetz über die Sachwal-
terschaft für behinderte Personen 1983 als "Vereinssachwalter-
schaft" gesetzlich institutionalisiert wurde. Aufgabe der Vereins-
sachwalterschaft ist gemäß Gesetz nunmehr die Zur-Verfügung-
Stellung kompetenter Personen zur Vertretung und rechtsfürsor-
gerischen Betreuung von psychisch oder geistig behinderten 
Menschen, die der Gefahr von Nachteilen ausgesetzt sind. 
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Zu den Aufgaben eines Vereinssachwalters zählen zum einen die 
Funktion als Verfahrensvertreter oder Gerichtssachwalter, d.h. 
als einstweiliger Sachwalter in einem Gerichtsverfahren, aber 
auch als einstweiliger Sachwalter zur Besorgung dringender An-
gelegenheiten, wie z.B. der Einkommens- und Vermögensver-
waltung, der Vertretung vor Ämtern und Behörden oder zur Si-
cherung der erforderlichen sozialen und medizinischen Betreu-
ung. Neben diesen Erstaufgaben können Vereinssachwalter aber 
auch vom Gericht nach einem Sachwalterschaftsverfahren als 
gesetzliche Sachwalter für bestimmte oder sämtliche rechtliche 
Angelegenheiten bestellt werden. 

Die Tätigkeit eines Vereinssachwalters sieht aber auch die Auf-
gabe einer sozialrechtlichen Betreuung von zwangsweise in psy-
chiatrischen Anstalten angehaltenen Personen als sogenannte 
Patientenanwälte vor. Diese Institution ist noch relativ wenig 
ausgebaut. Erklärtes Ziel ist es, in Zukunft die Vertretung der 
Klienten gegenüber der Krankenanstalt und dem Anhaltegericht 
zu verbessern. 

Das Anforderungsprofil an einen hauptberuflichen Vereinssach-
walter ist sehr groß. Er muß eine ganze Reihe von fachlichen 
Qualifikationsvoraussetzungen im juristischen, psychologischen, 
soziologischen und pädagogischen Bereich erfüllen können. Des-
halb bieten sich als hauptberufliche Vereinssachwalter vor allem 
diplomierte Sozialarbeiter, Juristen, Psychologen, Behinderten-
pädagogen bzw. Absolventen verschiedener soziologischer und 
pädagogischer Studienrichtungen an. Jeder hauptberufliche Ver-
einssachwalter arbeitet in einem Team in seiner jeweiligen Ge-
schäftsstelle und hat von dort aus seine Fälle zu betreuen. 

Neben diesen hauptberuflichen Sachwaltern gibt es auch noch 
sogenannte ehrenamtliche Vereinssachwalter, die jedoch im Ge-
gensatz zu den hauptberuflichen Vereinssachwaltern keine be-
sondere Berufsausbildung mitbringen müssen. Ehrenamtliche 
Mitarbeiter sollen ausschließlich in der Funktion des Sachwalters, 
nicht jedoch in Gerichtsverfahren tätig sein. Auch sie arbeiten 
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innerhalb einer kleinen Gruppe von ehrenamtlichen Sachwaltern, 
in der sie von hauptberuflichen Vereinssachwaltern eingeschult, 
fachlich angeleitet und überwacht werden und ihre Erfahrungen 
austauschen können. Ehrenamtliche Vereinssachwalter stehen in 
keinem Arbeitsverhältnis zum Verein und haben vor allem die 
Aufgabe, die hauptberuflichen Mitarbeiter in Routineangelegen-
heiten zu entlasten. Sie erhalten für ihre Tätigkeit lediglich eine 
geringe Aufwandentschädigung. Die Form von ehrenamtlichen 
Vereinsachwaltern wurde auch deshalb gewählt, da dadurch eine 
sehr flexible, kostengünstige und gemeindenahe Betreuung mög-
lich wurde. 

Die Vereinssachwalterschaft wurde in ihrer Organisationsform 
dem Verein für Bewährungshilfe angelehnt. Die Form eines ge-
meinnützigen Vereins erwies sich als besonders zweckmäßig. Als 
privatrechtliche Einrichtung agiert er nach außen hin weitgehend 
unabhängig und hat dabei im Verkehr mit Behörden und Gerich-
ten bei Interessenskonflikten einen sehr großen Spielraum. Das 
Bundesministerium für Justiz behält sich jedoch ein Aufsichts-
recht vor. Andererseits wird die Vereinstätigkeit weitgehend 
durch Subventionen und Zuschüsse des Bundes finanziert. Der 
Verein verpflichtet sich weiter, einen jährlichen Tätigkeitsbericht 
zu erstatten, über die empfangenen Subventionsmittel Rechnung 
zu legen und Büchereinsicht zu gewähren. 

Dem "Verein für Sachwalterschaft" gelang es im Laufe der Jahre, 
sukzessive sein Netz an Geschäftsstellen auszubauen und seinen 
Mitarbeiterstand zu erweitern. Wurde 1981 mit nur drei hauptbe-
ruflichen Sozialarbeitern begonnen, so umfaßte der Verein im 
August 1989 bereits einen Mitarbeiterstab von 40 hauptberufli-
chen und 178 ehrenamtlichen Mitarbeitern, welche zusammen zu 
diesem Zeitpunkt 1.148 Betroffene betreuten. Mehr als die Hälfte 
der Fälle waren alleinstehende alte Menschen, die an hochgradi-
ger Senilität oder altersbedingten geistigen Demenzzuständen 
litten, den Rest machten psychisch Kranke und auffällig gewor-
dene Personen aus. In allerletzter Zeit werden auch mehr und 
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mehr Langzeitentmündigte und Langzeitangehaltene in das 
Klientel der Vereinssachwalterschaft einbezogen. Heute stellt 
sich der mittlerweile in "Verein für Sachwalterschaft und Patien-
tenanwaltschaft" umbenannte Verein als eine gut eingespielte und 
auf viel Erfahrung zurückgreifende Institution dar, welche neben 
dem Sekretariat und zweier Geschäftsstellen in Wien weitere 
Geschäftsstellen in allen Landeshauptstädten außer Bregenz so-
wie in den Städten Wels, Klosterneuburg, Korneuburg, Sankt 
Johann im Pongau, Villach und Oberwart unterhält. 

Der "Verein für Sachwalterschaft und Patientenanwaltschaft" ist 
heutzutage nicht mehr die einzige Einrichtung dieser Art, welche 
Aufgaben der Vereinssachwalterschaft wahrnimmt. In Sankt Pöl-
ten hat sich mittlerweile der "Niederösterreichische Landesverein 
für Sachwalterschaft" aufgrund einer Initiative des Landes Nie-
derösterreich, der Caritas und der Österreichischen Lebenshilfe 
gebildet und in Vorarlberg entstand das "Institut für Sozial-
dienste - Verein für Sachwalterschaft" mit Sitz in Feldkirch. Alle 
diese gemeinnützigen und nicht auf Gewinn orientierten Ein-
richtungen werden vom Bundesministerium für Justiz subven-
tioniert. Ihre Arbeit ist dabei nach regionalen Gesichtspunkten 
aufeinander koordiniert. 

Die Eignung eines Vereins für Aufgaben der Vereinssachwalter-
schaft wird mit dem neuen Vereinssachwalter- und Patientenan-
waltsgesetz (BGBL. 1990/156) genau geregelt. Voraussetzung 
für die Anerkennung der Eignung ist hierbei im wesentlichen, daß 
in den Statuten des Vereins ausreichend ausgebildete hauptberuf-
liche Sachwalter angeführt und dem Bundesministerium für Justiz 
namhaft gemacht werden können. Die im Rahmen der Vereins-
sachwalterschaft tätigen Personen unterliegen dabei einer gesetz-
lichen Verschwiegenheitspflicht. Das Bundesministerium für Jus-
tiz gewährt den Vereinen Zuschüsse nach dem Bundesfinanzge-
setz, behält sich aber ein Aufsichtsrecht über die Tätigkeit und 
die Gebarung der Sachwalterschaftsvereine vor. 
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Heute, zehn Jahre nach den ersten Anfängen der Vereinssach-
walterschaft in Österreich, kann ein erstes Resümee gezogen 
werden. Die Einrichtung einer unabhängigen Rechtsfürsorgein-
stitution für geistig und psychisch behinderte Personen darf gene-
rell als geglückt angesehen werden, wenn auch nicht alle gesteck-
ten Ziele in vollem Umfang erreicht werden konnten. Die im 
Sachwalterschaftsgesetz vorgesehenen Möglichkeiten der Be-
grenzung der Besachwalterung auf bestimmte Angelegenheiten 
wird immer noch zu wenig genützt. Lediglich ein Drittel der neu-
en Sachwalterschaften wird differenziert ausgesprochen. Der bis 
Ende der Achtzigerjahre erhoffte Personalstand von 130 bis 150 
hauptberuflich tätigen Vereinssachwaltern konnte bei weitem 
nicht erreicht werden. Noch immer herrscht eine eklatante Dis-
krepanz zwischen dem Angebot an verfügbaren Sachwaltern und 
jenen Personen, welche eine Betreuung dringend benötigen. Die-
se Situation wird auch sehr deutlich daran sichtbar, daß immer 
noch nur zwischen sechs bis sieben Prozent der betroffenen Per-
sonen durch Vereinssachwalter besachwaltert werden. In der 
überwiegenden Mehrzahl nehmen diese Aufgaben weiterhin An-
gehörige, Rechtsanwälte, Notare oder Gemeindefunktionäre 
wahr. Ein weiterer Grund für die geringe Quote an Vereinsbe-
sachwalterung hängt damit zusammen, daß eine sehr große An-
zahl von Altersentmündigten betreut werden muß, eine Aufgabe, 
welche ursprünglich nicht für die Vereinssachwalterschaft vorge-
sehen war. Die Tätigkeit der Sachwalterschaftsvereine bleibt 
überwiegend auf die städtischen Zentren konzentriert. Im länd-
lichen Bereich herrscht eine weitgehende Unterversorgung. Es 
nimmt deshalb nicht wunder, wenn die gegenwärtige Situation 
durch einen akuten Personalmangel geprägt ist, wobei zu hoffen 
ist, daß sich die herrschende Politik einsichtig zeigt, diese Pro-
bleme durch einen weiteren Ausbau und eine Zuwendung der 
dafür nötigen Mittel entsprechend zu lösen. 
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7. Resümee: Perspektiven einer sinnvollen und e-
manzipatorischen Integration geistig Behinderter 
und chronisch psychisch Kranker in der Land-
wirtschaft 

Die Diskussion über die Integration geistig behinderter und chro-
nisch psychisch kranker Menschen in landwirtschaftlichen Famili-
enbetrieben bzw. in Behindertenbetreuungseinrichtungen, die sich 
landwirtschaftliche Tätigkeiten zur Aufgabe gemacht haben, läßt 
sich nicht losgelöst von der Debatte über eine Psychiatriereform 
führen. Emanzipatorische Behindertenarbeit wird angesichts der 
strukturellen und finanziellen Krise, in der sich die traditionelle 
Anstaltspsychiatrie gegenwärtig befindet, immer mehr auch in 
Kreisen "en vogue", die sich bisher kaum mit den Intentionen und 
Konzepten einer "Offenen Psychiatrie" anfreunden konnten. 

Plötzlich werden die Vorzüge einer "Offenen Psychiatrie" bzw. 
einer extra-asylären Betreuung von geistig behinderten Menschen 
in der Landwirtschaft entdeckt. Für eine theoretische Absiche-
rung dieser Konzeption wird dabei aber nicht selten von einer 
abgeschmackten, romantischen Fiktion eines idyllischen Landle-
bens und einer intakten bäuerlichen Sozialstruktur ausgegangen, 
die den Geisteskranken traditionell aber auch heute, als Antithese 
zur Perspektive eines tristen Anstaltsdaseins, die Möglichkeit 
eines erfüllten Lebens offerieren könnte. In Wirklichkeit geht es 
den Protagonisten dieser Idee aber vorrangig darum, für die 
Landwirtschaft neue Geldquellen in Form von leistungsbe-
zogenen, öffentlichen Zuwendungen für bestimmte, nicht un-
mittelbar mit der landwirtschaftlichen Produktion zusammen-
hängende Dienste zu erschließen. Waren es jüngst die soge-
nannten ökologischen oder Kulturlandschaftspflegeleistungen, so 
werden nun immer mehr die im bäuerlichen Haushaltsverband 
erbrachten sozialen Aufgaben "entdeckt". Neben der Versorgung 
und Verpflegung von Ausgedingebauern und -bäuerinnen, kom-
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men dabei auch geistig behinderte Menschen, welche sonst der 
Allgemeinheit zur Last fallen würden, in das Blickfeld der Be-
trachtungen. 

Dabei wird nicht nur erwogen, Zuschüsse und Beihilfen für be-
reits lange Zeit im Familienverband mitlebende und mitarbeitende 
haushaltseigene geistig behinderte Personen zu eröffnen, sondern 
es wird auch diskutiert, hospitalisierte Personen aus psychiatri-
schen Kliniken und Pflegeanstalten in den landwirtschaftlichen 
Haushalts- und Arbeitsverband zu integrieren. Dieser Ansatz 
paßt auch sehr gut in das seit geraumer Zeit lancierte Konzept 
der "Privatisierung sozialer Dienste". In bezug auf diese ventilier-
ten Integrationsmodelle für geistig und chronisch psychisch 
kranke Personen in der Landwirtschaft deutet dies einerseits auf 
die Erkundung von Perspektiven eines außerlandwirtschaftlichen 
Nebenerwerbs für eine ökonomisch weitgehend marginalisierte 
Landwirtschaft strukturschwacher Gebiete hin, andererseits aber 
auch auf die Evaluierung möglicher Kosteneinsparungen für die 
öffentliche Hand. 

Angesichts des akuten Arbeitskräftemangels und des geringen 
Einkommens in vielen, vor allem wenig rationalisierbaren Be-
reichen der Landwirtschaft, d.h. in erster Linie in den struktur-
schwachen Gebieten des Grenz- und Berglandes, eröffnet sich in 
der Behindertenbetreuung in der Form von Außenpflegeplätzen 
eine außerlandwirtschaftliche Nebenerwerbsmöglichkeit, ande-
rerseits kämen in ihrer Arbeitsleistung zwar nicht vollwertige, 
jedoch weitgehend willfährige und wehrlose Personen als poten-
tielle Arbeitskräfte zum Einsatz. Sind damit nicht Gefahren der 
Wiedereinführung eines Dienstbotenunwesens verbunden ? Au-
ßerdem wäre die Kritik eines Behindertenmanagements im Inte-
resse monetärer Überlegungen angebracht, wenn nicht so sehr 
Überlegungen eines größtmöglichen Autonomiegewinns oder 
einer weitgehenden Resozialisation der betroffenen Personen im 
Mittelpunkt stehen. 
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Nebenbei darf auch die von den auf diese Weise Integrierten er-
brachte Arbeitsleistung nicht unterbewertet bleiben. Hier ergibt 
sich für die Betriebsleiter und Pflegestellenbetreiber zweifelsohne 
noch ein interessanter, zusätzlicher finanzieller Aspekt. Handelt 
es sich nämlich bei der Unterbringung rechtlich um einen soge-
nannten geschützten Arbeitsplatz, so wird zwar der betreffenden 
behinderten Person ein kollektivvertraglicher Mindestlohn als 
Landarbeiter zugestanden, der Betriebsleiter kann aber mit einem 
50%-igen Lohnkostenzuschuß aus Mitteln der öffentlichen Hand 
rechnen. Ist die Unterbringung als Beschäftigungstherapie oder 
als Pflegeplatz deklariert, so erhält der Betriebsleiter den Tages-
satz bzw. das Pflegegeld, hat aber andererseits der zu versorgen-
den Person lediglich ein geringfügiges Taschengeld zu gewähren. 
Dies eröffnet für den Betrieb die Perspektive einer Verfügungs-
gewalt über zusätzliche billige Arbeitskräfte. Offen bleibt auch, 
inwieweit und durch welche Institutionen eine effiziente öffentli-
che und soziale Kontrolle der Wohn- und Arbeitsverhältnisse der 
Behinderten im landwirtschaftlichen Betrieb durchgeführt werden 
kann. 

Es fällt schwer, angesichts der Vielschichtigkeit des Problems, in 
dieser Frage Klarsicht zu behalten. Zweifelsohne sind auch aus 
rein sozial- und psychotherapeutischer Sicht bei einer Einbindung 
behinderter Personen in landwirtschaftliche Aufgabenbereiche 
viele nützliche Effekte zu erwarten. Dabei muß jedoch entschie-
den zwischen den voneinander oft sehr verschiedenen Charaktä-
ren der diversen Modelle getrennt werden. Jedenfalls läßt sich 
nicht unisono ein bestimmtes Beispiel als Parademodell einer 
optimalen Integration herausstellen. Zu unterschiedlich sind die 
einzelnen Rahmenbedingungen, zu verschieden auch die Aufga-
benstellungen und Grundvoraussetzungen, um feste Leitlinien 
einer integrativen und emanzipatorischen Behindertenpolitik 
entwickeln zu können. Außerdem sollte man sich bei der Ein-
schätzung eines Modells auch nicht zu sehr auf den jeweiligen 
vorgefundenen Istzustand festlegen und voreilige Aussagen tref-
fen. Es gibt immer noch die Möglichkeit einer dynamischen, pro-
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gressiven und innovativen Weiterentwicklung einzelner Projekte 
in eine Richtung, die für die Persönlichkeit der Behinderten ein 
höheres Maß an Freiheit und Entfaltungschancen ermöglichen 
könnte. 

In dieser Studie wurden die einzelnen Integrationsmodelle zuerst 
nach Maßgabe rechtlicher Kriterien gegliedert, d.h. je nachdem, 
ob es sich um Schulungseinrichtungen, geschützte Arbeitsplätze 
bzw. -werkstätten oder Einrichtungen der Beschäftigungsthera-
pie handelte. Anschließend erfolgte eine weitere Einteilung nach 
Maßgabe der Betreuungsziele, wobei die Kategorien Ausbil-
dungshöfe, Einrichtungen der anthroposophischen Heilpädagogik 
und Sozialtherapie sowie Außenpflegefürsorgestellen zu unter-
scheiden waren. Jede einzelne dieser Institutionen stellt jedoch 
für sich in ihrer konkreten Ausprägungsform eine Besonderheit 
dar. Meistens läßt sich auch keine klare Zuordnung nach den 
getroffenen Einteilungskategorien bewerkstelligen, da immer 
wieder einzelne Aspekte einer Betreuung auch in eine andere 
Kategorie passen könnten. Abgesehen davon ließen sich noch 
beliebig viele weitere Klassifikationen nach neuen Ein-
teilungskriterien aufstellen. 

Die Vor- und Nachteile extra-asylärer Versorgungseinrichtungen 
gegenüber der traditionellen Anstaltspflege, sowie der nach be-
stimmten Kategorien eingeteilten Einrichtungen untereinander, 
wurden schon größtenteils bei der Besprechung der einzelnen 
Institutionen angeführt. In der folgenden Zusammenfassung wer-
den die wesentlichsten Kriterien aufgelistet. 

7.1. Genereller Vergleich zwischen extra-asylären Versor-
gung und einer Anstaltspflege 

An dieser Stelle wird auf die einführenden Kapitel über die Kul-
turgeschichte des Wahnsinns, die Internierung der Geistes-
kranken sowie die Ursachen und die gesellschaftlichen Hinter-
gründe der Entwicklung der Psychiatriereformen verwiesen. E-
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benso scheinen die konzeptionellen Überlegungen der Modelle 
einer "Offenen Psychiatrie" bzw. der "Antipsychiatriebewegung" 
in diesem Zusammenhang erwähnenswert. Zieht man all dies ins 
Kalkül, so können dennoch ein paar konkretere Aussagen ge-
troffen werden. 

So scheint es unter den gegenwärtigen gesellschaftlichen Be-
dingungen problematisch, ja geradezu höchst verantwortungslos, 
auf der Meinung zu beharren und zu glauben, man könne generell 
auf eine intensive stationäre Betreuung von Geisteskranken ver-
zichten. Denn gerade jene Personen, welche aufgrund ihrer psy-
chischen Grundstruktur sowohl sich als auch ihre Umwelt ge-
fährden könnten, stünden bei einer Anstaltsentlassung vor solch 
schwerwiegenden Problemen, daß sie auch mit einer intensiven 
ambulanten Begleitunterstützung kaum zu lösen wären. Außer-
dem sind Einrichtungen für eine psychiatrische Akutversorgung 
notwendig. Zu glauben, daß sich mit der Abschaffung der Psy-
chiatrie die psychischen Probleme automatisch lösen würden, 
erscheint naiv. 

Dies ist jedoch kein Plädoyer für eine herkömmliche Be-
wahrungspsychiatrie in Anstalten und Kliniken. Ganz im Gegen-
teil, es ist lediglich ein Verweis darauf, daß generell der "Offenen 
Psychiatrie" in Zukunft der Vorzug gegeben werden muß, will 
man die Situation der psychosozialen Hygiene in der Bevölke-
rung verbessern, wobei es allerdings notwendig scheint, für eine 
bestimmte, wenn auch sehr kleine Anzahl von Personen weiterhin 
eine intensive stationäre Behandlung zu gewährleisten. 

Eine extra-asyläre Versorgung bietet vorerst einmal die Per-
spektive eines Freiheits- und Autonomiegewinns, eines Aus-
brechens aus der Ghettosituation eines mehr oder minder ge-
schlossenen Anstaltslebens. Es wird zumindest die Möglichkeit 
sozialer Kontakte zur übrigen Bevölkerung, einer beruflichen und 
sozialen Rehabilitation und damit verbunden eines sozialen und 
emotionalen Anschlusses sowie die Entwicklung einer eigenen 
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Persönlichkeit in Aussicht gestellt. Hierbei gilt es natürlich auch 
die Thematik zu berücksichtigen, inwieweit demgegenüber die 
Normalität des Alltagslebens vorurteilsfrei entgegentritt. Ge-
fahren einer Hospitalisierung und Retardierung können in einer 
integrativen Betreuungseinrichtung nur dann abgewendet wer-
den, wenn es gelingt, ein angenehmes Betreuungsklima zu schaf-
fen und Affinitäten zu Bezugspersonen herzustellen. 

Im Gegensatz zur Außenbetreuungssituation kann jedoch auch 
ein gut organisiertes und gut funktionierendes Anstaltsleben in 
einigen Bereichen durchaus Vorteile bieten. Gerade Schwierig-
keiten mit einer unzureichenden Hygiene, einem ungenügenden 
Verpflegungsstandard, einer mangelhaften medizinischen und 
heiltherapeutischen Versorgung und einer ineffizienten öffent-
lichen Supervision können in einer psychiatrischen Heil- und 
Pflegeanstalt leichter begegnet werden. Auch die soziale Betreu-
ung der Patienten ist unter diesem Gesichtspunkt im wesentlichen 
eine Frage von ausreichendem, motiviertem und geschultem Per-
sonal. Eine entsprechende psychiatrische und pflegerische Aus-
bildung ist insbesondere an kleinen landwirtschaftlichen Pflege-
plätzen in der Regel nicht vorhanden. Landwirtschaftlichen Fami-
lienbetrieben fällt es gerade aus arbeitszeitlichen und innerbe-
trieblichen Gründen häufig schwer, eine ausreichende Pflege, 
Aufsicht und Betreuung der geistig behinderten Personen zu ga-
rantieren. Einschränkend ist jedoch nur dann eine Anstaltspflege 
zu befürworten, wenn diese Anstalten nach innen und außen ge-
öffnet werden und aufgrund ihrer materiellen und personellen 
Ausstattung ein angenehmes, menschenwürdiges Betreuungskli-
ma sicherstellen können. Gleichwohl ist in der Frage zwischen 
Anstaltspflege und Außenfürsorge eine eindeutige Unterschei-
dung schon nach dem Charakter der Einrichtung nicht leicht zu 
treffen, denn auch hier sind kontinuierliche Übergänge zwischen 
den Extrempunkten einer geschlossenen Anstalt und einer offe-
nen Betreuung zu beobachten. Größere heimähnliche Einrichtun-
gen der extra-asylären Fürsorge rücken in ihren Strukturen teil-
weise durchaus schon in die Nähe der psychiatrischen Anstalten. 
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Dabei handelt es sich oftmals um eine "Privatisierung sozialer 
Dienste" aus Kostengründen, welche den Betroffenen zum Nach-
teil gereichen kann. 

Für Österreich wäre z.B. eine kombinierte stationäre, ambulante 
und extra-asyläre Lösung denkbar, in der einerseits der Ausbau 
eines engen Netzes an extra-asylären Unterbringungsmöglich-
keiten in der einen oder anderen Form vorgesehen sein könnte, 
wobei gleichzeitig die Einrichtung psychiatrischer Betreuungs-
sektoren, ähnlich etwa wie in Frankreich, hand in hand ginge. 
Daneben sollten aber auch einzelne, bereits bestehende Anstalten 
in ihrer Struktur geöffnet und demokratisiert und mit einer höhe-
ren Betreuungseffizienz ausgestattet werden. 

Es müßten auch Anstrengungen für einen Ausbau der psycho-
sozialen Dienste und der Organisationen, welche sich um die 
Besachwalterung geistig behinderter Personen annehmen, inten-
siviert und von den zuständigen öffentlichen Stellen mit den not-
wendigen finanziellen Mitteln ausgestattet werden. Ergänzend 
dazu sollten in Hinkunft auch die Möglichkeiten von Über-
gangswohnheimen und Trainingswohngemeinschaften besser 
genützt werden. Übergangswohnheime, wie z.B. der "Pro Mente 
Infirmis" in Wölfnitz bei Klagenfurt, haben möglicherweise grö-
ßere Chancen einer Integration als Außenpflegestellen. In diesem 
Pilotprojekt wird die kleine Zahl von nur 12 Patienten zwischen 8 
bis 22 Uhr von fünf Sozialarbeitern in einer Tagesklinik betreut. 
Es ist hierbei also ein relativ enges Verhältnis zwischen der An-
zahl der Betreuer und den Betreuten gegeben. Zukunftsweisend 
sind auch die offenen Behindertenwohngemeinschaften, in denen 
geistig Behinderte mit Sozialarbeitern zusammenleben, wie sie 
z.B. die "Österreichische Lebenshilfe" bereits in mehreren Städ-
ten betreibt. Auch die Möglichkeit teilbetreuter Wohngemein-
schaften oder Wohnverbundsystemen, bestehend aus einer 
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Stammwohnung mit angeschlossenen Einzelwohnungen sollte, 
besser genützt werden.93 

Bei einer generellen und aufeinander abgestimmten Umsetzung 
all dieser Konzepte würden dadurch auch optimale Voraus-
setzungen für einen Abbau von Vorurteilen in der breiten Be-
völkerung gegenüber Geisteskranken und all jenen Personen, die 
mit der Psychiatrie in Berührung gekommen sind, geschaffen. 
Denn gerade das Bewußtsein, daß Irre und psychisch Kranke 
weder aggressiv noch sozial gefährlich sind, ist die Grundvoraus-
setzung einer geglückten Resozialisation und Reintegration in die 
Gesellschaft. 

7.2. Kurze Einschätzung der einzelnen landwirtschaftlichen 
Betreuungseinrichtungen 

7.2.1. Effekte einer Unterbringung in Ausbildungshöfen 

Ausbildungshöfe ermöglichen durch ihren meist größeren heim- 
und schulartigen Charakter eine Korrektur von Versäumnissen 
im Bereich des sozialen Lernens. Die teilweise hochgradig mi-
lieugeschädigten Jugendlichen können in Wohn- und Arbeits-
gruppen das für ein Leben in der freien Gesellschaft und für einen 
ständigen Arbeitsplatz unumgängliche Sozialverhalten eintrainie-
ren. Sie lernen dabei unter anderem, ihren Tagesablauf zu struk-
turieren, Verantwortung zu übernehmen als auch miteinander zu 
kommunizieren und untereinander Freundschaften zu schließen. 
Die Wärme einer therapeutischen Gemeinschaft wirkt dabei kata-
lysierend für das Entstehen sozialer und emotionaler Bindungen 

                                                   
93 Wesentliche theoretischen Grundlagen für die Einrichtung von 

Wohnverbundsystemen für behinderte Menschen wurden unter an-
derem von der Arbeitsgemeinschaft Wohnplätze in Wien erarbeitet, 
vgl. Walter Schaffraneck (1988) in: Dieter Berdel, Peter Pruner 
(1989) S. 272 ff. Bedeutung haben auch die Konzepte von Jeff Ber-
nard (1983). 
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und vermittelt den Jugendlichen das wichtige Gefühl von Zuge-
hörigkeit und Heimat, welches sich in vielen Fällen auch noch 
Jahre nach der Entlassung perpetuiert. Hervorragend erweist sich 
für den Einstieg in den Arbeitsprozeß die Verbindung mit eige-
nen Trainingswohnungen und die über die Entlassung aus dem 
Ausbildungshof hinausreichenden Begleitkontakte mit 
Sozialarbeitern. 

Andererseits bleibt es für eine Diskussion offen, ob das Ziel einer 
Vermittlung von geistig behinderten Jugendlichen als Hilfsarbei-
ter in landwirtschaftliche Betriebe überhaupt erstrebenswert sei. 
Es sind dabei nicht nur Gefahren der Abhängigkeiten in einem 
traditionellen Dienstverhältnis impliziert, die Betroffenen laufen 
mitunter auch Gefahr, in der Abgeschiedenheit eines Bauernhofes 
sozial zu vereinsamen. Schon weniger problematisch gestaltet 
sich die Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten für eine 
berufliche Integration in Handwerksberufen, da in einer dort zu-
meist kollektiven Arbeitssituation bessere Möglichkeiten einer 
sozialen bzw. gewerkschaftlichen Kontrolle der Arbeitsbedin-
gungen vorliegen. Insbesondere gilt das für die Einhaltung der 
Arbeitnehmerschutzbestimmungen, wie z.B. der eines geregelten 
Achtstundenarbeitstages. 

Ein wesentlicher Kritikpunkt bei den Intentionen landwirtschaft-
licher Ausbildungshöfe liegt auch im ureigentlichen Charakter als 
Auffangstation für "schwierige" Jugendliche, welche meist nach 
einer Sonderschulausbildung keinen Arbeitsplatz finden können. 
Diesen vor allem lernschwachen und sozial behinderten Jugendli-
chen wird am Arbeitsmarkt die Funktion einer "industriellen Re-
servearmee" zuteil. Nur in Zeiten einer Hochkonjunktur gelingt 
es ihnen ansatzweise, sich beruflich zu reintegrieren, ansonsten 
verbleiben sie gesellschaftlich marginalisiert. Die Kritik ist hier 
aber nicht so sehr an die teils sehr engagierten verantwortlichen 
Leiter dieser Ausbildungshöfe gerichtet, sondern ergeht in erster 
Linie an die staatliche Sozial- und Arbeitsmarktpolitik, der es 
nicht gelingt, die gegebenen Mißstände zu beseitigen. 
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Eines der größten Probleme der Ausbildungshöfe liegt allgemein 
in den großen Schwierigkeiten, mit denen sich die Trägerver-
einigungen konfrontiert sehen, die für den Betrieb ihrer Ein-
richtungen notwendigen Geldmittel aufzutreiben. Die öffentlichen 
Subventionsgelder sind in der Regel sehr knapp bemessen, nen-
nenswerte außertourliche Einnahmequellen z.B. in Form von 
Spendengeldern oder Einnahmen aus dem Verkauf von selbster-
zeugten Produkten sind schwer erschließbar. Es ist als Erfolg zu 
werten, wenn es den Einrichtungen gelingt, zumindest im Bereich 
der Nahrungsmittelversorgung eine gewisse Autarkie zu erlan-
gen. Zusätzlich fällt es meist auch schwer, ausreichend geschultes 
Pflegepersonal zu finden. Dies ist in logischer Konsequenz mit 
der peripheren Lage der meisten dieser Institutionen bedingt. 

7.2.2. Aspekte anthroposophischer Heil- und Sozialtherapie-
gemeinschaften 

Anthroposophische Dorf- und Wohngemeinschaften können in 
vielerlei Hinsicht den geistig Behinderten Möglichkeiten offerie-
ren, für die andere Einrichtungen nicht in der Lage wären. Diese 
stark weltanschaulich motivierte, umfassenden Wohn- und Le-
bensmodelle sind imstande, Perspektiven einer sehr weit-
reichenden Integration in eine Gemeinschaft von Gleichgesinnten, 
eingebettet in Vorstellungen von den Kreisläufen der Natur und 
der Arbeit in der Landwirtschaft bestimmten Lebensphären, an-
zubieten. Die heilpädagogischen und sozialtherapeutischen Kon-
zepte zeitigen bei den Behinderten zumeist schon sehr bald eine 
Besserung des psychischen Allgemeinzustandes. Diese Erfolge 
sind unbestritten und werden auch allgemein anerkannt. 

Eine der Ursachen für diese sehr positiven Erfahrungen liegt in 
einer äußerst engen Lebensgemeinschaft zwischen den Behin-
derten und ihren Betreuerfamilien begründet. Praktisch alle 
Haushalts- und Arbeitsaktivitäten werden in einer Gemeinschaft 
von Behinderten und Nichtbehinderten, teilweise sogar in einer 
Gütergemeinschaft, abgewickelt. Dies verlangt von seiten der 
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nichtbehinderten Gemeinschaftsmitglieder ein hohes Maß an Ge-
duld und psychischer Stärke, welche wiederum nur vermöge ei-
ner starken Überzeugung aufgebracht werden kann. 

Man kann die einzelnen anthroposophischen Einrichtungen in 
Österreich nicht ohne weiteres als in ihren Strukturen gleich be-
trachten. Die Betreuungsintentionen sind oft sehr verschieden 
und reichen von der Intention der Vermittlung einer Ausbildung 
für eine Reintegration ins Berufsleben bis hin zur Auffassung, 
daß das Leben in der allgemeinen Gesellschaft ohnedies nicht er-
strebenswert wäre und deshalb die relative Abgeschiedenheit 
einer Schicksalsgemeinschaft von Gleichgesinnten vorzuziehen 
sei. 

In den meisten Fällen hervorragend gelöst erscheint in all diesen 
Einrichtungen die Kontinuität der Betreuung. Praktisch rund um 
die Uhr stehen die Mitglieder der Wohn- und Dorfgemein-
schaften für Betreuungsaufgaben zur Verfügung. Außerdem gibt 
es generell ein breites Angebot von Gymnastik-, Massage- und 
Therapiemöglichkeiten. Kulturelle Veranstaltungen, Theater-, 
Kreativitätsworkshops und Fortbildungskurse runden gemeinsam 
mit vielen Freizeitangeboten die reichhaltige Palette an Möglich-
keiten ab. 

Die einzelnen Einrichtungen sind allgemein sehr gut und den mo-
dernen hygienischen und sanitären Standards entsprechend aus-
gestattet. Dies ist vor allem auch dadurch möglich, da neben den 
allgemeinen öffentlichen Förderungsmaßnahmen eine große An-
zahl von fördernden Vereinsmitgliedern und der Anthroposophie 
nahestehenden Gönnern reichlich finanzielle Mittel zukommen 
lassen. 

Weiters positiv gesehen werden muß die Offenheit der Ein-
richtungen. Obwohl ein starkes weltanschauliches Leitbild die 
Grundlage der Betreuungsintention abgibt, sind außenstehende 
Besucher jederzeit und gerne willkommen. Im Gegenteil, es wird 
sogar darauf Wert gelegt, viele gute Kontakte zur benachbarten 
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Bevölkerung und gleichsam mit Interessierten, Volontären und 
sozial engagierten Personen zu pflegen. Dies schafft auch die 
nötige Transparenz und macht die Einrichtungen weitgehend vor 
unqualifizierten Angriffen immun. 

Die kontemporären anthroposophischen Einrichtungen in Öster-
reich bieten viele positive Aspekte, obwohl einzelne Forderun-
gen, so z.B. nach einer weitgehenden Demokratisierung der 
Betreuungssituation, nicht voll erfüllt werden. Dies äußert sich 
z.B. in den Gruppengesprächen, in die die Behinderten meist 
nicht einbezogen werden. Auch im Bereich der Sexualität von 
geistig behinderten Personen werden weitgehend sehr traditionel-
le Auffassungen reproduziert. Es entspricht nicht der konsequen-
ten Linie richtungsweisender psychiatrischer und psychothera-
peutischer Modelle, den entsprechenden Personen das Er-
wachsensein abzusprechen und ihnen jegliche näheren zwischen-
geschlechtlichen Beziehungen zu untersagen. 

7.2.3. Aspekte einer Unterbringung von Behinderten auf Bauern-
höfen 

Das Modell einer Unterbringung in bäuerlichen Haushalts- und 
Arbeitsbereichen umschließt sowohl die Kategorien der tradito-
nellen Versorgung von haushaltseigenen geistig Behinderten und 
die Vermittlung auf Bauernhöfe über den Angehörigen- und 
Freundeskreis in Eigeninitiative, als auch die von einzelnen Lan-
desregierungen und psychiatrischen Stellen propagierte Außen-
pflegefürsorge. 

Charakteristisch für diese Modelle ist eine besondere Konstel-
lation zwischen den Betreuten und den Betreuern. Bauer und 
Bäuerin treten im Regelfall als die alleinigen Hofeigentümer auf, 
während etwa bei den Ausbildungshöfen und den anthroposo-
phischen Einrichtungen die landwirtschaftlichen Betriebe fast 
immer von Trägervereinigungen geführt und in erster Linie für 
Ziele einer Behindertenbetreuung zur Verfügung gestellt und 
adaptiert werden. In bäuerlichen Betrieben hingegen müssen sich 
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die extra-asylär versorgten Behinderten in ein von wirtschaftli-
chen Zielen und den subjektiven Leitbildern des jeweiligen Haus-
haltsverbandes dominiertes, bereits fix gegebenes und nur noch 
schwer modifizierbares Sozial- und Wertesystem einordnen, wo-
bei nicht selten ein hoher Anpassungsdruck auf den Pfleglingen 
lastet. Dies kann in der Folge zu schwerwiegenden Komplikatio-
nen führen. 

In jedem Fall ist die Behindertenbetreuung nicht die alleinige und 
ausschließliche Aufgabe eines landwirtschaftlichen Betriebes. Der 
landwirtschaftliche Betrieb muß sich ebenfalls nach betriebswirt-
schaftlichen Produktionszielen richten, auch wenn die Einnahmen 
aus der Behindertenbetreuung bereits die landwirtschaftlichen 
Einkünfte in ihrer Höhe übersteigen. Dadurch kommt es nicht 
selten zu Interferenzen mit dem Betreuungsziel, sei es, daß nicht 
ständig Pflegepersonen vorhanden sind, weil diese gerade für 
eine landwirtschaftliche Tätigkeit gebraucht werden, sei es, daß 
die Behinderten auch zu Arbeiten herangezogen werden, die sich 
an den jeweiligen Erfordernissen des Betriebes orientieren und 
nicht unbedingt im Interesse einer sinnvollen Therapie liegen. 
Diese angeführten Argumente treffen hauptsächlich für die sehr 
kleinen landwirtschaftlichen Pflegestellen zu, bei denen nur ein 
oder zwei Personen untergebracht sind. 

Dennoch bieten insbesondere diese relativ kleinen, familiären 
Pflegestellen eine ganze Reihe positiver Aspekte für eine erfolg-
reiche gesellschaftliche Rehabilitation. Die geistig Behinderten 
können in gut funktionierenden Betreuungsverhältnissen eine 
starke Affinität zu dem jeweiligen Familienverband entwickeln. 
Eine Vielfalt von Sinneseindrücken im Zusammenhang mit den 
unterschiedlichsten landwirtschaftlichen Aufgabenstellungen, der 
noch relativ wenig entfremdete Charakter der anfallenden Arbei-
ten, die großen Freiräume für eigenständige Betätigungen und 
die Einbindung in ein festes soziales Umfeld können sich stimu-
lierend auf die Entwicklung und Festigung der eigenen Persön-
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lichkeit auswirken und Perspektiven für eine soziale Re-
integration schaffen. 

Trotz aller Chancen für eine erfolgreiche gesellschaftliche Re-
integration muß auch auf die kohärenten Problematiken hinge-
wiesen werden. Die psychische Überlastung bei der Unter-
bringung von geistig behinderten oder chronisch psychisch kran-
ken Menschen auf einem landwirtschaftlichen Betrieb kann zwei-
felsohne schwerwiegende Probleme zur Folge haben, insbe-
sondere für die weiblichen Haushaltsmitglieder, welche in den 
meisten Fällen den Hauptteil der Betreuungsaufgaben über-
nehmen. Man muß sich vor Augen führen, daß sich die behin-
derten Personen ständig in einem persönlichen Nahbereich, in der 
unmittelbaren Privatsphäre des Haushaltsverbandes befinden. 
Daher gibt es gerade für die pflegenden Haushaltspersonen prak-
tisch keinerlei Möglichkeit, auch nur für eine bestimmte Zeit Ab-
stand zu gewinnen. Die sozialen Beziehungen der Haushaltsmit-
glieder untereinander werden durch die Anwesenheit der geistig 
behinderten Personen geprägt und langfristig auf eine harte Probe 
gestellt. Die Pflegefamilien halten oft gerade deshalb nicht durch, 
da die psychischen Anforderungen einfach zu hoch werden. 

Die Grundvoraussetzungen und Rahmenbedingungen für dieses 
Modell sind: 

Nicht alle behinderten Personen sind für ein derartiges Integra-
tionsprojekt geeignet. Erst wenn eine psychiatrische und medi-
zinische Indikation eine extramurale Unterbringung für unbe-
denklich hält, sollten die entsprechenden Personen für eine Au-
ßenpflege in Betracht gezogen werden. Ist diese Grundvoraus-
setzung gegeben, so darf ein Pflegeplatz nur dann angenommen 
werden, wenn es dem eigenen Wunsch der behinderten Person 
entspricht, auf einem landwirtschaftlichen Hof zu leben und zu 
arbeiten. Weiters erweist es sich als sinnvoll, wenn die auf diese 
Weise zu versorgenden Personen einen näheren Bezug zur land-
wirtschaftlichen Arbeit mitbringen, d.h. womöglich selber aus 
dem Bereich der Landwirtschaft stammen. Dies ist jedoch keine 
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conditio sine qua non. Die Erfahrungen haben gezeigt, daß 
durchaus auch Personen städtischer Herkunft an einem Leben in 
der Landwirtschaft Gefallen finden können. 

In diesem Zusammenhang müssen auch die Gefahren einer Hän-
selei durch die Dorfgemeinschaft berücksichtigt werden. Sobald 
geistig behinderte Personen einer Öffentlichkeit ausgesetzt wer-
den, laufen sie auch Gefahr, auf Ablehnung zu stoßen. Dies sind 
Fakten, welche in der Abgeschlossenheit eines Anstaltslebens 
nicht in Erscheinung treten. 

Daneben sind ein gewisses Sozialverhalten und eine minimale 
Selbständigkeit der Personen vor allem in bezug auf die Körper-
hygiene erforderlich, da auf kleinen Pflegestellen mangels eigens 
dafür angestelltem Pflegepersonal eine ständige und intensive 
Betreuung nicht gewährleistet werden kann. Schwierig kann sich 
auch die potentielle Unfallgefährdung auf einem modernen Bau-
ernhof erweisen. Um das Risiko von Unfallgefahren minimal zu 
halten, sind dabei einerseits besondere Schutzmaßnahmen erfor-
derlich, andererseits sollten die behinderten Personen aber auch 
die nötige Einsicht aufbringen können, diese Gefahren rechtzeitig 
zu erkennen, richtig einzuschätzen und zu respektieren. Eine 
andere Schlußfolgerung ergibt sich aus der ursächlichen Struktur 
der landwirtschaftlichen Arbeit. Die saisonalen Erfordernisse und 
die Witterungsabhängigkeit verlangen zumindest zeitweilig eine 
längere Arbeitszeit als in einer Behindertenwerkstätte. Anderer-
seits ergibt sich aus der Situation aber wiederum die Möglichkeit 
einer weitgehenden Betreuung und Beaufsichtigung, da Behin-
dertenwerkstätten am Abend und an den Wochenenden zumeist 
geschlossen halten. 

Es ist darauf zu achten, daß die entsprechenden Personen nicht 
zu billigen Arbeitskräften für den landwirtschaftlichen Betrieb 
degradieren. Die Maßnahmen für einen effizienten sozialen 
Schutz erweisen sich in der Praxis meist als unzureichend. Die 
für die Außenpflegefürsorge verantwortlichen psychiatrischen 
Kliniken sind aus personellen Gründen kaum in der Lage, eine 
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ausreichende Kontrolle zu gewährleisten. So bleibt in vielen Fäl-
len nur der Hausarzt als jene Person übrig, welche in gewisser 
Hinsicht die tatsächlichen Innenstrukturen einer Pflegestelle beur-
teilen und gegebenenfalls korrigierend eingreifen kann. Eine un-
abhängige Supervision ist aus den angeführten Gründen unbe-
dingt notwendig. 

Ungeklärt sind derzeit auch die rechtlichen Grundlagen für eine 
Außenpflegefürsorge. Die verantwortlichen Inspektionsärzte 
bzw. Psychiater bewegen sich mit allen getroffenen Entscheidun-
gen in einer juristischen Grauzone. An ihnen liegt es, aus den 
vorgefundenen Indizien die Bonität einer Pflegeplatzsituation 
richtig zu beurteilen und nötigenfalls Änderungen zu veranlassen. 
Bei Fehlentscheidungen müßten sie die volle Verantwortung für 
alle Konsequenzen übernehmen. Hier ergibt sich für den Gesetz-
geber ein zwingender Anlaß, Rechtsunsicherheiten zu beseitigen, 
um den Verantwortlichen einen besseren Schutz zu gewähren. 

Eine weitere Problematik liegt in der fehlenden oder höchst man-
gelhaften medizinischen und psychologischen Ausbildung der 
Pflegeplatzbetreiber. Die ersten Ansätze eines verpflichtenden 
Pflegekurses, wie sie in Kärnten getroffen wurden, können in 
ihrem Ausmaß als unzureichend beurteilt werden. Denkbar wäre 
hier z.B. die Einrichtung eines ein- bis zweijährigen psycho-
pädagogischen Lehrganges, ähnlich wie er zur Zeit für Behinder-
tengruppenleiter in geschützten Werkstätten oder Behinderten-
zentren vorgeschrieben ist. 

Der Standard einer Unterbringung ist nicht selten direkt von den 
individuellen Lebensgewohnheiten der Pflegestellenbetreiber ab-
hängig. Häufig sind karge Verhältnisse der Behinderten in bezug 
auf Ausstattung der Zimmer oder einer einseitigen, sparsamen 
Kost nur der Ausdruck einer gegebenen und tradierten Lebens-
kultur der Betreiber selber. Insofern lassen sich oft den Pflege-
stellenbetreibern keine Vorwürfe machen, daß sie die ihnen an-
vertrauten Personen schlechter behandeln. In Anbetracht der 
Höhe des von der öffentlichen Hand garantierten Pflegegeldes 
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läßt sich dieses Argument allerdings nicht rechtfertigen. Daher 
erscheint es notwendig, über Verordnungen der Bundesländer 
einen bestimmten Mindeststandard einer Lebensqualität zu si-
chern. 

Beim Angebot an psychologischer, sozialpädagogischer, wirt-
schaftlicher und rechtlicher Information und Beratung für die 
verantwortlichen Leiter der Pflegestellen besteht ein großes De-
fizit, welches in Zukunft beseitigt werden muß. Oftmals ist näm-
lich vor allem ein Fehlen an Wissen für prekäre Betreuungs-
situationen ausschlaggebend. Diese Aufgaben könnten eigene 
Beratungsdienste übernehmen, welche in allen Krankenanstalten 
für Auskünfte zur Verfügung stehen sollen. Außerdem könnte 
den Sozialhilfereferaten der Bezirksverwaltungsbehörden, aber 
auch den Arbeitsämtern und unter Umständen neu einzu-
richtenden mobilen Hilfsdiensten eine wesentliche Bedeutung 
zukommen. Die Organisation dieser Dienste könnte aus einem 
Zusammenwirken von Psychologen, Neurologen, Sozialarbei-
tern, Vereinssachwaltern und gegebenenfalls auch unter Beizie-
hung von Mitarbeitern der Sozialversicherungsanstalt der Bau-
ern94 bewerkstelligt werden. 

Ein wesentliches Argument für eine offene Betreuung geistig 
behinderter und chronisch psychisch kranker Personen liegt auch 
in den Einsparungen im Sozialbudget der Länder. Das Auf-
rechterhalten von Pflegestellen in der Landwirtschaft, aber auch 
in privaten Haushalten kommt wesentlich billiger als die Finan-
zierung von Heil- und Pflegeheimen. Eine einfache Modellrech-
nung über die Höhe der Einsparungen wurde dabei bereits bei 
den Beschreibungen der Projekte der Außenpflegefürsorge ange-
stellt.  

                                                   
94 Denkbar wären hier Personen aus der Rehabilitationsabteilung oder 

aus dem Unfallverhütungsdienst 
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Besonders problematisch sind jene vielfach bereits heimähnlichen 
landwirtschaftlichen Betriebe, in welchen es zu einer massierten 
Unterbringung von bis zu 70 und mehr geistig behinderten Per-
sonen kommt. Hier ist es offensichtlich, daß bei dieser Form der 
Versorgung in erster Linie eine Alternative zu einer landwirt-
schaftlichen Produktion geschaffen wurde, wobei anscheinend 
einfach die Summe aus der Anzahl der untergebrachten Personen 
und dem Tagessatz, vom rein betriebswirtschaftlichen Stand-
punkt aus, mit den landwirtschaftlichen Deckungsbeiträgen ver-
glichen wurde. Wie profitabel es tatsächlich war, unter dem 
Deckmantel einer "Offenen Psychiatrie" auf dieses Angebot zu-
rückzugreifen, zeigt sich auch daran, daß diese landwirtschaftli-
chen Pflegeeinrichtungen mit der Zeit ihre Kapazitäten erweiter-
ten und sukzessive immer mehr Behinderte aufnahmen. Prädesti-
niert für eine Unterbringung waren dabei vorrangig jene land-
wirtschaftlichen Betriebe, bei denen Gastwirtschaften oder Frem-
denbetten angeschlossen waren, welche aufgrund eines ungünsti-
gen wirtschaftlichen Standortes vielfach nicht mehr rentabel ge-
nützt werden konnten oder die sich in einem so schlechten Zu-
stand befanden, daß sie nur noch für viel Geld auf einen ange-
messenen Standard gebracht werden konnten. 

Diese freien Unterbringungskapazitäten werden oftmals mit be-
hinderten Personen ausgelastet. Dabei ergaben sich erstaunliche 
Parallelen zwischen der Situation einer Unterbringung von extra-
asylär versorgbaren Behinderten im Rahmen einer Außenpflege-
fürsorge und der Unterbringung von Asylwerbern in Gasthöfen 
im Rahmen der Bundesbetreuung. In beiden Fällen eröffnet sich 
für ansonsten nicht mehr konkurrenzfähige Betriebe eine öffent-
lich garantierte und von jeder Konkurrenz verschonte, sichere 
Einnahmequelle in einem wirtschaftlich weitgehend geschützten 
Bereich. Es nimmt deshalb nicht wunder, wenn es unter diesen 
Voraussetzungen zu Fällen schwerwiegender Verwahrlosung 
kam, wie sie weiter oben bereits an Beispielen gezeigt werden 
konnten. 
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Die Anzahl der in den großen heimartigen Pflegeplatzein-
richtungen jeweils untergebrachten Personen sollte daher bei 
einem Reformvorhaben erheblich reduziert, d.h. die Unter-
bringungskapazitäten zurückgenommen werden. Alle Ein-
richtungen, die keine Mindeststandards einer psychologischen 
und sozialmedizinischen Versorgung sicherstellen können, sollten 
geschlossen werden. 

Grundsätzlich sollten die Perspektiven einer Behinderten-
integration gerade bei kleinen Pflegeplatzstellen bei einer ent-
sprechenden funktionierenden öffentlichen Supervision und unter 
Berücksichtigung der angeführten Voraussetzungen durchaus 
optimistisch betrachtet werden. D.h. das Modell einer Unter-
bringung von Personen mit geistigen oder mentalen Be-
hinderungsformen in landwirtschaftlichen Haushalten kann 
durchaus als interessanter Versuch in Richtung eines Autonomie- 
und Freiheitsgewinns für bislang in Anstalten hospitalisierte Pati-
enten gewertet werden, sofern es sich bei den Pflegestellen um 
kleine familiär geführte Einrichtungen handelt. 

In Diskussionen werden auch immer wieder die Chancen der 
Schaffung von Behindertenarbeitsplätzen durch die Landwirt-
schaft angeführt. Dabei stellt sich jedoch zuerst einmal die Frage 
nach der Qualität dieser Arbeitsplätze und nach den Per-
spektiven, die sich dadurch für die einzelnen Behinderten er-
öffnen würden. 

Ein wesentlicher und zentraler Konflikt in dieser Frage liegt wohl 
zwischen dem Anspruch auf Wirtschaftlichkeit und den Möglich-
keiten für die geistig Behinderten in einem landwirtschaftlichen 
Betrieb. Dabei spielt auch die Komponente eines Nebenerwerbs 
für die Bauern eine Rolle. Um klar und nüchtern beurteilen zu 
können, ob und inwieweit ein wirtschaftlicher Gewinn aus der 
Behindertenbetreuung zu rechtfertigen sei, sind eingehendere 
Überlegungen erforderlich. Interessant ist dabei die Position von 
Hans Dickenmann vom Schweizer Bauernverband, der bei einer 
Studientagung folgende Aussage traf: "Das Wohl der Behinder-
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ten steht im Vordergrund, seine sinnvolle Beschäftigung und 
Betreuung. Aus unserer Sicht ist dies in vielen Bauernfamilien 
nicht möglich, ist doch die psychische Belastung für den Bauern 
und die Bäuerin dabei sehr groß. Intakte Verhältnisse sind nötig, 
und der Beistand seitens der Behörden und Organisationen muß 
eine echte Hilfe darstellen und keine Schulmeisterei. Wir warnen 
vor Illusionen der Unterbringung auf Bauernbetrieben, finden 
aber, die vorhandenen Möglichkeiten sollten abgeklärt und aus-
geschöpft werden."95 Solange eine verantwortungsvolle Betreu-
ung gegeben ist, ist ein wirtschaftlicher Nutzen für die Pflegestel-
lenbetreiber als durchaus legitim einzuschätzen. 

Die Unterbringung auf Bauernhöfen erscheint allerdings nur dann 
als sinnvoll und gerechtfertigt, wenn effiziente Kontroll-
mechanismen, etwa in Form einer unabhängigen Supervison, ge-
schaffen bzw. ausgebaut werden, um einen optimalen Schutz für 
weitgehend abhängige Personen zu garantieren. Pflegegeld und 
Tagessatz müssen sich dabei in einer vernünftigen Relation zu 
den erbrachten Leistungen bewegen. Im Mittelpunkt der Über-
legungen muß in jeder Hinsicht die Schaffung der optimalen 
Voraussetzungen für ein menschenwürdiges Leben für geistig 
bzw. chronisch psychisch beeinträchtigte Personen stehen. 

                                                   
95 Tagungsbericht "Ländlicher Lebensraum - Chance für die Ein-

gliederung von Behinderten ?" der offenen Tagung vom 9. bis 10. 
Jänner 1988 im Evangelischen Tagungs- und Studienzentrum Bol-
dern bei Männedorf in der Schweiz: a.a.O.; Die Diskussion stand 
im Zeichen der Fragestellung über die Eingliederung geistig Be-
hinderter in Bauernhöfen. Als Veranstalter traten neben dem Evan-
gelischen Tagungs- und Studienzentrum, die Bäuerliche Arbeits-
gruppe für Agrarpolitik der Zukunft und die Präsidentenkonferenz 
der Vereine zur Förderung geistig Behinderter im Kanton Zürich 
auf. 

8. Zusammenfassung 
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Bei einer Einschätzung der Sinnhaftigkeit von landwirtschaft-
lichen Integrationsmodellen für geistig Behinderte und chronisch 
psychisch Kranke ergibt sich vorerst das Erfordernis einer tief-
greifenden Analyse und ontologischen Infragestellung des Wahn-
sinnsbegriffs in Bezug auf die historischen Lebensverhältnisse 
dieser sehr heterogenen Personengruppe. Nur so kann sozialro-
mantisch-rousseauistisch idealisierenden Klischeevorstellungen 
begegnet und Gefahren unreflektierter eindimensionaler Beurtei-
lungsschemata entgegengewirkt werden. 

Die Stellung und Geisteshaltung dem Wahnsinn gegenüber ist in 
vieler Hinsicht in der geschichtlichen Abfolge höchst ambivalent 
und in sich widersprüchlich. Eine eindeutige Abgrenzung zwi-
schen den Kategorien Normalität und Abnormität ist kaum zu 
bewerkstelligen. Je nach den vorherrschenden Produktions-
bedingungen, dem Organisationsgrad, den kulturellen und sozio-
logischen Rahmenbedingungen und Anforderungsprofilen einer 
Gesellschaft erfährt das Bewußtsein gegenüber den Geistes-
kranken seine spezifische Ausprägung. 

Bei einer zeitlichen Analyse der konkreten Lebenssituationen 
geistig behinderter Menschen lassen sich dennoch bestimmte 
Entwicklungen festmachen. Gerade im ländlichen Bereich er-
übrigte sich in bestimmten vorindustriellen Epochen die Frage 
einer Integration geistig behinderter Menschen aufgrund einer 
weitgehenden Präsenz des Wahnsinns in der Gesellschaft. Irre 
beanspruchten ihren gesellschaftlichen Platz, fanden ihre Nischen 
und lebten weitgehend unbehelligt einher. Durch Verrichten be-
stimmter einfacher Tätigkeiten trugen sie in nicht unwesentli-
chem Maße zur gesellschaftlichen Produktion bei, hatten daher 
eine Funktion im Sinn der Funktionalität einer Arbeitsleistung 
und erreichten daraus eine gewisse Akzeptanz. 

Gleichwohl waren Geisteskranke aber auch als schwächstes 
Glied in der Gesellschaft in besonderer Weise von der Konjunk-
tur der agrarischen Produktion abhängig und deren Schwankun-
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gen unterworfen. Sie wurden aufgrund des Fehlens eines allge-
meinen Fürsorgesystems als erste von den Auswirkungen bei 
Mißernten, Hunger und allgemeiner Not betroffen und litten am 
stärksten darunter. Dies wirkte sich naturgemäß entscheidend auf 
ihre Überlebenschancen aus. Obwohl keine Daten verfügbar sind, 
kann eine enge Korrelation der Sterblichkeitsziffern mit wirt-
schaftlichen und politischen Krisenzeiten angenommen werden. 
Es werden in der Literatur auch Fälle von Tötungen dokumen-
tiert. Ausschlaggebend waren dabei weniger sozialethische Über-
legungen als vielmehr ganz einfach die Versorgungsprobleme 
wegen der bitteren Armut, welche Menschen zu verzweifelten 
Schritten zwang. Andererseits konnte sich die Landbevölkerung 
schon immer leichter mit den benötigten Nahrungsmitteln ver-
sorgen als die städtische Bevölkerung. Dies mußte sich auch auf 
die Ernährung der haushaltseigenen geistig behinderten Personen 
auswirken. 

Mit der steigenden Spezifizierung und den daraus resultierenden 
zunehmenden Anforderungserwartungen der modernen In-
dustriegesellschaft änderte sich auch die Situation der Geistes-
kranken. Der Leistungsanspruch begann zu steigen, immer mehr 
Menschen konnten mit dem Fortschritt nicht mehr Schritt halten 
und wurden gesellschaftlich an den Rand gedrängt. War es z.B. 
im vorkapitalistischen Zeitalter in agrarischen Lebensgemein-
schaften weitgehend unerheblich, ob jemand des Lesens oder 
Schreibens kundig war, so konnten später Lernschwache ihr Er-
wartungsprofil nicht mehr erfüllen. Während sie also früher kaum 
auffielen, wurden sie nun mit einem gesellschaftlichen Stigma 
versehen. Ähnlich erging es auch all jenen Menschen, welche nur 
sehr einfache Tätigkeiten verrichten konnten. Durch die Mecha-
nisierung und Technisierung der Landwirtschaft wurde die Inte-
gration geistig Behinderter erheblich eingeschränkt. Der techni-
sche Fortschritt rationalisierte gerade jene Bereiche weg, die 
ihnen durch das Erbringen eines gesellschaftlichen Nutzens 
Selbstbestätigung vermitteln konnten. 
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Andererseits verengten sich für geistig Behinderte zusehends die 
freien Lebensräume. In gewissem Sinne wurden sie Opfer des 
gesellschaftlichen Strukturwandels. Insbesondere im agrarischen 
Bereich vollzieht sich seit dem letzten Jahrhundert der Übergang 
von der Groß- zur Kernfamilie. Waren früher noch genügend 
Personen vorhanden, welche Aufsichts- und Pflegeleistungen für 
Behinderte erbringen konnten, ist dies nunmehr in einer Klein-
familie nur noch schwer möglich. Die Pflegeaufgaben bean-
spruchen aus einem tradierten Rollenverständnis heraus in erster 
Linie die Frauen, welche gerade bei einer Nebenerwerbslandwirt-
schaft schon allein mit der Landwirtschaft starken Belastungen 
unterworfen sind. Nebenbei geht in einer Kleinfamilie den Geis-
teskranken mit der Absenz von Bezugspersonen auch jenes Mi-
lieu verloren, welches Geborgenheit vermitteln könnte. Nolens 
volens blieb in vielen Fällen als Lösung zumeist nichts anderes 
übrig, als behinderte Personen in Anstalten zu überführen und 
somit von der Öffentlichkeit auszugrenzen. 

Da der Rückweg in die alten Verhältnisse der Großfamilie oder 
des vorindustriellen Zeitalters weder angestrebt wird, noch mög-
lich ist, ergibt sich die Notwendigkeit der Entwicklung neuer 
Utopien und Umsetzungsstrategien zur Realisierung einer mög-
lichst weitreichenden gesellschaftlichen Integration geistig behin-
derter Menschen. Geht man von der These aus, daß generell ein 
weitgehender Abbau der großen Versorgungsanstalten und an-
stelle dieser eine breite extra-asyläre Versorgung anzustreben sei, 
so muß man sich auch über die damit verbunden Implikationen 
im klaren sein. Insofern ist es wichtig, auf theoretische Ansätze 
zu Versorgungsmodellen im Sinne einer "Offenen Psychiatrie" 
oder "Antipsychiatrie" hinzuweisen. 

Extra-asyläre Betreuungseinrichtungen sind in Österreich ange-
sichts der Masse an internierten Personen noch relativ schwach 
vertreten. Es überwiegen immer noch die traditionellen Formen 
von Heil- und Pflegeheimen oder psychiatrischen Kliniken mit 
zum Teil geschlossenen Abteilungen. Die Situation der geistig 
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und psychisch Kranken ist, abgesehen von der einseitigen 
Schwerpunktsetzung auf die Bewahrungspsychiatrie und der 
damit verbundenen Überschußrepression, als Folge eines oft un-
gerechtfertigten Freiheitsentzugs und der damit in Zusammen-
hang stehenden Anwendung von Zwangsmaßnahmen weiterhin 
geprägt von einer eklatant schlechteren Versorgungssituation der 
psychiatrischen Einrichtungen gegenüber Einrichtungen der All-
gemeinmedizin. Die Zahl der Einrichtungen, welche sich in der 
einen oder anderen Form ansatzweise von antipsychiatrischen 
Überlegungen leiten lassen, ist in Österreich sehr gering. 

Nur ein kleiner Teil der außerhalb von den traditionellen Inter-
nierungsanstalten betreuten Personen ist in Einrichtungen unter-
gebracht, in denen die landwirtschaftliche Arbeit gezielt für Zwe-
cke der Therapie eingesetzt wird. In der Mehrzahl der Ein-
richtungen wird aus relativ einfachen ökonomischen Erwägungen 
heraus, so z.B. für die Sicherstellung der Eigenversorgung an 
Nahrungsmitteln als Strategie zur Kostenersparnis, eine Land-
wirtschaft bzw. oft auch nur ein kleiner Hausgarten betrieben. 
Dabei werden aufgrund der schwierigen wirtschaftlichen Situati-
on der Einrichtungsträger die Anstalts- bzw. Heiminsassen zu 
landwirtschaftlichen Arbeiten forciert. Eine therapeutische Kom-
ponente dieser Arbeiten wird dabei oft erst später zur eigenen 
Legitimation paradigmatisiert. 

Integrationsmodelle für geistig behinderte Menschen in der 
Landwirtschaft haben eine lange Tradition. Schon sehr früh wur-
den derartige Einrichtungen in ganz Europa historisch doku-
mentiert. Hatte die Landwirtschaft am Anfang vor allem eine 
Absonderungs- und Verwahrungsfunktion für in der Gesellschaft 
als unerwünscht empfundene Personen, so rücken mit der re-
volutionierenden Erkenntnis eines somatischen Krankheitsbildes 
des Wahnsinns Heilungsintentionen in den Vordergrund. War es 
also anfangs wichtig, die Wahnsinnigen von der sich gefährdet 
fühlenden Öffentlichkeit fern zu halten und dabei die Arbeitskraft 
der Betroffenen in der Landwirtschaft, also in einem Bereich, der 



Zusammenfassung 209 

im vorindustriellen Zeitalter eine große Anzahl von Arbeitskräf-
ten erforderte, bestmöglich auszunutzen, so wird später den 
landwirtschaftlichen Tätigkeiten Therapiecharakter beigemessen. 

Die kontemporären landwirtschaftlichen Betreuungsein-
richtungen in Österreich lassen sich nach bestimmten gemein-
samen Gesichtspunkten in Hinblick auf Betreuungsziel, Organi-
sationsform, sozialtherapeutische Lehrmeinungen sowie sozial-
rechtliche Stellungen einteilen. Nach sozialrechtlichen Kriterien 
läßt sich folgende Gliederung vornehmen: 

a) Traditionelle haushaltsbezogene Modelle 

Diese haben sich als Folge des rasanten strukturellen Wandels 
weitgehend überlebt. Durch die allmähliche Auflösung des 
bäuerlichen Sozialverbandes der Großfamilie und des Gesin-
dewesens fehlen die Betreuungs- und Aufsichtspersonen, wel-
che die Pflege behinderter Personen bewerkstelligen können. 
Dennoch lassen sich noch Reste dieses Versorgungsmusters 
finden. In den meisten Fällen handelt es sich dabei um behin-
derte Mitglieder der bäuerlichen Familie. In selteneren Fällen 
schließt diese Gruppe der auf einem Bauernhof untergebrach-
ten Behinderten auch Personen aus dem Angehörigen- oder 
Freundeskreis mit ein. Als zentrales Problem erweist sich da-
bei die Organisation der sozialen und medizinischen Versor-
gung. 

b) Geschützte Arbeitsplätze und geschützte Werkstätten 

In einer Reihe von Anstalten werden geistig und chronisch 
psychisch Behinderte unter dem Rechtstitel einer geschützten 
Werkstätte oder eines geschützten Arbeitsplatzes betreut. Da-
bei ist eine Mindestleistung von 50 % der vollen Arbeits-
leistung notwendig. Nach Bestimmungen der jeweiligen Lan-
desbehindertengesetze wird die Differenz zwischen der tat-
sächlichen Arbeitsleistung und dem Kollektivlohn monetär ab-



210 Zusammenfassung 

 

gegolten. Diese Möglichkeit einer Beihilfe bei Schaffung eines 
geschützten Arbeitsplatzes bietet sich auch für landwirt-
schaftliche Betriebe, welche Behinderte ordnungsgemäß am 
Arbeitsamt anmelden und dabei den kollektivvertraglichen 
Lohn garantieren. Mit dem Abschluß einer eigenen Sozialver-
sicherung erwächst dem Behinderten ein Anspruch auf sämt-
liche Versicherungsleistungen eines Arbeitnehmers und da-
durch ein größtmöglicher sozialer Schutz. So hat z.B. eine an 
einem geschützten Arbeitsplatz ordnungsgemäß beschäftigte 
Person einen Anspruch auf eine eigene Alters- oder Erwerbs-
unfähigkeitspension. Gelingt es, ein angenehmes soziales Kli-
ma in den Betreuungseinrichtungen zu schaffen, so fühlen sich 
die auf diese Weise untergebrachten Personen wohl. Die Ge-
meinschaft der Gleichbetroffenen kann auch wesentlich zum 
Entstehen eines Zusammengehörigkeitsgefühls beitragen. Die 
soziale Umgebung wird dann weniger bedrohlich empfunden. 
Die ursprüngliche Intention der geschützten Werkstätten, die 
Vermittlung in den allgemeinen Arbeitsmarkt, wird jedoch 
meistens nicht erreicht. 

c) Ausbildungshöfe 

Landwirtschaftliche Ausbildungshöfe stellen eine in den ge-
setzlichen Bestimmungen nicht festgelegte Sonderform eines 
Integrationsmodells dar, bei dem die Akzentuierung auf die 
pädagogische Vermittlung bestimmter praktischer Fähigkeiten 
in der Landwirtschaft, im Gartenbau oder in der Hauswirt-
schaft gelegt wird, die später helfen sollen, eine vollkommene 
Resozialisation in das alltägliche Leben zu erleichtern. Diese 
Ausbildungsstätten haben das explizite Ziel einer Resozialisa-
tion und Reintegration in den allgemeinen Arbeitsmarkt. Im 
Gegensatz zu den eigentlichen geschützten Werkstätten wird 
in den Ausbildungshöfen darauf geachtet, die einzelnen Perso-
nen nach dem Erlernen der notwendigen Kenntnisse und Fer-
tigkeiten so rasch wie möglich in den allgemeinen Arbeitspro-
zeß zu reintegrieren. Problematisch zu werten sind mitunter 
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die Berufsperspektiven eines Landarbeiters oder einer Haus-
haltsgehilfin. 

d) Pflegeplätze und Beschäftigungstherapie 

Darunter fällt die Unterbringung von Personen auf Bauern-
höfen bzw. in landwirtschaftlichen Pflegeeinrichtungen, die 
aufgrund der Schwere ihrer Behinderung nicht mehr in der 
Lage sind, eine gewisse Mindestleistung zu erbringen. Die 
Pflegestellenbetreiber haben dabei für die Erfordernisse einer 
zweckmäßigen Betreuung Sorge zu tragen und erhalten dafür 
einen Tagessatz für die erbrachten Pflegeleistungen. 

Die in Österreich existenten extra-asylären Behindertenbetreu-
ungsmodelle in der Landwirtschaft lassen sich aber auch nach 
ihrem Modellcharakter einteilen. Neben den deklarierten Aus-
bildungshöfen haben dabei anthroposophische Hof- und Dorf-
gemeinschaften eine nicht unwesentliche Bedeutung. Diese sich 
stark an der Astrologie und der Naturmystik orientierenden Ein-
richtungen machen sich die Schaffung einer engen Lebensge-
meinschaft zwischen Behinderten und Nichtbehinderten zur Auf-
gabe. Die Landwirtschaft und die Gärtnerei nehmen dabei eine 
zentrale Stellung ein. Ein wesentliches Faktum für die sozialpä-
dagogischen Erfolge dieser integrativen Wohnprojekte liegt in 
der persönlichen Motivation und im Engagement der Behinder-
tenbetreuer, die allerdings nur mit einer starken Weltanschauung 
im Hintergrund erreicht werden können. 

Nicht unbedeutend im Bereich der Pflegeplätze und der Be-
schäftigungstherapie sind Modelle der sogenannten Außenpflege-
fürsorge, sowie sie zur Zeit vom Landessonderkrankenhaus in 
Graz und Landeskrankenhaus in Klagenfurt betrieben werden. 
Für Einsparungen im Sozialbudget überlegte man sich schon 
früh, Alternativlösungen zu einer psychiatrischen Versorgung im 
Sinne einer "Privatisierung sozialer Dienste" zu finden. Die Form 
einer extra-asylären Versorgung auf Bauernhöfen konnte aus 
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ursächlichen Gründen gleichzeitig mehrere Gruppen als Propo-
nenten finden. Einerseits bot sie fortschrittlichen Psychiatern und 
Ärzten die Chance, Vorstellungen einer aufgeklärten Psychiatrie 
in die Wirklichkeit umzusetzen, andererseits waren die zuständi-
gen Referenten in den Landesregierungen von den in Aussicht 
gestellten Entlastungen im Sozialbudget angetan, und nicht zu-
letzt entdeckten so manche Politiker die Aussichten eines Zuver-
diensts in Form eines gesetzlich garantierten Tagessatzes bzw. 
Pflegegelds bei einer Behindertenbetreuung für viele in eine 
strukturelle ökonomische Krise geratene landwirtschaftliche Be-
triebe. Die Unterbringung auf landwirtschaftlichen Pflegeplätzen 
nach Maßgabe einer Beschäftigungstherapie eröffnet für die Be-
hinderten eine ganze Reihe von Chancen. So ist durchaus die 
Option eines Familienanschlusses, einer sinnvollen Lebensgestal-
tung mit abwechslungsreichen, einfachen und anregenden land-
wirtschaftlichen Arbeiten gegeben. Gleichzeitig sind mit dieser 
Betreuungssituation aber auch, wie gerade die Erfahrungen im 
Kärntner Modell gezeigt haben, sehr viele Gefahren verbunden. 
Ein sozialer Anschluß in einem landwirtschaftlichen Haushalts-
verband kann leicht in Abhängigkeiten, eine therapeutisch sinn-
volle Beschäftigung in Ausnützung der billigen Arbeitskraft von 
willfährigen Arbeitskräften umschlagen. Außerdem kann sich die 
ständige Anwesenheit der behinderten Personen als Ursache für 
viele Konfliktsituationen bei den einzelnen Mitgliedern einer 
Betreuungsfamilie erweisen. 

Resümierend sollte eine extra-asyläre Versorgung im landwirt-
schaftlichen Bereich vorerst einmal einen emanzipatorischen An-
spruch, eine Perspektive eines Freiheits- und Autonomiegewinns, 
eines Ausbrechens aus der Ghettosituation eines mehr oder min-
der geschlossenen Anstaltslebens haben. Damit wird zumindest 
die Möglichkeit einer beruflichen und sozialen Rehabilitation in 
Aussicht gestellt. Gefahren einer Hospitalisierung und Retardie-
rung können in einer integrativen Betreuungseinrichtung jedoch 
nur dann abgewendet werden, sofern es gelingt, ein angenehmes 
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Betreuungsklima zu schaffen und Affinitäten zu Bezugspersonen 
herzustellen. 

Im Gegensatz zur Außenbetreuungssituation kann jedoch ein gut 
organisiertes und gut funktionierendes offenes Anstaltsleben in 
einigen Bereichen durchaus Vorteile bieten. Gerade Schwierig-
keiten mit einer unzureichenden Hygiene, einem ungenügenden 
Verpflegungsstandard, einer mangelhaften medizinischen und 
heiltherapeutischen Versorgung und einer ineffizienten öffent-
lichen Supervision können in einer psychiatrischen Heil- und 
Pflegeanstalt leichter begegnet werden. Demgegenüber fällt es 
gerade landwirtschaftlichen Familienbetrieben aus arbeitszeit-
lichen und innerbetrieblichen Gründen schwer, eine ausreichende 
Pflege, Aufsicht und Betreuung der geistig behinderten Personen 
zu garantieren. 

Als Lösungsansatz für Österreich im Sinne einer grundlegenden 
Reform wäre z.B. eine kombinierte stationäre, extra-asyläre und 
ambulante Versorgung denkbar, in der die Schaffung eines engen 
Netzes an extra-asylären Unterbringungsmöglichkeiten in der 
einen oder anderen Form vorgesehen werden könnte, wobei 
gleichzeitig ein Ausbau von psychiatrischen Betreuungssektoren 
Hand in Hand ginge. Daneben sollten aber auch einzelne, bereits 
bestehende Anstalten in ihrer Struktur geöffnet und demokra-
tisiert und mit einer höheren Betreuungseffizienz ausgestattet 
werden. Auch die Option einer Förderung autonomer anti-
psychiatrischer Pilotprojekte sollte geprüft werden. In Folge 
müßten auch Anstrengungen für einen weiteren Ausbau der psy-
chosozialen Dienste und jener Organisationen, welche sich um 
die Besachwalterung geistig behinderter Personen annehmen, 
intensiviert und von den zuständigen öffentlichen Stellen mit den 
notwendigen finanziellen Mitteln ausgestattet werden. Dies vor 
allem auch deshalb, da dem sozialrechtlichen Schutz besachwal-
teter Personen eine zentrale Bedeutung zukommt. Ergänzend 
dazu könnten auch die Möglichkeiten von Übergangswohngrup-
pen, teilbetreuten Wohngemeinschaften oder Wohnverbundsys-
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temen, bestehend aus einer Stammwohnung mit angeschlossenen 
Einzelwohnungen, besser genützt werden. Flankierende Maß-
nahmen für eine perspektivische Entwicklung landwirtschaftli-
cher Integrationsmodelle unter dem Leitbild einer "Offenen Psy-
chiatrie" sind nur dann sinnvoll, wenn sie mit einer tiefgreifenden 
Reform der Gesamtpsychiatrie kohärent gehen. 
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Summary 

The evaluation of the adequacy of agricultural integration models 
for mentally disabled and chronically mentally sick patients calls 
for a profound analysis and an ontological questioning of the 
notion of madness, which changed with the changing living con-
ditions of this highly heterogeneous group of people. Such an 
approach is the only way to counteract both romanticizing Rous-
seauistic stereotypes and the danger of unreflected views. 

The changing attitude towards madness is in many respects ex-
tremely ambivalent and full of contradictions. An unequivocal 
delimitation between the categories of normality and abnormality 
has proved to be hardly practicable. The attitude towards the 
mentally disabled depends on the dominant production condi-
tions, the level of organization, the socio-cultural framework and 
the necessities of a given society. Nevertheless an analysis of the 
concrete living conditions of mentally disabled people reveals 
certain tendencies. Especially in pre-industrial agricultural socie-
ties the problem of the integration of the mentally disabled did 
not arise due to the omnipresence of madness in society at large. 
Mad people claimed their place in society, had certain niches and 
lived relatively unmolested. By performing certain simple tasks 
they contributed to the production of their society to a consider-
able extent. Their function derived from their utility for their 
community and won them acceptance, although to a limited ex-
tent. 

On the other hand mentally sick people, being the weakest link of 
society, were particularly subjected to the economic cycle of 
agricultural production. Due to the lack of an efficient welfare 
system they were the first to be affected by the consequences of 
bad harvests, famine, and general misery. This naturally reduced 
their chances of survival. Although data are not available, one 
can assume a close correlation between the mortality rate and 
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times of economic and political crises. Historical documents also 
cite instances of killings, which were less motivated by social and 
ethical considerations than by the problem of undernourishment 
on account of bitter poverty forcing people to desperate meas-
ures. On the other hand the rural population has always had less 
difficulties in securing the necessary food supplies than the urban 
population. This was bound to also have consequences on the 
diet of mentally disabled persons within the rural household. 

With the increasing division of labour and the growing demand 
for special skills in a modern industrial society the situation of the 
mentally disabled began to change. Increasing demands on the 
individual pushed more and more people who could not keep 
pace with progress, to the margins of society. Whereas in pre-
capitalist rural communities it was irrelevant if one could read or 
write, people with learning difficulties later failed to meet the 
demands of society and got stigmatized. The same goes for all 
those who are able to perform very simple tasks only. Techno-
logical progress has rationalized the very provinces where the 
contribution to the common good won them some self-esteem. 

On the other hand the freedom of the mentally disabled gradually 
diminished. It can be argued that they fell victim to structural 
changes. The last century saw the transition from the extended 
family to the nuclear family, especially in rural districts. Whereas 
there used to be plenty of people to care for the disabled within 
the extended family, this care has become virtually impossible 
within the nuclear family. Due to traditional role models women 
were and are most likely to look after the old and the invalid, 
which added to the physical and emotional strain of agricultural 
work, especially in part-time farming. Besides, the mentally dis-
abled themselves got deprived of the security they needed since 
there is usually nobody they can relate to in a modern nuclear 
family. In many cases the solution was sending them to mental 
hospitals and thus shutting them out from society. 
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Since a return to the extended family and the pre-industrial age is 
neither desirable nor possible, new utopias and strategies to im-
plement an utmost integration of mentally disabled people into 
society have to be developed. Starting from the assumption that 
for various reasons the closure of the large mental hospitals and 
the creation of an extended extra-asylum care system are gener-
ally desirable, the implications of such a decision must neverthe-
less be taken into account. This is why it is important to refer to 
the theoretical conceptions of care systems such as the "open 
psychiatry" or "anti-psychiatry". 

Given the great number of detainees in mental institutions in 
Austria, extra-asylum care institutions are still relatively insignifi-
cant. Traditional forms of mental sanatoriums, asylums, hospitals 
or psychiatric clinics with closed and occasionally open wards are 
still the rule. The condition of mentally sick people is not only 
characterized by a disproportionate emphasis on segregation-
psychiatry with its surplus-repression due to unjustified detention 
and compulsory measures, but also by strikingly worse condi-
tions in the psychiatric institutions compared to general hospitals. 
The number of institutions in Austria devoting themselves to the 
anti-psychiatric approach is comparatively small. 

Only a small number of the patients looked after outside the tra-
ditional detention institutions are cared for in establishments 
where agricultural work is an integral part of their therapy. The 
great majority of these institutions run a farm or a small garden 
for downright economic motives, e.g. for providing themselves 
with food to keep down costs or to secure self-sufficiency. Thus 
patients are forced to do agricultural work to alleviate the eco-
nomic difficulties of such institutions. A therapeutical component 
of this kind of work is added as an afterthought to legitimize the 
exploitation of the patients´ labour. 

Yet integration models for mentally disabled people in agricul-
ture can look back on a long tradition. Historical documents of 
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such institutions all over Europe date back to very early times. 
While agricultural work originally had the function to segregate 
presumably undesired persons from society, the desire to cure the 
diseased, which originated in the revolutionary discovery of the 
somatic causes of madness, began to gain ground. As pre-
industrial agriculture required a great number of labourers, the 
labour force of the "lunatics" was exploited to the maximum, 
while it was just as important to keep them away from a society 
that felt threatened by them. It was only much later that agricul-
tural activities were attributed the character of therapy. 

Various aspects, such as the aim of the care, organisational pecu-
liarities, differing social therapeutical doctrines and last but not 
least the social and legal status granted to the persons in need of 
care, must be taken into account when classifying the contempo-
rary agricultural care institutions in Austria. According to the 
latter criteria they can be divided as follows: 

a) Traditional household-based models 

Due to sweeping changes in traditional structures and value 
systems these models are practically a thing of the past. The 
current shortage of nursing personnel within the rural house-
hold is the result of the falling apart of the once prevalent so-
cial unit: the extended family, which also included farmhands. 
Nonetheless traces of this model can still be found. While in 
most cases the disabled are members of the farmer`s family, 
we occasionally come across disabled people, who are more 
distant relatives or friends of the family they live with. One of 
the major problems the families face is the organisation of so-
cial and medical care. 

b) Sheltered places of work and sheltered workshops 

In several institutions mentally disabled and chronically men-
tally ill people are looked after under the legal heading of a 
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"sheltered place of work" or a "sheltered workshop". In these 
institutions the disabled workers are required to meet at least 
50 percent of the performance quota laid down for the able-
bodied. The provincial laws stipulate that the difference be-
tween the actual work performance and the wages guaranteed 
by collective agreement be paid to the sheltered institution. 
This opportunity to receive state supplements by creating a 
sheltered place of work can naturally be extended to agricul-
tural enterprises if they register their disabled labourers with 
the employment exchange and if they guarantee to pay the 
wages agreed upon by the social partners. The disabled people 
generally feel at ease provided that a pleasant atmosphere is 
created. The community of people with similar fates consid-
erably contributes to generating a spirit of solidarity and to-
getherness and to make the social environment less threaten-
ing. Unfortunately most sheltered workshops have failed to 
meet their original objective of integrating the disabled into 
the general labour market. 

c) Apprentice farms 

Agricultural apprentice farms are a special integration model, 
which somewhat falls out of the legal framework. The empha-
sis is placed on teaching young mentally disabled persons 
practical skills in the fields of agriculture, gardening or house-
keeping to encourage their future re-integration into normal 
life. These apprentice farms also have the explicit goal of re-
integrating them into the general labour market. In contrast to 
the so-called sheltered workshops, apprentice farms see to it 
that the disabled people are re-integrated into the general la-
bour market as soon as they have acquired the necessary 
knowledge and skills. One must, however, take into consid-
eration that the job prospects of agricultural labourers or do-
mestic helps tend to be rather problematic. 
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d) Nursing places and occupational therapy 

People who are so severely handicapped that they cannot even 
meet the minimum requirements in the field of work and who 
are accomodated on farms or in other agricultural care units 
fall into this category. The people who run such an institution 
commit themselves to seeing to it that the disabled are prop-
erly looked after. For their efforts they get paid a daily rate. 

Secondly, agricultural care systems in Austria can also be classi-
fied according to their characteristics. In addition to the before 
mentioned apprentice farms anthroposophical farming and village 
communities, which are based on astrology and nature mysticism, 
play a considerable role. Their members commit themselves to 
creating close ties between "normal" and disabled people by al-
lowing the latter to participate in agricultural and garden work. 
Strong personal motives and the dedication of the nursing per-
sonnel, whose unshaken ideology helps them to bear the burden 
of caring for the disabled, account for the undisputed social and 
educational success of these integration projects. 

Furthermore a special care system within the framework of nurs-
ing places and occupational therapy, the so-called extra-mural 
care system, which has been introduced by the provincial hospi-
tals in Graz (Styria) and Klagenfurt (Carinthia), deserves being 
mentioned. Against the background of the dreadful state and the 
high costs of clinical psychiatry alternative solutions to the tradi-
tional psychiatric care systems were sought very early. For obvi-
ous reasons extra-asylum care on farms was promoted by various 
pressure groups. On the one hand forward-looking psychiatrists 
and phsyicians were offered the chance to implement their ideas 
of an enlightened psychiatry, while on the other hand the respon-
sible officials in the provincial governments were attracted by the 
opportunity of easing the financial burden of the social budget. 
Last but not least some politicians discovered the prospect of a 
profitable additional income in the form of daily rates and atten-



Summary 221 

dance allowances to farms affected by economic and structural 
crisis. The admittance of disabled persons into extra-asylum care 
on farms accompanied by occupational therapy offers a variety of 
prospects for the disabled. Ideally they are admitted into the fam-
ily circle and are offered a meaningful life with a variety of stimu-
lating, though simple agricultural jobs. At the same time this 
model implies a number of dangers, as the Carinthian model has 
proved. Close social ties with the farmer`s household can easily 
lead to dependencies; likewise meaningful therapeutic activity 
can turn into the exploitation of the cheap labour of docile farm-
hands. Apart from that the permanent presence of disabled peo-
ple on the farm can be the cause of various emotional conflicts 
among the farmer`s family. 

To sum up, one can say that extra-asylum systems in agriculture 
should undoubtedly lead to the emancipation of the mentally dis-
abled, grant them more freedom and autonomy and liberate them 
from the ghetto life in psychiatric clinics, which would be the 
precondition for a successful professional and social rehabilita-
tion. However, the dangers of hospitalization and retardation 
within an integrated care institution can only be counteracted if 
one succeeds in creating a pleasant atmosphere and close affini-
ties with household members or workmates. 

It must be pointed out, however, that well organized open psy-
chiatric clinics can also have some advantages. Insufficient hygi-
enic standards, poor quality food, inadequate medical and thera-
peutical facilities and inefficient public supervision can be 
avoided much more easily in a psychiatric clinic, whereas the 
structural set-up of small agricultural enterprises, such as long 
working hours, is hardly suited to ensure adequate care and su-
pervision of the mentally disabled. 

A step towards the solution to the predicament of the mentally 
disabled in Austria would be a general psychiatric reform, which 
would combine clinical, out-patient and extra-asylum care. This 
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requires the creation of a network of various extra-asylum insti-
tutions as well as the development of psychiatric care. This 
should go hand in hand with the opening and democratization of 
clinics along with an increased efficiency in favour of the dis-
abled. Governmental support for independent anti-psychiatric 
pilot projects should also be taken into consideration. Since the 
social and legal protection of incapacitated people plays a pivotal 
role, efforts to develop the psycho-social services and organisa-
tions providing legal guardianship should be stepped up and sub-
sidized by the authorities in charge. In addition, temporary flats 
and "training communities" should be made better use of in the 
future. Supporting measures for a longterm development of agri-
cultural integration models under the auspices of "open psychia-
try" will only succeed if they coincide with a thoroughgoing re-
form of the general psychiatry. 
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Abstract 

 

In the course of public debates on "open psychiatry" and "anti-
psychiatric" approaches, ways to integrate mentally handicapped 
and chronically mentally disabled patients into agriculture have 
increasingly attracted attention. The present study examines a 
number of extra-asylum agricultural care institutions in Austria 
and their therapeutical and ideological backgrounds. It points out 
both the dangers and the advantages of such care institutions. 
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